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31 . 03.2010 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2005/21 4/JI 
des Rates vom 24. Februar 2005 über die Anwendung des Grundsatzes 
der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen 


A. Problem und Ziel 

Mit dem Gesetz soll der Rahmenbeschluss 2005/2 14/Jl des Rates vom 24. Feb- 
ruar 2005 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung 
von Geldstrafen und Geldbußen (ABI. L 76 vom 22.3.2005, S. 16) in das natio- 
nale Recht umgesetzt werden. 


B. Lösung 

Der Rahmenbeschluss über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen 
Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen soll durch Änderung des Geset- 
zes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen, der Justizverwaltungs- 
kostenordnung, des Gerichtskostengesetzes und des Rechtsanwaltsvergütungs- 
gesetzes umgesetzt werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Es wird ein erhöhter Vollzugsaufwand für das als Zentralbehörde vorgesehene 
Bundesamt für Justiz, sonstige Verwaltungsbehörden des Bundes, Verwaltungs- 
behörden der Länder, Gerichte und Strafverfolgungsbehörden entstehen. Über 
die Deckung eventueller Mehrbelastungen für den Bundeshaushalt wird im 
Rahmen der Haushaltsaufstellung zu entscheiden sein. Dabei wird vorrangig 
geprüft, inwieweit der Bedarf im Einzelplan 07 gegenfinanziert werden kann. 
Geldstrafen und Geldbußen, die in anderen Mitgliedstaaten verhängt wurden, 
werden nach Maßgabe des Umsetzungsgesetzes auf ein Ersuchen hin in 
Deutschland vollstreckt. Umgekehrt ist das Europäische Geldsanktionsgesetz 
Rechtsgrundlage für die Vollstreckung von in Deutschland verhängten 
Geldsanktionen in anderen Mitgliedstaaten, an die entsprechende Ersuchen ge- 
richtet werden. Die Fallzahlen lassen sich bislang nicht verlässlich prognostizie- 
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ren. Der Rahmenbeschluss sieht vor, dass die Einnahmen aus der Vollstreckung 
ausländischer Ersuchen dem vollstreckenden Staat zugute kommen. Es ist daher 
davon auszugehen, dass die Kosten für die Bearbeitung eingehender Ersuchen 
den Einnahmen im Rahmen der Vollstreckung entsprechen. Elinsichtlich der 
Bearbeitung von Ersuchen aus dem Inland ist zu erwarten, dass zunächst nur ein 
begrenzter Aufwand entsteht, da es im Bereich der Vollstreckung von Verkehrs- 
ordnungswidrigkeiten bislang mit wenigen Staaten effektive Instrumente zur 
Ermittlung von Halterdaten gibt. Im Übrigen ist damit zu rechnen, dass nicht un- 
erhebliche Mehreinnahmen der Bußgeldstellen zu verzeichnen sein werden, da 
bislang in vielen Fällen auf die Verhängung eines Bußgeldes insbesondere im 
Bereich der Verkehrsordnungswidrigkeiten verzichtet wurde, wenn keine Si- 
cherheitsleistung gestellt werden konnte. Künftig wird die Möglichkeit einer 
Beitreibung von Bußgeldern im Wohnsitzstaat den Anreiz verstärken, auch dann 
ein Bußgeld zu verhängen, weim keine Sicherheitsleistung gezahlt wurde. 
Gleichzeitig dürfte sich die Zahlungsbereitschaft der Betroffenen erhöhen. 


E. Sonstige Kosten 

Keine. Für die sozialen Sicherungssysteme und die Wirtschaft, insbesondere für 
kleine und mittlere Unternehmen, entstehen keine Kosten. Auswirkungen auf 
die Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau- 
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Mit dem Gesetzentwurf werden für die Wirtschaft sowie die Bürgerinnen und 
Bürger keine Informationspflichten eingeführt, geändert oder aufgehoben. Für 
die Verwaltung werden zwei neue Informationspflichten geschaffen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 


Berlin, 



März 2010 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestäges 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 
2005/214/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über die Anwendung 
des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen 
und Geldbußen 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG ist 
als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 868. Sitzung am 26. März 2010 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2005/214/JI 
des Rates vom 24. Februar 2005 über die Anwendung des Grundsatzes 
der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen* 

Vom . . . 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über die internationale 
Reehtshilfe in Strafsaehen 

Das Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Straf- 
sachen in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 
1994 (BGBl. 1 S. 1537), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 6. Juni 2008 (BGBl. 1 S. 995) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 77 werden die folgenden An- 
gaben eingefügt: 

„Elektronische Kommunikation 

und Aktenführung § 77a 

Verordnungsermächtigung § 77b“. 

b) Nach der Angabe zu § 85 werden folgende Angaben 
eingefügt: 


„Abschnitt 2 
Geldsanktionen 


Unterabschnitt 1 


Allgemeine Regelungen 


Vorrang 

§86 

Unterabschnitt 2 
Eingehende Ersuchen 


Gmndsatz 

§87 

Vollstreckungsunterlagen 

§87a 

Zulässigkeitsvoraussetzungen 

§87b 

Vorbereitung der Entscheidung über 
die Bewilligung 

§87c 

Gmndsätzliche Pflicht zur Bewilligung 

§87d 

Beistand 

§87e 

Bewilligung der Vollstreckung 

§87f 

Gerichtliches Verfahren 

§87g 

Gerichtliche Entscheidung nach Einspmch 

§87h 

Gerichtliche Entscheidung auf Antrag 
der Bewilligungsbehörde; Bewilligung 

§87i 

Rechtsbeschwerde 

§87j 


Zulassung der Rechtsbeschwerde § 87k 

Besetzung der Senate der Oberlandesgerichte § 871 

Verbot der Doppelverfolgung; Mitteilung 

an das Bundeszentralregister § 87m 

Vollstreckung § 87n 

Unterabschnitt 3 
Ausgehende Ersuchen 

Grundsatz § 87o 

Inländisches Vollstreckungsverfahren § 87p“. 


c) Die Angabe zu § 98 wird durch folgende Angaben er- 
setzt: 

„Anwendungsvorbehalt; Stichtagsregelung § 98 

Einschränkung von Grundrechten § 99“. 

2. In § 55 Absatz 3 Satz 4 wird die Angabe „14 bis 18“ 
durch die Angabe „12 bis 16“ ersetzt. 

3. § 74 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „der Bundesminister“ 
durch die Wörter „das Bundesministerium“ und das 
Wort „Bundesministem“ durch das Wort „Bundes- 
ministerien“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird jeweils das Wort „Bundesministers“ 
durch das Wort „Bundesministeriums“ ersetzt. 

c) In Satz 3 wird das Wort „Bundesminister“ durch das 
Wort „Bundesministerien“ ersetzt. 

d) Folgender Satz wird angefügt: 

„Über Ersuchen nach den Unterabschnitten 2 und 3 
von Abschnitt 2 des Neunten Teils dieses Gesetzes 
entscheidet das Bundesamt für Justiz.“ 

4. Nach § 77 werden folgende §§ 77a und 77b eingefügt: 

„§77a 

Elektronische Kommunikation und Aktenfühmng 

(1) Ist nach diesem Gesetz für die Leistung von 
Rechtshilfe die Einreichung schriftlicher Unterlagen ein- 
schließlich von Originalen oder beglaubigten Abschrif- 
ten notwendig, körmen auch elektronische Dokumente 
vorgelegt werden, soweit dies durch Rechtsverordnung 
nach § 77b zugelassen ist. Die elektronischen Dokumen- 
te sind mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
nach dem Signaturgesetz zu versehen und müssen für die 
Bearbeitung durch eine Behörde oder ein Gericht geeig- 


* Dieses Gesetz dient der Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2005/214/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über die Anwendung des Grundsatzes der 
gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen (ABI. L 76 vom 22.3.2005, S. 16). 


Drucksache 17/1288 


-6- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


net sein. Das Gleiche gilt für Erklärungen, Anträge oder 
Begründungen, die nach diesem Gesetz ausdrücklich 
schriftlich abzufassen oder zu unterzeichnen sind. 

(2) Die qualifizierte elektronische Signatur kann durch 
ein anderes sicheres Verfahren ersetzt werden, das die 
Authentizität und die Integrität des übermittelten elektro- 
nischen Dokuments sicherstellt. 

(3) Ein elektronisches Dokument ist eingegangen, so- 
bald die für den Empfang bestimmte Einrichtung der Be- 
hörde oder des Gerichts es aufgezeichnet hat. Ist ein über- 
mitteltes elektronisches Dokument zur Bearbeitung nicht 
geeignet, ist dies dem Absender unter Angabe der gelten- 
den technischen Rahmenbedingungen unverzüglich mit- 
zuteilen. Soweit nicht die elektronische Aktenführung 
nach Absatz 4 zugelassen ist, ist von dem elektronischen 
Dokument unverzüglich ein Aktenauszug zu fertigen. 

(4) Die Verfahrensakten können elektronisch geführt 
werden, soweit dies durch Rechtsverordnung nach § 77b 
zugelassen ist. Schriftstücke und Gegenstände des 
Augenscheins (Urschriften), die zu den elektronisch ge- 
führten Akten eingereicht und für eine Übertragung ge- 
eignet sind, sind zur Ersetzung der Urschrift in ein elek- 
tronisches Dokument zu übertragen, soweit die Rechts- 
verordnung nach § 77b nichts anderes bestimmt. Das 
elektronische Dokument muss den Vermerk enthalten, 
wann und durch wen die Urschrift übertragen worden ist. 
Die Urschriften sind bis zum Abschluss des Verfahrens 
so aufzubewahren, dass sie auf Anforderung innerhalb 
von einer Woche vorgelegt werden können. 

(5) Ein nach Absatz 4 Satz 2 und 3 hergestelltes elek- 
tronisches Dokument ist für das Verfahren zugrunde zu 
legen, soweit kein Anlass besteht, an der Übereinstim- 
mung mit der Urschrift zu zweifeln. 

(6) Enthält das nach Absatz 1 hergestellte elek- 
tronische Dokument zusätzlich zu dem Vermerk nach 
Absatz 4 Satz 3 einen mit einer qualifizierten elektroni- 
schen Signatur versehenen Vermerk darüber, 

1 . dass die Wiedergabe auf dem Bildschirm mit der Ur- 
schrift inhaltlich und bildlich übereinstimmt sowie 

2. ob die Urschrift bei der Übertragung als Original oder 
in Abschrift Vorgelegen hat, 

kann die Urschrift bereits vor Abschluss des Verfahrens 
vernichtet werden. Verfahrensinteme Erklärungen des 
Betroffenen und Dritter sowie ihnen beigefügte einfache 
Abschriften können unter den Voraussetzungen von 
Satz 1 vernichtet werden. 

(7) Die §§ 1 10c bis 1 lOe des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten gelten entsprechend. 

§77b 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium der Justiz bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, 

1 . den Zeitpunkt, von dem an elektronische Dokumente 
nach § 77a Absatz 1 eingereicht werden können, 

2. die für die Übersendung der elektronischen Doku- 
mente nach § 77a Absatz 2 notwendigen Signaturan- 


forderungen und die für die Bearbeitung notwendige 
Form, 

3. den Zeitpunkt, von dem an Akten nach § 77a Absatz 4 
elektronisch geführt werden oder geführt werden kön- 
nen, 

4. die organisatorisch-technischen Rahmenbedingungen 
für die Bildung, Führung und Aufbewahrung der elek- 
tronisch geführten Akten einschließlich der Ausnah- 
men von der Ersetzung der Urschrift nach § 77a 
Absatz 4, 

5. die Urschriften, die abweichend von § 77a Absatz 6 
weiterhin aufzubewahren sind. 

Die elektronische Aktenführung nach § 77a Absatz 4 
kann auf das Verfahren bei einzelnen Behörden oder auf 
Verfahrensabschnitte beschränkt werden.“ 

5 . Abschnitt 2 des Neunten Teils wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 2 

Geldsanktionen 

Unterabschnitt 1 
Allgemeine Regelungen 

§86 

Vorrang 

(1) Soweit dieser Abschnitt keine besonderen Rege- 
lungen enthält, finden die übrigen Bestimmungen dieses 
Gesetzes auf Ersuchen um Vollstreckung von Geldstrafen 
und Geldbußen im Rechtshilfeverkehr mit den Mitglied- 
staaten der Europäischen Union Anwendung. 

(2) Dieser Abschnitt geht den in § 1 Absatz 3 genann- 
ten völkerrechtlichen Vereinbarungen vor, soweit er ab- 
schließende Regelungen enthält. 

Unterabschnitt 2 
Eingehende Ersuchen 

§87 

Grundsatz 

(1) Die Vollstreckungshilfe für einen anderen Mit- 
gliedstaat nach Maßgabe des Rahmenbeschlusses 2005/ 
214/Jl des Rates vom 24. Februar 2005 über die An- 
wendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerken- 
nung von Geldstrafen und Geldbußen (ABI. L 76 vom 
22.3.2005, S. 16) richtet sich nach diesem Unterab- 
schnitt. Die Bestimmungen des Vierten Teils dieses Ge- 
setzes sind nur anzuwenden, soweit auf diese Vorschrif- 
ten im Folgenden ausdrücklich Bezug genommen wird. 

(2) Vollstreckungshilfe kann durch Vollstreckung einer 
rechtskräftig gegen einen Betroffenen verhängten 
Geldsanktion geleistet werden, wenn die Geldsanktion 
auf einer Entscheidung beruht, die 

1 . ein Gericht im ersuchenden Mitgliedstaat wegen einer 
nach dessen Recht strafbaren Tat getroffen hat, 

2. eine nicht gerichtliche Stelle im ersuchenden Mit- 
gliedstaat wegen einer nach dessen Recht strafbaren 
Tat getroffen hat, sofern gegen diese Entscheidung ein 
auch für Strafsachen zuständiges Gericht angerufen 
werden konnte, 

3. eine nicht gerichtliche Stelle im ersuchenden Mit- 
gliedstaat wegen einer Tat getroffen hat, die nach des- 
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sen Recht als Ordnungswidrigkeit geahndet worden 
ist, sofern gegen diese Entscheidung ein auch für 
Strafsachen zuständiges Gericht angerufen werden 
konnte, oder 

4. ein auch für Strafsachen zuständiges Gericht im er- 
suchenden Mitgliedstaat über eine Entscheidung nach 
Nummer 3 getroffen hat. 

(3) Eine Geldsanktion im Sinne des Absatzes 2 ist die 
Verpflichtung zur Zahlung 

1 . eines Geldbetrages wegen einer strafbaren Handlung 
oder einer Ordnungswidrigkeit, 

2. der neben einer Sanktion nach Nummer 1 auferlegten 
Kosten des Verfahrens, 

3. einer neben einer Sanktion nach Nummer 1 festge- 
setzten Entschädigung an das Opfer, wenn das Opfer 
im Rahmen des Verfahrens im ersuchenden Mitglied- 
staat keine zivilrechtlichen Ansprüche geltend ma- 
chen durfte und ein Gericht in Ausübung seiner straf- 
rechtlichen Zuständigkeit tätig wurde, oder 

4. eines neben einer Sanktion nach Nummer 1 festge- 
setzten Geldbetrages an eine öffentliche Kasse oder 
an eine Organisation zur Unterstützung von Opfern. 

Keine Geldsanktionen sind Anordnungen über die Ein- 
ziehung von Tatwerkzeugen oder von Erträgen aus Straf- 
taten sowie Anordnungen zivilrechtlicher Natur, die sich 
aus Schadensersatzansprüchen und Klagen auf Wieder- 
herstellung des früheren Zustands ergeben und gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezem- 
ber 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die An- 
erkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (ABI. L 12 vom 16.1.2001, 

5. 1) vollstreckbar sind. 

§87a 

Vollstreckungsunterlagen 

Die Vollstreckung der Geldsanktion ist nur zulässig, 
wenn die folgenden Unterlagen vorliegen: 

1. das Original der zu vollstreckenden Entscheidung 
oder eine beglaubigte Abschrift hiervon, 

2. die von der zuständigen Behörde des ersuchenden 
Staates ausgefüllte und Unterzeichnete Bescheinigung 
entsprechend dem Formblatt, das im Anhang des Rah- 
menbeschlusses 2005/2 14/JI des Rates vom 24. Fe- 
bruar 2005 über die Anwendung des Grundsatzes der 
gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und 
Geldbußen abgedruckt ist, im Original. 

§87b 

Zulässigkeitsvoraussetzungen 

(1) Die Vollstreckung der Geldsanktion ist nur zuläs- 
sig, wenn auch nach deutschem Recht, ungeachtet etwai- 
ger Verfahrenshindemisse und gegebenenfalls nach siim- 
gemäßer Umstellung des Sachverhalts, für die Tat, wie 
sie der Entscheidung zugrunde liegt, eine Strafe oder 
Geldbuße hätte verhängt werden können. Die beider- 
seitige Sanktionierbarkeit ist nicht zu prüfen, wenn die 
der Entscheidung zugrunde liegende Tat nach dem Recht 
des ersuchenden Mitgliedstaates eine der in Artikel 5 
Absatz 1 des Rahmenbeschlusses 2005/2 14/JI des Rates 


vom 24. Februar 2005 über die Anwendung des Grund- 
satzes der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen 
und Geldbußen aufgeführten Straftaten oder Ordnungs- 
widrigkeiten verwirklicht. 

(2) Die Vollstreckung der Geldsanktion ist nicht zuläs- 
sig, soweit diese gezahlt oder beigetrieben worden ist. 

(3) Die Vollstreckung der Geldsanktion ist nicht zuläs- 
sig, wenn 

1. die in § 87a Nummer 2 genannte Bescheinigung un- 
vollständig ist oder der Entscheidung offensichtlich 
nicht entspricht, 

2. die verhängte Geldsanktion den Betrag von 70 Euro 
oder dessen Gegenwert bei Umrechnung nach dem im 
Zeitpunkt der zu vollstreckenden Entscheidung maß- 
geblichen Kurswert nicht erreicht, 

3. die zugrunde liegende Entscheidung in einem schrift- 
lichen Verfahren ergangen ist und der Betroffene oder 
ein nach dem Recht des ersuchenden Mitgliedstaates 
befugter Vertreter nicht über das Recht zur Anfech- 
tung und über die Fristen entsprechend den Vorschrif- 
ten dieses Rechts belehrt worden ist, 

4. die zugrunde liegende Entscheidung in Abwesenheit 
des Betroffenen ergangen ist, es sei denn, dass er oder 
ein nach dem Recht des ersuchenden Mitgliedstaates 
befugter Vertreter über das Verfahren unterrichtet 
worden ist und die Möglichkeit hatte, sich in einem 
mündlichen Termin zu der Beschuldigung zu äußern, 
oder dass der Betroffene erklärt hat, die Entscheidung 
nicht anzufechten, 

5. gegen den Betroffenen wegen derselben Tat, die der 
Entscheidung zugrunde liegt, im Inland eine Ent- 
scheidung im Sinne des § 9 Nummer 1 ergangen ist 
und für die Tat auch die deutsche Gerichtsbarkeit be- 
gründet ist oder wenn wegen derselben Tat, die der 
Entscheidung zugrunde liegt, in einem anderen Staat 
als dem ersuchenden Mitgliedstaat und nicht im In- 
land eine Entscheidung gegen den Betroffenen ergan- 
gen und vollstreckt worden ist, 

6. für die der Entscheidung zugrunde liegende Tat auch 
die deutsche Gerichtsbarkeit begründet und die Voll- 
streckung nach deutschem Recht verjährt ist, 

7. der Betroffene aufgrund seines Alters zur Zeit der Tat, 
die der Entscheidung zugrunde liegt, nach deutschem 
Recht schuldunfähig war oder strafrechtlich nicht ver- 
antwortlich im Sinne von § 3 Satz 1 des Jugendge- 
richtsgesetzes handelte oder 

8. die der Entscheidung zugrunde liegende Tat ganz oder 
zum Teil im Inland oder auf einem Schiff oder in 
einem Luftfahrzeug begangen wurde, das berechtigt 
ist, die Bundesflagge oder das Staatszugehörigkeits- 
zeichen der Bundesrepublik Deutschland zu führen, 
und die Tat nach deutschem Recht nicht als Straftat 
mit Strafe bedroht oder als Ordnungswidrigkeit mit 
Geldbuße bewehrt ist. 

§87c 

Vorbereitung der Entscheidung über die Bewilligung 

(1) Die Bewilligungsbehörde hat dem Betroffenen Ab- 
schriften der in § 87a bezeichneten Unterlagen zu über- 
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senden. Er erhält Gelegenheit, sich binnen zwei Wochen 
nach Zugang zu äußern, und ist darüber zu belehren, dass 
die Bewilligungsbehörde nach Ablauf dieser Frist über 
die Bewilligung der Vollstreckung entscheiden oder unter 
den Voraussetzungen des § 87i Absatz 1 einen Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung stellen wird. 

(2) Die Anhörung nach Absatz 1 kann unterbleiben, 
werm die Bewilligungsbehörde 

1 . die Vollstreckung als unzulässig ablehnt, 

2. ein Bewilligungshindemis nach § 87d Absatz 1 gel- 
tend macht oder 

3. von vornherein die Umwandlung einer Entscheidung 
durch das Gericht nach § 87i Absatz 1 beantragt. 

§87d 

Grundsätzliche Pflicht zur Bewilligung 

(1) Die Bewilligung eines zulässigen Ersuchens um 
Vollstreckung einer Geldsanktion kaim nur abgelehnt 
werden, wenn die der Entscheidung zugrunde liegende 
Tat 


(3) Soweit die Entscheidung des anderen Mitgliedstaa- 
tes für vollstreckbar erklärt wird, sind die Entscheidung 
und die Höhe der zu vollstreckenden Geldsanktion anzu- 
geben. Die Bewilligung ist mit Gründen zu versehen und 
dem Betroffenen zuzustellen. Die Bewilligung enthält 

1 . den Hinweis, dass die Bewilligung rechtskräftig und 
die Geldsanktion vollstreckbar wird, wenn kein Ein- 
spruch nach Absatz 4 eingelegt wird, 

2. die Aufforderung an den Betroffenen, spätestens zwei 
Wochen nach Rechtskraft die Geldsanktion an die 
Bundeskasse zu zahlen. 

(4) Der Betroffene kann gegen die Bewilligung inner- 
halb von zwei Wochen nach Zustellung schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Bewilligungsbehörde Einspruch 
einlegen. Die §§ 297 bis 300 und 302 der Strafprozess- 
ordnung über Rechtsmittel und die §§42 bis 47 der Straf- 
prozessordnung über Fristen und Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gelten entsprechend. 

§87g 

Gerichtliches Verfahren 


1 . ganz oder zum Teil im Inland oder auf einem Schiff 
oder in einem Luftfahrzeug begangen wurde, das be- 
rechtigt ist, die Bundesflagge oder das Staatszugehö- 
rigkeitszeichen der Bundesrepublik Deutschland zu 
führen, und nach deutschem Recht als Straftat mit 
Strafe bedroht oder als Ordnungswidrigkeit mit Geld- 
buße bewehrt ist oder 

2. außerhalb des Hoheitsgebietes des ersuchenden Mit- 
gliedstaates begangen wurde und werm eine derartige, 
im Ausland begangene Tat nach deutschem Recht 
nicht als Straftat mit Strafe oder als Ordnungswidrig- 
keit mit Geldbuße bedroht ist. 

(2) Die Bewilligung eines zulässigen Ersuchens um 
Vollstreckung einer Geldsanktion kann zudem abgelehnt 
werden, wenn die betroffene Person in dem ausländischen 
Verfahren keine Gelegenheit hatte einzuwenden, für die 
der Entscheidung zugrunde liegende Handlung nicht ver- 
antwortlich zu sein, und sie dies gegenüber der Bewilli- 
gungsbehörde geltend macht. 

§87e 

Beistand 

Die Vorschrift des § 53 über den Beistand gilt entspre- 
chend. 


§87f 

Bewilligung der Vollstreckung 

(1) Über die Vollstreckung entscheidet die Bewilli- 
gungsbehörde, sofern sie nicht einen Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung nach § 87i Absatz 1 stellt. 

(2) § 54 Absatz 2 und 4 ist entsprechend anzuwenden. 
Ist die Tat, die dem Ersuchen des anderen Mitgliedstaates 
zugrunde liegt, nicht auf dessen Hoheitsgebiet begangen 
worden und ist für diese Tat die deutsche Gerichtsbarkeit 
begründet, so ist die Höhe der Geldstrafe oder Geldbuße 
auf das für eine vergleichbare Handlung nach inlän- 
dischem Recht zu verhängende Höchstmaß herabzuset- 
zen, wenn die in dem anderen Mitgliedstaat verhängte 
Sanktion dieses Höchstmaß überschreitet. 


( 1 ) Gegen die Bewilligung ist der Rechtsweg zu den or- 
dentlichen Gerichten eröffnet. Hilft die Bewilligungs- 
behörde dem Einspruch des Betroffenen nicht ab, so ent- 
scheidet das nach Absatz 2 zuständige Amtsgericht. Das 
zuständige Amtsgericht entscheidet ferner auf Antrag der 
Bewilligungsbehörde gemäß § 87i. § 34 Absatz 1, § 107 
des Jugendgerichtsgesetzes und § 68 Absatz 2 des Geset- 
zes über Ordnungswidrigkeiten gelten entsprechend. Die 
Bewilligungsbehörde bereitet die Entscheidung vor. 

(2) Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach dem 
Wohnsitz des Betroffenen, werm dieser eine natürliche 
Person ist. Hat der Betroffene keinen Wohnsitz im Inland, 
so richtet sich die Zuständigkeit nach seinem gewöhn- 
lichen Aufenthalt oder, wenn ein solcher nicht bekannt ist, 
nach seinem letzten Wohnsitz. Ist der Betroffene eine ju- 
ristische Person, ist das Gericht zuständig, in dessen Be- 
zirk die juristische Person ihren Sitz hat. Maßgeblich im 
Falle des § 87h ist der Zeitpunkt des Eingangs des Ein- 
spruchs, im Falle des § 87i der Zeitpunkt des Eingangs 
des Antrags bei Gericht. Können diese Orte nicht fest- 
gestellt werden, so ist das Gericht zuständig, in dessen 
Bezirk sich Vermögen des Betroffenen befindet. Befindet 
sich Vermögen des Betroffenen in den Bezirken verschie- 
dener Amtsgerichte, so richtet sich die Zuständigkeit 
danach, welches Amtsgericht zuerst mit der Sache befasst 
wurde. § 58 Absatz 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
bleibt unberührt. 

(3) Das Gericht übersendet dem Betroffenen die Ab- 
schrift einer Übersetzung der Entscheidung des anderen 
Mitgliedstaates in die deutsche Sprache, soweit dies zur 
Ausübung seiner Rechte erforderlich ist. Wird ein Antrag 
nach § 87i Absatz 1 gestellt, sind dem Betroffenen zudem 
Abschriften der in § 87a aufgeführten Unterlagen und der 
Entscheidung gemäß § 87i Absatz 2, keine Bewilligungs- 
hindemisse geltend zu machen, zuzustellen. Im Fall des 
Satzes 2 wird der Betroffene aufgefordert, sich innerhalb 
einer vom Gericht zu bestimmenden Frist zu äußern. 

(4) Für die Vorbereitung der Entscheidung gilt § 52 
Absatz 1 mit der Maßgabe entsprechend, dass der zustän- 
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digen Behörde im ersuchenden Mitgliedstaat auch Gele- 
genheit gegeben worden sein muss, ergänzende Unter- 
lagen beizubringen, wenn die übermittelten Unterlagen 
nicht ausreichen, um beurteilen zu können, ob die Bewil- 
ligungsbehörde ihr Ermessen, kein Bewilligungshinder- 
nis geltend zu machen, fehlerfrei ausgeübt hat. Für die 
Beibringung der Unterlagen kann eine Frist gesetzt wer- 
den. Die Bewilligungsbehörde führt die nach den Sätzen 1 
und 2 ergangenen Beschlüsse des Gerichtes aus. Das Ge- 
richt kann sonstige Beweise über die in § 87h Absatz 3 
Satz 1 Nummer 1 , 2 und 3 aufgeführten Tatbestände erhe- 
ben. § 30 Absatz 2 Satz 4 und Absatz 3, § 31 Absatz 4 
gelten entsprechend. Befindet sich der Betroffene im In- 
land, gelten § 30 Absatz 2 Satz 1 sowie § 3 1 Absatz 2 ent- 
sprechend. § 3 1 Absatz 1 Satz 1 gilt mit der Maßgabe ent- 
sprechend, dass die Bewilligungsbehörde an die Stelle der 
Staatsanwaltschaft tritt. Die Bewilligungsbehörde ist zur 
Teilnahme an der mündlichen Verhandlung nicht ver- 
pflichtet; das Gericht teilt der Bewilligungsbehörde mit, 
werm es ihre Teilnahme für angemessen hält. 

§ 87h 

Gerichtliche Entscheidung nach Einspruch 

(1) Über die Zulässigkeit und Begründetheit des Ein- 
spruchs entscheidet das Amtsgericht durch Beschluss. 

(2) Sind die Vorschriften über die Einlegung des Ein- 
spruchs nicht beachtet, so verwirft das Gericht den Ein- 
spruch als unzulässig. Der Beschluss ist unanfechtbar. 

(3) Der Einspruch des Betroffenen wird durch Be- 
schluss als unbegründet zurückgewiesen, soweit 

1 . die Vollstreckung der Entscheidung des anderen Mit- 
gliedstaates zulässig ist, 

2. die Bewilligungsbehörde ihr Ermessen, kein Bewilli- 
gungshindernis geltend zu machen, fehlerfrei ausge- 
übt hat und 

3. die Geldsanktion nach § 87f Absatz 2 fehlerfrei ange- 
passt wurde. 

Soweit der Einspruch wegen Unzulässigkeit der Vollstre- 
ckung oder wegen fehlerhafter Ermessensausübung be- 
gründet ist, wird die Entscheidung des anderen Mitglied- 
staates für nicht vollstreckbar erklärt. Soweit eine Anpas- 
sung nach § 87f Absatz 2 fehlerhaft ist oder unterlassen 
wurde, obwohl sie erforderlich war, passt das Gericht die 
Geldsanktion an und erklärt die Entscheidung für voll- 
streckbar. Soweit von der Bewilligungsentscheidung ab- 
gewichen wird, ist die Höhe der zu vollstreckenden 
Geldsanktion in der Beschlussformel anzugeben. 

(4) § 77b des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
entsprechend anzuwenden. 

§ 87i 

Gerichtliche Entscheidung auf Antrag 
der Bewilligungsbehörde; Bewilligung 

(1) Ist die Entscheidung des anderen Mitgliedstaates 

1 . eine Geldsanktion nach § 87 Absatz 2 Nummer 1 
und 2, die gegen einen Jugendlichen oder einen He- 
ranwachsenden im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes 
ergangen ist, 

2. gegen eine betroffene juristische Person gerichtet, die 
nach dem Recht eines Mitgliedstaates der Europäi- 


schen Union gegründet wurde und ihren satzungs- 
mäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder Hauptnie- 
derlassung innerhalb der Europäischen Union hat 
oder 

3. zwecks Vollstreckung einer Geldsanktion nach § 87 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 oder Nummer 4 über- 
mittelt worden, 

beantragt die Bewilligungsbehörde, soweit die Vollstre- 
ckung zulässig ist, die Umwandlung der Entscheidung 
durch das Gericht. 

(2) Mit dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach 
Absatz 1 erklärt die Bewilligungsbehörde, dass sie keine 
Bewilligungshindemisse geltend macht. Die Entschei- 
dung, keine Bewilligungshindemisse geltend zu machen, 
ist zu begründen. 

(3) Soweit die Vollstreckung der Entscheidung des an- 
deren Mitgliedstaates zulässig ist und die Bewilligungs- 
behörde ihr Ermessen, kein Bewilligungshindemis gel- 
tend zu machen, fehlerfrei ausgeübt hat, wird die Ent- 
scheidung für vollstreckbar erklärt. Die Geldsanktion ist 
in die ihr im deutschen Recht am meisten entsprechende 
Sanktion umzuwandeln. Für die Anpassung der Höhe der 
Geldsanktion gilt § 87f Absatz 2 entsprechend. 

(4) Eine gegen einen Jugendlichen verhängte 
Geldsanktion nach § 87 Absatz 2 Nummer 1 und 2 ist in 
eine nach dem Jugendgerichtsgesetz zulässige Sanktion 
umzuwandeln. Satz 1 gilt für einen Heranwachsenden 
entsprechend, werm nach § 105 Absatz 1 des Jugendge- 
richtsgesetzes Jugendstrafrecht zur Anwendung kommt. 
Andernfalls wird die Entscheidung für vollstreckbar er- 
klärt. 

(5) Über die Vollstreckbarkeit der Entscheidung ent- 
scheidet das Amtsgericht durch Beschluss. Soweit die 
Entscheidung für vollstreckbar erklärt wird, sind die Ent- 
scheidung sowie Art und Höhe der zu vollstreckenden 
Geldsanktion in der Beschlussformel anzugeben. 

(6) Die Bewilligungsbehörde bewilligt die Voll- 
streckung nach Maßgabe der rechtskräftigen gerichtli- 
chen Entscheidung. Die Bewilligungsentscheidung ist 
unanfechtbar. § 87f Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt entspre- 
chend. Die Bewilligung enthält 

1 . den Hinweis, dass die Bewilligung rechtskräftig und 
die Geldsanktion vollstreckbar geworden ist, und 

2. die Auffordemng an den Betroffenen, spätestens zwei 
Wochen nach Zustellung die Geldsanktion an die zu- 
ständige Kasse nach § 87n Absatz 5 Satz 3 zu zahlen. 

§87j 

Rechtsbeschwerde 

(1) Gegen den Beschluss des Amtsgerichts nach § 87h 
Absatz 3 und § 87i Absatz 5 ist die Rechtsbeschwerde 
zulässig, wenn sie zugelassen wird. Dieses Rechtsmittel 
steht sowohl dem Betroffenen als auch der Bewilligungs- 
behörde zu. Nachdem dem Beschwerdegegner Gelegen- 
heit zur Stellungnahme gegeben worden ist, legt das 
Amtsgericht die Akten durch Vermittlung der Staats- 
anwaltschaft beim Beschwerdegericht diesem zur Ent- 
scheidung vor. 

(2) Für die Rechtsbeschwerde und das weitere Verfah- 
ren gelten, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 
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die Vorschriften der Strafprozessordnung und des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes über die Revision entspre- 
chend. 

(3) Die Frist für die Einlegung der Rechtsbeschwerde 
beginnt mit der Zustellung des Beschlusses. 

(4) Das Beschwerdegericht entscheidet durch Be- 
schluss. 

(5) Hebt das Beschwerdegericht die angefochtene Ent- 
scheidung auf, so kann es abweichend von § 354 Absatz 1 
und 2 der Strafprozessordnung in der Sache selbst ent- 
scheiden oder sie an das Amtsgericht, dessen Entschei- 
dung aufgehoben wurde, oder an ein anderes Amtsgericht 
desselben Landes zurückverweisen. 

(6) Für das weitere Verfahren gilt § 42 entsprechend. 

§87k 

Zulassung der Rechtsbeschwerde 

( 1 ) Das Beschwerdegericht lässt die Rechtsbeschwerde 
auf Antrag des Betroffenen oder der Bewilligungsbehör- 
de zu, wenn es geboten ist, 

1 . die Nachprüfung des Beschlusses zur Fortbildung des 

Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen Recht- 
sprechung zu ermöglichen oder 

2. den Beschluss wegen Versagung des rechtlichen Ge- 
hörs aufzuheben. 

(2) Für den Zulassungsantrag gelten die Vorschriften 
über die Einlegung der Rechtsbeschwerde entsprechend. 
Der Antrag gilt als vorsorglich eingelegte Rechtsbe- 
schwerde. Die Vorschriften über die Anbringung der Be- 
schwerdeanträge und deren Begründung (§§ 344, 345 der 
Strafprozessordnung) sind zu beachten. Bei der Begrün- 
dung der Beschwerdeanträge soll der Antragsteller zu- 
gleich angeben, aus welchen Gründen die in Absatz 1 be- 
zeichneten Voraussetzungen vorliegen. § 35a der Straf- 
prozessordnung gilt entsprechend. 

(3) Das Beschwerdegericht entscheidet über den An- 
trag durch Beschluss. Der Beschluss, durch den der An- 
trag verworfen wird, bedarf keiner Begründung. Wird der 
Antrag verworfen, so gilt die Rechtsbeschwerde als zu- 
rückgenommen. 

(4) Stellt sich vor der Entscheidung über den Zulas- 
sungsantrag heraus, dass ein Verfahrenshindemis besteht, 
so stellt das Beschwerdegericht das Verfahren nur dann 
ein, wenn das Verfahrenshindemis nach Erlass des Be- 
schlusses nach § 87h Absatz 3 oder § 87i Absatz 5 einge- 
treten ist. 

§871 

Besetzung der Senate der Oberlandesgerichte 

( 1 ) Über die Zulassung der Rechtsbeschwerde und über 
die Rechtsbeschwerde entscheidet das Oberlandesge- 
richt. 

(2) Der Senat ist mit einem Richter besetzt, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Der Senat ist mit drei Richtern einschließlich des 
Vorsitzenden besetzt in Verfahren über Rechtsbeschwer- 
den, wenn 


1. es sich um die Vollstreckung einer Geldsanktion im 
Sinne von § 87 Absatz 2 Nummer 1 oder Nummer 2 
handelt, 

2. ein Zulassungsgmnd im Sinne von § 87k Absatz 1 
Nummer 1 vorliegt, 

3. besondere Schwierigkeiten bei der Sach- und Rechts- 
lage dies geboten erscheinen lassen oder 

4. von der Entscheidung eines Oberlandesgerichts abge- 
wichen werden soll. 

§ 87m 

Verbot der Doppelverfolgung; Mitteilung 
an das Bundeszentralregister 

(1) Wird die Vollstreckung bewilligt, so darf dieselbe 
Tat, die der Entscheidung des anderen Mitgliedstaates zu- 
gmnde liegt, nach deutschem Recht nicht mehr als Straf- 
tat oder Ordnungswidrigkeit verfolgt werden. 

(2) Die Bewilligung, nach der eine Entscheidung eines 
anderen Mitgliedstaates gemäß § 87 Absatz 2 Nummer 1 
oder 2 für vollstreckbar erklärt oder abgelehnt wurde, ist 
dem Bundeszentralregister mitzuteilen. Dies gilt nicht, 
wenn 

1 . die Entscheidung des anderen Mitgliedstaates in das 
Bundeszentralregister nicht eingetragen werden kann 
oder 

2. die Entscheidung gegen einen Deutschen ergangen ist 
und die Mitteilung nicht erforderlich ist, weil der an- 
dere Mitgliedstaat das Bundeszentralregister tatsäch- 
lich regelmäßig über strafrechtliche Verurteilungen 
gegen einen Deutschen unterrichtet. 

§87n 

Vollstreckung 

( 1 ) Die Bewilligungsbehörde führt als Vollstreckungs- 
behörde die Vollstreckung durch. Dies gilt nicht, wenn 
das Gericht nach Einspmch gemäß § 87h oder auf Antrag 
der Bewilligungsbehörde gemäß § 87i eine Entscheidung 
trifft. In Fällen nach Satz 2 erfolgt die Vollstreckung 
durch die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht, in des- 
sen Bezirk das zuständige Amtsgericht seinen Sitz hat, als 
Vollstreckungsbehörde. Soweit in den Fällen des Satzes 2 
nach Umwandlung eine jugendstrafrechtliche Sanktion 
zu vollstrecken ist, erfolgt die Vollstreckung nach Maß- 
gabe des § 82 des Jugendgerichtsgesetzes. 

(2) Für die Vollstreckung gelten die §§ 34, 93 bis 99 
Absatz 1, die §§ 101, 102, 103 Absatz 1 Nummer 2, 
Absatz 2 sowie § 104 Absatz 2 und 3 Satz 1 Nummer 1 
und Satz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten siim- 
gemäß. Die bei der Vollstreckung nach Satz 1 notwen- 
digen gerichtlichen Entscheidungen werden vom Amts- 
gericht am Sitz der Vollstreckungsbehörde erlassen. In 
Verfahren gegen Jugendliche und Heranwachsende gel- 
ten auch § 82 Absatz 1, § 83 Absatz 2 sowie die §§84 
und 85 Absatz 5 des Jugendgerichtsgesetzes sinngemäß. 
Die Vorschriften der Justizbeitreibungsordnung sind an- 
wendbar, soweit in diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt ist. Sofern eine Entscheidung gemäß § 87i 
Absatz 4 Satz 1 und 2 ergangen ist, sind die Sätze 1 bis 4 
nicht anwendbar. 
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(3) Bei der Vollstreckung einer Entscheidung nach 
§ 87i Absatz 4 können freiheitsentziehende Maßnahmen 
nicht angeordnet werden. Das Gleiche gilt bei der Voll- 
streckung einer Entscheidung gegen Jugendliche und 
Heranwachsende nach Absatz 2. 

(4) § 57 Absatz 6 gilt entsprechend. 

(5) Der Erlös aus der Vollstreckung fließt in die Bun- 
deskasse. Dies gilt nicht, wenn das Gericht nach Ein- 
spruch gemäß § 87h oder auf Antrag der Bewilligungsbe- 
hörde gemäß § 87i eine Entscheidung trifft, ln Fällen nach 
Satz 2 fließt der Erlös aus der Vollstreckung in die Kasse 
des Landes, in dem das zuständige Amtsgericht seinen 
Sitz hat. Abweichend von den Sätzen 1 bis 3 kann mit dem 
ersuchenden Mitgliedstaat bei der Vollstreckung einer 
Entscheidung, in die eine Entscheidung nach § 87 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 umgewandelt worden ist, ver- 
einbart werden, dass der Erlös aus der Vollstreckung dem 
Opfer zufließt. 

(6) Die Kosten der Vollstreckung trägt der Betroffene. 

Unterabschnitt 3 
Ausgehende Ersuchen 

§87o 

Grundsatz 

( 1 ) Ersuchen an einen anderen Mitgliedstaat nach Maß- 
gabe des Rahmenbeschlusses 2005/2 14/Jl des Rates vom 
24. Februar 2005 über die Anwendung des Grundsatzes 
der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und 
Geldbußen richten sich nach diesem Unterabschnitt. § 71 
ist nicht anzuwenden. § 87 Absatz 2 Nummer 1, 3 und 4, 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 sowie Satz 2 gilt sinn- 
gemäß. 

(2) Die zuständige Behörde eines anderen Mitglied- 
staates kann um Vollstreckung einer Geldsanktion ersucht 
werden, wenn der Betroffene 

1 . eine natürliche Person ist, die ihren Wohnsitz im er- 
suchten Mitgliedstaat hat oder sich dort in der Regel 
aufhält, 

2. eine juristische Person ist, die ihren Sitz im ersuchten 
Mitgliedstaat hat, 

3. über Vermögen im ersuchten Mitgliedstaat verfügt 
oder 

4. im ersuchten Mitgliedstaat Einkommen bezieht. 

§87p 

Inländisches Vollstreckungsverfahren 

Wurde der andere Mitgliedstaat um Vollstreckung er- 
sucht, ist die Vollstreckung im Inland erst wieder zulässig, 
soweit 

1 . das Ersuchen zurückgenommen worden ist oder 

2. der ersuchte Mitgliedstaat die Vollstreckung verwei- 
gert hat. 

Die Vollstreckung im Inland ist unzulässig, wenn der er- 
suchte Mitgliedstaat die Versagung der Vollstreckung 
darauf gestützt hat, dass gegen den Betroffenen wegen 
derselben Tat im ersuchten Mitgliedstaat eine Entschei- 
dung ergangen ist oder in einem dritten Staat eine Ent- 
scheidung ergangen und vollstreckt worden ist.“ 


6. Vor § 98 wird folgender § 98 eingefügt: 

„§ 98 

Anwendungsvorbehalt; Stichtagsregelung 

Die Vorschriften des Abschnitts 2 des Neunten Teils 
über die Vollstreckung von Geldsanktionen nach dem 
Rahmenbeschluss 2005/2 14/Jl des Rates vom 24. Februar 
2005 über die Anwendung des Grundsatzes der gegensei- 
tigen Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen 
(ABI. L 76 vom 22.3.2005, S. 16) sind bei Geldsank- 
tionen gemäß § 87 Absatz 2 Nummer 1 und 4 nur an- 
wendbar, wenn diese nach dem 30. September 2010 
rechtskräftig geworden sind. Bei Geldsanktionen nach 
§ 87 Absatz 2 Nummer 2 und 3 sind die in Satz 1 genaim- 
ten Vorschriften nur anwendbar, wenn die nicht gerichtli- 
che Entscheidung über die Verhängung der Geldsanktion 
nach dem 30. September 2010 ergangen ist.“ 

7. Der bisherige § 98 wird § 99. 

Artikel 2 

Änderung der Justizverwaltungskostenordnung 

Die Justizverwaltungskostenordnung in der im Bundesge- 
setzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 363-1, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, die zuletzt durch . . . geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 5 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die § § 57a und 87n Absatz 6 des Gesetzes über die inter- 
nationale Rechtshilfe in Strafsachen bleiben unberührt.“ 

2. § 6 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die§§ 57a und 87n Absatz 6 des Gesetzes über die inter- 
nationale Rechtshilfe in Strafsachen bleiben unberührt.“ 

Artikel 3 

Änderung des Geriehtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. 1 

S. 718), das zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1 . § 1 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 15 wird das Wort „und“ durch ein Semi- 
kolon ersetzt. 

b) ln Nummer 1 6 wird das Wort „und“ angefügt. 

c) Folgende Nummer 17 wird angefügt: 

„17. nach Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 des Neunten 
Teils des Gesetzes über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen“. 

2. Die Anlage 1 (Kostenverzeichnis) wird wie folgt geän- 
dert: 

a) Die Gliederung wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe zu Teil 3 wird wie folgt gefasst: 

„Teil 3 Strafsachen und gerichtliche Verfahren 
nach dem Strafvollzugsgesetz, auch in 
Verbindung mit § 92 des Jugendgerichts- 
gesetzes, sowie Verfahren nach dem Ge- 
setz über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen“. 
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bb) Die Angaben zu Teil 3 Hauptabschnitt 9 werden 

wie folgt gefasst: 

„Hauptabschnitt 9 Sonstige Verfahren 

Abschnitt 1 Vollstreckungshilfeverfahren we- 
gen einer im Ausland rechtskräftig 
verhängten Geldsanktion 

Abschnitt 2 Rüge wegen Verletzung des An- 
spruchs auf rechtliches Gehör“. 


b) Die Überschrift von Teil 3 wird wie folgt gefasst: 

„Teil 3 

Strafsachen und gerichtliche Verfahren nach 
dem Strafvollzugsgesetz, auch in Verbindung 
mit § 92 des Jugendgerichtsgesetzes, 
sowie Verfahren nach dem Gesetz über die 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen“. 

c) Teil 3 Hauptabschnitt 9 wird wie folgt gefasst: 


Nr. 

Gebührentatbestand 

Gebühr oder Satz 

der Gebühr nach 

§ 34 GKG 


Hauptabschnitt 9 

Sonstige Verfahren 



Abschnitt 1 

Vollstreckungshilfeverfahren wegen einer im Ausland rechtskräftig verhängten Geldsanktion 

Vorbemerkung 3. 9. 1 : 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für gerichtliche Verfahren nach Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 des Neunten Teils des Gesetzes über die interna- 
tionale Rechtshilfe in Strafsachen. 

3910 

Verfahren über den Einspruch gegen die Entscheidung der Bewilligungsbehörde: 

Der Einspruch wird verworfen oder zurückgewiesen 

Wird auf den Einspruch wegen fehlerhafter oder unterlassener Umwandlung durch die Bewilligungsbehörde die 
Geldsanktion umgewandelt, kann das Gericht die Gebühr nach billigem Ermessen auf die Hälfte ermäßigen oder bestim- 
men, dass eine Gebühr nicht zu erheben ist. Dies gilt auch, wenn hinsichtlich der Höhe der zu vollstreckenden Geld- 
sanktion von der Bewilligungsentscheidung zu Gunsten des Betroffenen abgewichen wird. 

50,00 EUR 

3911 

Verfahren über die Rechtsbeschwerde: 

Die Rechtsbeschwerde wird verworfen oder zurückgewiesen 

(1) Die Anmerkung zu Nummer 3910 gilt entsprechend. 

(2) Die Gebühr entfallt bei Rücknahme der Rechtsbeschwerde vor Ablauf der Begründungsfrist. 

75,00 EUR 


Abschnitt 2 

Rüge wegen Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör 


3920 

Verfahren über die Rüge wegen Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (§§ 33a, 
311a Absatz 1 Satz 1, § 356a StPO, auch i. V. m. §55 Absatz 4, §92 JGG und § 120 
StVollzG): 

Die Rüge wird in vollem Umfang verworfen oder zurückgewiesen 

50,00 EUR 


Artikel 4 

Änderung des Reehtsanwaltsvergütungsgesetzes 

Die Anlage 1 (Vergütungsverzeichnis) zum Rechts- 
anwaltsvergütungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. 1 S. 718, 
788), das zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1 . In der Gliederung werden die Angaben zu Teil 6 
Abschnitt 1 wie folgt gefasst: 


„Abschnitt 1 Verfahren nach dem Gesetz über die 

internationale Rechtshilfe in Straf- 
sachen und Verfahren nach dem Ge- 
setz über die Zusammenarbeit mit 
dem Internationalen Strafgerichtshof 

Unterabschnitt 1 Verfahren vor der Verwaltungsbe- 
hörde 


Unterabschnitt 2 Gerichtliches Verfahren“. 
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2. Teil 6 Abschnitt 1 wird wie folgt gefasst: 




Gebühr 

Nr. 

Gebührentatbestand 

Wahlverteidiger oder 
Verfahrensbevollmächtigter 

gerichtlich bestellter 
oder beigeordneter 
Rechtsanwalt 


Abschnitt 1 

Verfahren nach dem Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen 
und Verfahren nach dem Gesetz über die Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof 

Unterabschnitt 1 

Verfahren vor der Verwaltungsbehörde 

Vorbemerkung 6.1.1: 

Die Gebühr nach diesem Unterabschnitt entsteht für die Tätigkeit gegenüber der Bewilligungsbehörde in Verfahren nach Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 
des Neunten Teils des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen. 

6100 Verfahrensgebühr 


40,00 bis 290,00 EUR 


132,00 EUR 



Unterabschnitt 2 




Gerichtliches Verfahren 



6101 

Verfahrensgebühr 

80,00 bis 580,00 EUR 

264,00 EUR 

6102 

Terminsgebühr je Verhandlungstag 

110,00 bis 780,00 EUR 

356,00 EUR 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1 . Okto- 
ber 2010 in Kraft. Artikel 1 Nummer 1 und 5 sowie Artikel 3 
treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 
I. Entstehungsgeschichte 

Am 24. Februar 2005 hat der Rat der Europäischen Union 
den Rahmenbeschluss 2005/2 14/Jl über die Anwendung des 
Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung von Geld- 
strafen und Geldbußen (im Folgenden: RbGeld) angenom- 
men. Es handelt sich nach den Rahmenbeschlüssen zum Eu- 
ropäischen Haftbefehl, zur Sicherstellung von Beweismitteln 
und zur Anerkennung von Einziehungsentscheidungen um 
das vierte Rechtsinstrument, das auf dem Grundsatz der ge- 
genseitigen Anerkennung strafrechtlicher Entscheidungen 
beruht. 

Das erste auf diesem Grundsatz fußende Rechtsinstrument 
war der Rahmenbeschluss über den Europäischen Haftbefehl 
und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union vom 13. Juni 2002 (RbEuHb), der 
durch das vom Bundesverfassungsgericht durch Urteil vom 
1 8. Juli 2005 für nichtig erklärte Europäische Haftbefehlsge- 
setz (EuHbG) vom 21. Juli 2004 (BGBl. 1 S. 1748) in das 
deutsche Recht umgesetzt worden war. Die erneute Umset- 
zung des genannten Rahmenbeschlusses ist nunmehr durch 
das EuHbG vom 20. Juli 2006 (BGBl. 1 S. 1721) erfolgt. 

Der Grundsatz der gegenseitigen Anerkermung geht auf die 
Sondertagung des Europäischen Rates vom 15. bis 16. Okto- 
ber 1999 im finnischen Tampere zurück. Dort wurde dieses 
Prinzip als Eckstein der zukünftigen justiziellen Zusammen- 
arbeit in Zivil- und Strafsachen bezeichnet. Der Grundsatz 
fand Fortsetzung im Maßnahmenprogramm des Rates zur 
Umsetzung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung 
gerichtlicher Entscheidungen (ABIC 12 vom 15.1.2001, 
S. 10). ln diesem Programm wurde der Annahme eines 
Rechtsinstrumentes zur Anwendung des Grundsatzes der ge- 
genseitigen Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen 
(Maßnahme 1 8) Vorrang eingeräumt. 

Auf Initiative der Französischen Republik, des Königreichs 
Schweden und des Vereinigten Königreichs wurde im Juli 
200 1 ein Vorschlag für einen Rahmenbeschluss über die ge- 
genseitige Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen 
eingebracht. 

Der am 24. Februar 2005 beschlossene RbGeld orientiert 
sich an der Struktur der vorangegangenen Rahmenbeschlüs- 
se zur Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Aner- 
kennung. 

Mit dem RbGeld wurde der vollstreckungshilferechtliche 
Teil des am 28. April 1999 angenommenen, aber aus for- 
malen Gründen nicht zur Anwendung gelangten Überein- 
kommens über die Zusammenarbeit in Verfahren wegen Zu- 
widerhandlungen gegen Verkehrsvorschriften und bei der 
Vollstreckung von dafür verhängten Geldbußen und Geld- 
strafen („Schengen 111“) obsolet. Was die EU-weite automa- 
tisierte Abfrage von Kraftfahrzeugdaten und die Rechtshilfe 
bei Nachermittlungen anbelangt, steht eine geeignete 
EU-weite Regelung noch aus. 


II. Wesentliche Neuerungen des RbGeld 

Ein einheitliches Instrument für eine effektive Vollstreckung 
von Geldsanktionen im europäischen Raum fehlte bislang. 

ln multilateralen Übereinkommen zur Vollstreckungshilfe 
finden sich zwar auch Regelungen zur grenzüberschreiten- 
den Vollstreckung von Sanktionen ohne Freiheitsentzug. 
Doch weder das von Deutschland zwar gezeichnete, aber 
nicht ratifizierte Europäische Übereinkommen über die in- 
ternationale Geltung von Strafurteilen vom 28. Mai 1970, 
das nach Artikel 2 Buchstabe b Geldstrafen und Geldbußen 
erfasst, noch das Übereinkommen vom 13. November 1991 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften über die Vollstreckung ausländischer strafrecht- 
licher Verurteilungen (EG-VollstrÜbk), das nach Artikel 4 
die Vollstreckung von Verurteilungen zu Geldstrafen oder 
Geldbußen gegen natürliche oder juristische Personen zu- 
lässt, enthält eine Verpflichtung zur Vollstreckung. Das 
EG-VollstrÜbk ist überdies noch nicht in Kraft getreten; es 
findet lediglich bilateral zwischen einzelnen Vertragsstaaten 
vorläufig Anwendung. „Schengen III“ gelangte, wie unter 
A.I. dargelegt, nicht zur Anwendung. 

Im Übrigen steht aus Sicht anderer Mitgliedstaaten der Voll- 
streckung von in Deutschland verhängten Geldsanktionen 
regelmäßig das Fehlen einer Rechtsgrundlage entgegen. Aus 
deutscher Sicht ist eine Vollstreckung von Geldsanktionen 
bereits nach den herkömmlichen Vorschriften des Gesetzes 
über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) 
möglich, und zwar sowohl bei eingehenden (§ 48 ff. IRG) als 
auch bei ausgehenden Ersuchen (§71 IRG). Die geltenden 
Regelungen sind allerdings zu schwierig in ihrer praktischen 
Handhabung und insbesondere wenig geeignet für Massen- 
verfahren. So sieht das IRG vor, dass das zuständige Land- 
gericht bei eingehenden Ersuchen zunächst zwingend die 
Zulässigkeit der Vollstreckung prüft und sodann eine soge- 
nannte Exequaturentscheidung erlässt. 

Durch den nun umzusetzenden Rahmenbeschluss werden 
bisherige Hindernisse bei der grenzüberschreitenden Voll- 
streckung von Geldsanktionen behoben und wesentliche Er- 
leichterungen erreicht. Den RbGeld prägt die grundsätzliche 
Verpflichtung, eine in einem anderen Mitgliedstaat (Ent- 
scheidungsstaat) rechtskräftig verhängte Geldstrafe oder 
Geldbuße anzuerkennen und zu vollstrecken, es sei denn, der 
Mitgliedstaat, in dem die Vollstreckung erfolgen soll (Voll- 
streckungsstaat), macht einen Verweigerungsgrund nach 
Maßgabe des Rahmenbeschlusses geltend (Artikel 6, 7, 20 
Absatz 3 RbGeld). Diese zur Ablehnung der Vollstreckung 
berechtigenden Gründe sind sämtlich fakultativ ausgestaltet. 

Auch der vorliegende Rahmenbeschluss verzichtet weitge- 
hend auf das Erfordernis beiderseitiger Sanktionierbarkeit in 
Anlehnung an die Listendeliktslösung in Artikel 2 Absatz 2 
RbEuHb. Die abschließende Positivliste in Artikel 5 
Absatz 1 RbGeld enthält die bereits im RbEuHb geregelten 
32 Gruppen und sieben zusätzliche Kategorien von Straf- 
taten und Verwaltungsübertretungen (Ordnungswidrigkei- 
ten), bei denen die beiderseitige Sanktionierbarkeit im Unter- 
schied zur geltenden Rechtslage (§ 49 Absatz 1 Nummer 3 
IRG) seitens des Vollstreckungsstaates nicht zu prüfen ist. 
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Eine Reduktion der seitens des Entscheidungsstaates ausge- 
sprochenen Höhe der zu vollstreckenden Geldsanktion ist 
nur ausnahmsweise zulässig (Artikel 8 Absatz 1 RbGeld). 
Die Vollstreckung richtet sich grundsätzlich nach dem Recht 
des Vollstreckungsstaates (Artikel 9 Absatz 1 RbGeld). Da- 
mit korrespondiert der Erwägungsgrund Nummer 6, wonach 
der RbGeld jedem Mitgliedstaat unter anderem die Freiheit 
zur Anwendung seiner verfassungsmäßigen Regeln für ein 
ordnungsgemäßes Gerichtsverfahren belässt. 

ln verfahrenstechnischer Hinsicht sieht Artikel 4 RbGeld im 
Wesentlichen vor, dass die zuständige Behörde im Entschei- 
dungsstaat die Entscheidung, mit der eine Geldsanktion ver- 
hängt wurde, und eine Bescheinigung, für die das im Anhang 
zum RbGeld beigefügte Formblatt zu verwenden ist, an die 
zuständige Behörde im Vollstreckungsstaat übermittelt. 

III. Gründe für die Umsetzung des RbGeld im Gesetz 
über die internationale Reehtshilfe in Strafsachen 
(IRG) 

Mit der Umsetzung des RbGeld im IRG wird der bei der Um- 
setzung des RbEuHb eingeschlagene Weg fortgesetzt. Der 
Achte, Neunte und Zehnte Teil des IRG, die sich dem tradi- 
tionellen Regelungsbestand des IRG anschließen, sind dafür 
bestimmt, innerstaatliche Regelungen für den Auslieferungs- 
und Durchlieferungsverkehr, den Vollstreckungshilfever- 
kehr und den sonstigen Rechtshilfeverkehr mit den Mitglied- 
staaten der EU aufzunehmen. Geschaffen wird ein neuer 
Zweiter Abschnitt, in dem der Praxis ein in sich geschlosse- 
nes System für die Vollstreckungshilfe bei Geldsanktionen 
zur Verfügung gestellt wird, ln der Zukunft werden sich im 
Zuge der Umsetzung weiterer Rahmenbeschlüsse auf dem 
Gebiet der Vollstreckungshilfe neue Regelungen im Neunten 
Teil anschließen. 

Der RbGeld führt zwar ebenso wie der RbEuHb neue Be- 
grifflichkeiten im Bereich der strafrechtlichen Zusammenar- 
beit ein. Insbesondere spricht er vom „Entscheidungsstaat“ 
(Artikel 1 Buchstabe c RbGeld) und vom „Vollstreckungs- 
staat“ (Artikel 1 Buchstabe d RbGeld). Da die Mitgliedstaa- 
ten jedoch frei sind, im Rahmen der Umsetzung auf die in 
den nationalen Rechtsordnungen gebräuchliche Terminolo- 
gie abzustellen, soll im IRG, wie bereits bei der Umsetzung 
des RbEuHb gehandhabt, auch zukünftig mit den bisher üb- 
lichen Begriffen des „ersuchenden“ und „ersuchten“ Mit- 
gliedstaates gearbeitet werden. Die rechtshilferechtliche Pra- 
xis ist mit den Begrifflichkeiten des IRG, die sich in den 
Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in strafrecht- 
lichen Angelegenheiten (RiVASt) widerspiegeln, vertraut. 

IV. Änderungsbedarf im deutschen Recht aufgrund 
des RbGeld 

Der RbGeld zieht vor allem im Hinblick auf Geldsanktionen, 
die in anderen Mitgliedstaaten verhängt wurden und in 
Deutschland vollstreckt werden sollen, einen erheblichen 
Bedarf an Änderungen im IRG nach sich. 

Auf der einen Seite sollen in anderen Mitgliedstaaten ver- 
hängte Geldstrafen und Geldbußen grundsätzlich anerkannt 
und in einem auch für hohe Fallzahlen möglichst prakti- 
kablen Verfahren vollstreckt werden. Auf der anderen Seite 
ist der Gesetzgeber gehalten, die Umsetzungsspielräume, die 
der RbGeld den Mitgliedstaaten belässt, in einer grund- 


rechtsschonenden Weise auszufüllen. Anders als bei der Um- 
setzung des RbEuHb ist der Weg versperrt, in großem Um- 
fang auf bestehende Regelungen des IRG zurückzugreifen. 
Dem Sparmungsverhältnis zwischen rahmenbeschluss- 
adäquater Praktikabilität und grundrechtsschonender Ausge- 
staltung von Umsetzungsspielräumen tragen vor allem fol- 
gende Weichenstellungen im Umsetzungsgesetz Rechnung: 

- Das aufwändige, auch für Geldstrafen und Geldbußen oh- 
ne Berücksichtigung der Höhe der Sanktion geltende 
Exequaturverfahren von § 48 ff. IRG wird im Anwen- 
dungsbereich des Rahmenbeschlusses abgelöst und durch 
eine behördliche Entscheidung ersetzt. 

- Die nach dem RbGeld zulässigen Verweigerungsgründe 
werden ganz überwiegend als zwingende Zulässigkeits- 
hindemisse ausgestaltet. 

- Gegen eine behördliche Bewilligungsentscheidung, die in 
einem ersten Verfahrensabschnitt ergeht, ist der Rechts- 
weg zu den ordentlichen Gerichten eröffnet. Festgelegt 
wird eine Zuständigkeit der Amtsgerichte. Als Rechtsmit- 
tel ist die Rechtsbeschwerde statthaft. 

- Dem am 1 . Januar 2007 als zentrale Dienstleistungsbe- 
hörde errichteten Bundesamt für Justiz wird als weitere 
Aufgabe eine zentrale Zuständigkeit als Bewilligungsbe- 
hörde und, soweit kein Gericht befasst wurde, als Voll- 
streckungsbehörde im Bereich eingehender Ersuchen so- 
wie als Bewilligungsbehörde im Bereich ausgehender Er- 
suchen übertragen. Es bedarf einer neuen Zuständigkeits- 
bestimmung in § 74 Absatz 1 Satz 4 IRG. Die darin 
festgeschriebene zentrale Zuständigkeit des Bundesamts 
für Justiz gewährleistet Rechtssicherheit durch die Ent- 
wicklung einer einheitlichen Verwaltungspraxis und 
Zweckmäßigkeit der Verfahrensabläufe in Massenverfah- 
ren. Dies kommt insbesondere auch den anderen Mit- 
gliedstaaten zugute. 

- Eine gerichtliche Entscheidung ergeht zwingend, wenn 
die Entscheidung des anderen Mitgliedstaates unter eine 
im Umsetzungsgesetz festgelegte Fallgruppe fällt (z. B. 
eine Entscheidung gegen einen Jugendlichen oder gegen 
eine juristische Person). 

- Effektiver richterlicher Rechtsschutz im Inland wird 
durchgängig bei allen Geldsanktionen gewährt. Der Weg 
zu den Gerichten wird nicht abhängig gemacht von Diffe- 
renzierungen nach der Art der Sanktion oder nach der 
Stelle, die sie verhängt hat. 

Artikel 1 RbGeld enthält Definitionen von zentralen Begrif- 
fen, die im Rahmenbeschluss verwendet werden. Mit Aus- 
nahme der Definitionen „Entscheidungsstaat“ und „Vollstre- 
ckungsstaat“ werden die Begriffsbeschreibungen innerstaat- 
lich für eingehende Ersuchen in § 87 IRG-E nachvollzogen 
und „vor die Klammer“ gezogen. Entsprechend trifft § 87o 
IRG-E Regelungen zu ausgehenden Ersuchen. Auch werden 
die Begriffe an mehreren Stellen des Umsetzungsgesetzes 
genutzt, um Fallgruppen zu bestimmen. 

Artikel 2 RbGeld regelt die Benennung der zuständigen Be- 
hörden und eröffnet die Möglichkeit, eine zentrale Behörde 
oder mehrere zentrale Behörden zu benennen. Die zentrale 
Zuständigkeit des Bundesamts für Justiz soll durch die neue 
Zuständigkeitsbestimmung in § 74 Absatz 1 Satz 4 IRG-E 
festgelegt und mit dem Inkrafttreten dem Generalsekretariat 
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des Rates nach Maßgabe von Artikel 2 RbGeld mitgeteilt 
werden. 

Artikel 3 RbGeld entspricht Artikel 1 Absatz 4 RbEuHb und 
bestimmt, dass bei Ersuchen durch andere Mitgliedstaaten 
die in Artikel 6 des Vertrages über die Europäische Union 
enthaltenen Grundsätze (sogenaimter „europäischer ordre 
public“) zu beachten sind. Bei Umsetzung des RbEuHb 
durch das Europäische Haftbefehlsgesetz vom 20. Juli 2006 
(BGBl. 1 S. 1721) ist dieser Grundsatz in § 73 Satz 2 IRG 
verankert worden. 

Artikel 4 RbGeld beschreibt die Modalitäten bei der Über- 
mittlung der zu vollstreckenden Entscheidung und der Be- 
scheinigung, für die das im Anhang zum RbGeld abgedruck- 
te Formblatt zu verwenden ist. Eine gesetzliche Regelung für 
eingehende Ersuchen wird in § 87a IRG-E geschaffen. 
Artikel 4 Absatz 1 RbGeld, der bestimmt, unter welchen Vo- 
raussetzungen eine Zuständigkeit des Vollstreckungsstaates 
begründet ist, wird für ausgehende Ersuchen in § 87o 
Absatz 2 IRG-E umgesetzt. Weiteres wird sowohl für einge- 
hende als auch für ausgehende Ersuchen in den RiVASt gere- 
gelt werden. 

Artikel 5 RbGeld bestimmt in seinem Absatz 1 eine Liste 
von 39 Straftaten und Verwaltungsübertretungen (Ordnungs- 
widrigkeiten), bei denen die beiderseitige Sanktionierbarkeit 
- abweichend von der ausnahmslosen Voraussetzung des 
§ 49 Absatz 1 Nummer 3 IRG - nicht zu prüfen ist. Es han- 
delt sich um die bereits im RbEuHb aufgeführten 32 Gruppen 
und um zusätzliche sieben Kategorien, darunter Verhaltens- 
weisen, die gegen die den Straßenverkehr regelnden Vor- 
schriften verstoßen. Die Vorgabe im Rahmenbeschluss, die 
beiderseitige Sanktionierbarkeit nach Maßgabe der Liste 
nicht zu prüfen, wird in § 87b Absatz 1 Satz 2 IRG-E umge- 
setzt. 

Artikel 5 Absatz 3 RbGeld eröffnet dem ersuchten Staat die 
Möglichkeit, die Vollstreckung bei nicht unter Absatz 1 fal- 
lenden Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von der beider- 
seitigen Sanktionierbarkeit abhängig zu machen. Der ein- 
schlägige Ablehnungsgrund ist in Artikel 7 Absatz 2 Buch- 
stabe b RbGeld geregelt. Im Hinblick auf die Begrifflichkeit 
bedarf es der folgenden Klarstellung zu der amtlichen deut- 
schen Fassung des RbGeld: In Artikel 5 Absatz 3 RbGeld 
und auch in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b RbGeld ist nur 
von „Straftat“ die Rede, während sich die Listenregelung in 
Artikel 5 Absatz 1 RbGeld auf „Straftaten und Ordnungs- 
widrigkeiten (Verwaltungsübertretungen)“ erstreckt. Die Re- 
gelungen der Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 7 Absatz 2 
Buchstabe b RbGeld müssen jedoch im gleichen Maße auch 
für Ordnungswidrigkeiten gelten. In der englischen Sprach- 
fassung findet sich an diesen Stellen ohne jegliche Differen- 
zierung der Begriff „offences“, der Straftaten und Ordnungs- 
widrigkeiten umfasst. 

Die dem Rat in Artikel 5 Absatz 2 RbGeld erteilte Befugnis, 
die Liste des Absatzes 1 zu erweitern, bedarf keiner Umset- 
zung. Da § 87b Absatz 1 Satz 2 IRG-E statisch auf den 
RbGeld verweist, wird das IRG zu ändern sein, wenn der Rat 
eine Erweiterung der Liste beschließt. 

Artikel 6 RbGeld schreibt den zentralen, durch die Gesamt- 
struktur des Europäischen Geldsanktionsgesetzes umgesetz- 
ten Gedanken des RbGeld fest, wonach eine in einem ande- 
ren Mitgliedstaat verhängte Geldsanktion grundsätzlich an- 


zuerkennen und zu vollstrecken ist und nur dann eine Aus- 
nahme besteht, wenn ein Versagungsgrund geltend gemacht 
wird. 

Artikel 7 RbGeld nennt in seinen Absätzen 1 und 2 eine Rei- 
he von fakultativ gefassten Gründen, die dazu berechtigen, 
die Anerkennung und Vollstreckung der Entscheidung des 
anderen Mitgliedstaates zu verweigern. Diese Verweige- 
rungsgründe werden überwiegend als obligatorische Zuläs- 
sigkeitshindemisse (§§ 87a, 87b IRG-E) und in geringem 
Umfang als Bewilligungshindemisse in Form von Ermessens- 
tatbeständen (§ 87d IRG-E) ausgestaltet. 

Artikel 7 Absatz 1 erste Variante RbGeld, der eine Verweige- 
rung zulässt, weim die Bescheinigung nach Artikel 4 RbGeld 
nicht vorliegt, wird als zwingender Ablehnungsgrund gemäß 
§ 87a Nummer 2 IRG-E in das innerstaatliche Recht transfe- 
riert. Die Möglichkeit der Verweigerung, wenn die Beschei- 
nigung unvollständig ist oder der Entscheidung offensicht- 
lich widerspricht (Artikel 7 Absatz 1 zweite und dritte Va- 
riante RbGeld), wird in § 87b Absatz 3 Nummer 1 IRG-E als 
zwingendes Zulässigkeitshindemis ausgestaltet. 

Die Ne-bis-in-idem-Regelung in Artikel 7 Absatz 2 Buch- 
stabe a RbGeld findet ihre Umsetzung in § 87b Absatz 3 
Nummer 5 IRG-E. 

Nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b RbGeld ist es möglich, 
die Vollstreckung zu verweigern, wenn die dem Vollstre- 
ckungsersuchen zugrunde liegende Tat nicht einer der in 
Artikel 5 Absatz 1 RbGeld genarmten Deliktskategorie zu- 
geordnet werden kann. Umgesetzt wird diese Regelung in 
§ 87b Absatz 1 Satz 1 IRG-E. 

Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c RbGeld (Verweigerung der 
Vollstreckung bei Verjährung) wird in § 87b Absatz 3 
Nummer 6 IRG-E umgesetzt. 

Die Territorialitätsklausel des Artikels 7 Absatz 2 Buchstabe d 
Ziffer i RbGeld lässt die Ablehnung der Vollstreckung zu, 
wenn die der Entscheidung des anderen Mitgliedstaates zu- 
grunde liegende Handlung ganz oder zum Teil auf dem Ho- 
heitsgebiet des Vollstreckungsstaates oder an einem diesem 
gleichgestellten Ort begangen wurde. Das Umsetzungsge- 
setz sieht abhängig von der Frage der beiderseitigen Sanktio- 
nierbarkeit ein zwingendes Zulässigkeitshindemis (§ 87b 
Absatz 3 Nummer 8 IRG-E) oder ein im behördlichen Er- 
messen liegendes Bewilligungshindemis (§ 87d Nummer 1 
IRG-E) vor. 

Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer ii RbGeld ermöglicht 
die Verweigemng der Vollstreckung, wenn aus der Perspekti- 
ve des Entscheidungsstaates eine Auslandshandlung vorliegt 
und wenn eine derartige, auch außerhalb des Hoheitsgebietes 
des Vollstreckungsstaates begangene Handlung nach dessen 
Recht nicht als Straftat oder Verwaltungsübertretung verfolgt 
werden darf. Umgesetzt wird diese Regelung in Form eines 
dem Ermessen der zuständigen Behörde unterliegenden Be- 
willigungshindemisses (§ 87d Nummer 2 IRG-E). 

Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe e RbGeld enthält einen fakul- 
tativen Ablehnungsgmnd für den Fall, dass nach dem Recht 
des Vollstreckungsstaates Befreiungen (englische Textfas- 
sung: „immunity“) bestehen, die die Vollstreckung der Ent- 
scheidung unmöglich machen. Die Vorschrift des § 77 
Absatz 2 IRG trägt dem bereits Rechnung. 
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Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe f RbGeld, wonach die Vollstre- 
ckung wegen fehlender Verantwortlichkeit aufgrund des Al- 
ters des Betroffenen abgelehnt werden kann, wird in § 87b 
Absatz 3 Nummer 7 IRG-E umgesetzt. 

Von der in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe g Ziffer i RbGeld er- 
öffneten Möglichkeit, die Vollstreckung im Fall eines schrift- 
lichen Verfahrens im Entscheidungsstaat zu verweigern, 
wenn der Betroffene dort nicht über Rechtsmittel informiert 
worden ist, wird durch den zwingenden Ablehnungsgrund in 
§ 87b Absatz 3 Nummer 3 IRG-E Gebrauch gemacht. 

Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe g Ziffer ii RbGeld normiert die 
Voraussetzungen, unter denen die Vollstreckung einer Abwe- 
senheitsentscheidung verweigert werden kann. Umgesetzt 
wird diese Regelung in § 87b Absatz 3 Nummer 4 IRG-E. 

Schließlich eröffnet Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe h RbGeld 
die für die Praxis bedeutsame Möglichkeit, die Vollstreckung 
einer Geldsanktion abzulehnen, wenn diese unter 70 Euro 
oder unter dem Gegenwert dieses Betrages liegt. Diese Rege- 
lung wird als zwingender Ablehnungsgrund nach § 87b 
Absatz 3 Nummer 2 IRG-E in das innerstaatliche Recht 
überführt. 

Die in Artikel 7 Absatz 3 RbGeld auferlegte Pflicht, den Ent- 
scheidungsstaat zu konsultieren, bevor bestimmte Verweige- 
rungsgründe geltend gemacht werden, soll in den RiVASt 
festgelegt werden. 

Artikel 8 RbGeld enthält Bestimmungen zur Festlegung des 
im Vollstreckungsstaat zu zahlenden Betrages. In Absatz 1 
ertahrt der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung inso- 
weit eine Einschränkung, als dem Vollstreckungsstaat hier 
die Möglichkeit eingeräumt wird, die Höhe der Geldsanktion 
zu reduzieren, allerdings nur auf das nach seinem innerstaat- 
lichen Recht für Handlungen derselben Art vorgesehene 
Höchstmaß und zudem unter der Voraussetzung, dass die 
Handlung nicht auf dem Hoheitsgebiet des Entscheidungs- 
staates begangen wurde und unter die Gerichtsbarkeit des 
Vollstreckungsstaates fällt. Diese Anpassungsmöglichkeit 
wird im innerstaatlichen Recht in allen Verfahrensvarianten 
als Pflicht zur Reduktion ausgestaltet (§ 87f Absatz 2 Satz 2, 
§ 87h Absatz 3 Satz 3, § 87i Absatz 3 Satz 5 IRG-E). 
Artikel 8 Absatz 2 RbGeld trifft eine Regelung zu der gege- 
benenfalls erforderlichen Umrechung der Geldsanktion in 
die Euro-Währung. Dieser Vorschrift wird Rechnung getra- 
gen, indem § 87f Absatz 2 Satz 1 IRG-E die Umrechnungs- 
regelung in § 54 Absatz 2 IRG für entsprechend anwendbar 
erklärt. 

Artikel 9 RbGeld schreibt in Absatz 1 fest, dass unbeschadet 
dieses Absatzes und des Artikels 10 das Recht des Vollstre- 
ckungsstaates für die Vollstreckung einer Entscheidung maß- 
geblich ist. Im Umsetzungsgesetz wird an wenigen Stellen 
die sinngemäße Geltung oder Nichtgeltung bestimmter in- 
nerstaatlicher vollstreckungsrechtlicher Vorschriften nor- 
miert. Im Übrigen gelten über § 77 Absatz 1 IRG die ein- 
schlägigen Vorschriften der Strafprozessordnung (StPO), des 
Jugendgerichtsgesetzes (JGG) und des Gesetzes über die 
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten (OWiG) sinngemäß. 

Nach Absatz 2 löst der Nachweis seitens des Betroffenen, 
dass er im Hinblick auf die gegen ihn verhängte Geldsank- 
tion eine teilweise oder vollständige Zahlung geleistet hat, 
ein Konsultationsverfahren nach Artikel 7 Absatz 3 RbGeld 
aus. Jeder in einem anderen Staat wie auch immer beigetrie- 


bene Geldbetrag wird im Vollstreckungsstaat voll angerech- 
net. Umgesetzt wird die Regelung durch Verweisung in § 87f 
Absatz 2 Satz 1 IRG-E auf § 54 Absatz 4 IRG. 

Absatz 3 schreibt als Ausnahme zu Absatz 1 vor, dass gegen 
juristische Personen verhängte Geldstrafen oder Geldbußen 
selbst dann vollstreckt werden, wenn der Grundsatz der straf- 
rechtlichen Verantwortlichkeit juristischer Personen iiu Voll- 
streckungsstaat nicht anerkannt ist. Umgesetzt wird diese 
Verpflichtung durch die Vorschrift des § 87i Absatz 1 
Nummer 2 IRG-E. 

Artikel 1 0 RbGeld regelt die Voraussetzungen, unter denen 
der Vollstreckungsstaat eine Ersatzfreiheitsstrafe oder eine 
andere Ersatzstrafe anordnen kann, wenn es nicht oder nur 
zum Teil möglich ist, eine Entscheidung zu vollstrecken. Ei- 
ne solche Anordnung muss in den Rechtsvorschriften des 
Vollstreckungsstaates vorgesehen sein; auch muss der Ent- 
scheidungsstaat die Anordnung einer Ersatzstrafe in dem 
Formblatt, das im Anhang zum RbGeld abgedruckt ist, zuge- 
lassen haben (Rubrik i) 1 .). Diese Kann-Regelung wird nicht 
umgesetzt. Die Anordnung einer Ersatzfreiheitsstrafe im In- 
land aufgrund eines eingehenden Ersuchens wird ausge- 
schlossen. Im Falle ausgehender Ersuchen wird in den 
RiVASt zur Anwendung von Artikel 1 0 RbGeld festzulegen 
sein, dass die Anordnung einer Ersatzfreiheitsstrafe im Voll- 
streckungsstaat nicht zugelassen wird. 

Die Umsetzung dieser im Rahmenbeschluss als Kann-Rege- 
lung vorgesehenen Sanktion im Fall einer fehlgeschlagenen 
Vollstreckung hätte erhebliche verfassungsrechtliche und 
praktische Probleme aufgeworfen. Verfassungsrechtliche 
Bedenken bestehen für den Fall, dass eine Ersatzfreiheits- 
strafe wegen einer in einem anderen Mitgliedstaat begange- 
nen Handlung angeordnet werden müsste, die bei einer Par- 
allelwertung nach deutschem Recht kein strafbares Unrecht 
verwirklicht. Eine praktisch nicht lösbare Schwierigkeit be- 
steht im Fall der Vollstreckung einer Geldstrafe, wenn der er- 
suchende Staat ein den §§ 40, 43 des Strafgesetzbuchs 
(StGB) vergleichbares Tagessatzsystem nicht kermt. 

Dies schließt nicht aus, dass aufgrund eines deutschen Ersu- 
chens im ersuchten Mitgliedstaat nach dortigem Recht und 
nach Maßgabe von Artikel 9 RbGeld Erzwingungshaft ver- 
hängt wird. Bei ausgehenden Ersuchen bestehen grundsätz- 
lich keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen eine der- 
artige freiheitsentziehende Maßnahme ohne Strafcharakter 
zur Gemahnung an eine vom ersuchten Mitgliedstaat aner- 
kannte und durchzusetzende Zahlungspflicht. Im Rahmen 
der Ermessensentscheidung darüber, ob ein Ersuchen an ei- 
nen anderen Mitgliedstaat gestellt wird, ist für eine grund- 
rechtskonfonne, insbesondere mit dem Verhältnismäßig- 
keitsgrundsatz vereinbare Handhabung Sorge zu tragen. Von 
einem Ersuchen sollte dann abgesehen werden, wenn die 
Rechtslage im potentiellen Vollstreckungsstaat die Verhän- 
gung unverhältnismäßiger Erzwingungshaft gebietet oder 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die dorti- 
gen Behörden bzw. Gerichte regelmäßig unverhältnismäßige 
Erzwingungshaft verhängen. 

Artikel 11 RbGeld bestimmt in Absatz 1, dass sowohl der 
Entscheidungsstaat als auch der Vollstreckungsstaat Amnes- 
tie oder Begnadigung gewähren können. Im Hinblick auf 
eingehende Ersuchen fällt diese Regelung unter § 87n 
Absatz 4 IRG-E, nach der § 57 Absatz 6 IRG entsprechend 
gilt. Von der Vollstreckung ist abzusehen, wenn der ersu- 
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chende Mitgliedstaat mitteilt, dass ein Beendigungstatbe- 
stand vorliegt. 

Absatz 2, wonach nur der Entscheidungsstaat über Wieder- 
aufnahmeanträge entscheiden darf, bedarf keiner Umset- 
zung, weil die innerstaatlichen Verfahrensregelungen ledig- 
lich für in Deutschland ergangene Entscheidungen eine 
Durchbrechung der Rechtskraft zulassen (§§ 359 bis 373a 
StPO, § 85 OWiG). 

Artikel 12 RbGeld verpflichtet in Absatz 1 die zuständige 
Behörde des Entscheidungsstaates, die zuständige Behörde 
des Vollstreckungsstaats unverzüglich zu unterrichten, wenn 
die Vollstreckbarkeit erlischt oder dem Vollstreckungsstaat 
die Vollstreckung aus anderen Gründen wieder entzogen 
wird. Nach Absatz 2 hat der Vollstreckungsstaat die Vollstre- 
ckung in diesen Fällen zu beenden. Eine solche Beendigung 
ist bei eingehenden Ersuchen nach § 87n Absatz 4 IRG-E ge- 
währleistet. Für ausgehende Ersuchen sind Einzelheiten der 
Informationspflicht in den Ri VASt zu regeln. Die Entziehung 
der Vollstreckung wird förmlich durch eine Rücknahme des 
Ersuchens bewirkt. 

Artikel 13 RbGeld regelt, dass der Erlös aus der Vollstre- 
ckung von Entscheidungen grundsätzlich dem Vollstre- 
ckungsstaat zufließt. Dieser Grundsatz wird in § 87n 
Absatz 5 Satz 1 bis 3 IRG-E umgesetzt. Entscheidungsstaat 
und Vollstreckungsstaat können allerdings etwas anderes 
vereinbaren, insbesondere bei Entscheidungen, in denen auf 
eine Opferentschädigung erkannt wurde. Diese Möglichkeit 
wird in § 87n Absatz 5 Satz 4 IRG-E verankert. 

Artikel 14 RbGeld enthält die zuständige Behörde des Voll- 
streckungsstaates treffende Unterrichtungspflichten. Unter 
anderem ist die zuständige Behörde des Entscheidungsstaa- 
tes über ablehnende Entscheidungen, über die teilweise oder 
gänzliche Nichtvollstreckung und über den Abschluss der 
Vollstreckung zu informieren. Einer gesetzlichen Regelung 
hierzu bedarf es nicht. 

Artikel 15 RbGeld bestimmt die Folgen der Übermittlung ei- 
ner Entscheidung. Gemäß Absatz 1 darf der Entscheidungs- 
staat danach nicht mehr vollstrecken. Die Vollstreckungsbe- 
rechtigung geht, so Absatz 2, wieder auf den Entscheidungs- 
staat über, soweit der Vollstreckungsstaat die Vollstreckung 
nach Maßgabe der aufgeführten Gründe abgelehnt hat oder 
ihm die Vollstreckung wieder entzogen worden ist. Eine Aus- 
nahme trifft der Rahmenbeschluss für eine Verweigerung der 
Vollstreckung nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a RbGeld. 
Wird die Vollstreckung wegen des Ne-bis-in-idem-Grund- 
satzes abgelehnt, ist der Entscheidungsstaat nicht mehr zur 
Vollstreckung berechtigt. Diese Regelungen werden im Hin- 
blick auf ausgehende Ersuchen in § 87p IRG-E umgesetzt. 

Absatz 3 regelt den Fall, dass eine Behörde des Entschei- 
dungsstaats nach Übermittlung der zu vollstreckenden Ent- 
scheidung einen Geldbetrag erhält, den der Betroffene wegen 
dieser Entscheidung gezahlt hat. Die Zahlung löst für ausge- 
hende Ersuchen eine Informationspflicht gegenüber der er- 
suchten Behörde aus. Regelungen hierzu sind in den RiVASt 
zu treffen. Die Berücksichtigung der Zahlung nach Artikel 9 
Absatz 2 RbGeld wird im Umsetzungsgesetz in § 87f 
Absatz 2 IRG-E nonniert, der auf § 54 Absatz 4 IRG ver- 
weist. 

Artikel 16 RbGeld verpflichtet den Entscheidungsstaat, die 
Bescheinigung nach Artikel 4 RbGeld, für die das im An- 


hang zum RbGeld beigefügte Formblatt zu verwenden ist, in 
die Amtssprache oder eine der Amtssprachen des Vollstre- 
ckungsstaates zu übersetzen (Absatz 1 Satz 1). Jeder Mit- 
gliedstaat kann nach Absatz 1 Satz 2 erklären, dass er eine 
Übersetzung in eine andere Amtssprache der Organe der Eu- 
ropäischen Union oder mehrerer andere dieser Amtsprachen 
akzeptiert. Eine solche Erklärung ist von deutscher Seite 
nicht abgegeben worden. Für ausgehende Ersuchen sollen 
Regelungen in den RiVASt getroffen werden. 

Absatz 2 bestimmt, dass die Vollstreckung der Entscheidung 
für die Zeit ausgesetzt werden kann, die für die auf Kosten 
des Vollstreckungsstaates anzufertigende Übersetzung benö- 
tigt wird. Umsetzungsbedarf im Hinblick auf eine Ausset- 
zung besteht nicht. Wenn die Bewilligungsbehörde eine 
Übersetzung in die deutsche Sprache für erforderlich hält, 
wird über die Bewilligung erst entschieden, wenn die Über- 
setzung vorliegt. Eine Entscheidung im gerichtlichen Verfah- 
ren setzt voraus, dass dem Betroffenen eine Übersetzung zu- 
gestellt worden ist (§ 87g Absatz 3 IRG-E). 

Artikel 17 RbGeld schreibt vor, dass die Mitgliedstaaten auf 
die Erstattung von Kosten verzichten, die aus der Anwen- 
dung des Rahmenbeschlusses entstehen, und wird durch eine 
Neufassung der Vorschrift des § 5 Absatz 4 der Justizverwal- 
tungskostenordnung (JVKostO) umgesetzt. 

Artikel 1 8 RbGeld lässt die Anwendung konkurrierender bi- 
lateraler und multilateraler Übereinkommen zu, soweit sie 
eine weitere Vereinfachung oder Erleichterung der Vollstre- 
ckung von Geldsanktionen ermöglichen. Auf die Ausführun- 
gen unter A. VI. wird verwiesen. Etwaige künftige Überein- 
kommen köimen über § 86 Absatz 2 IRG-E zur Anwendung 
gelangen. 

Artikel 1 9 RbGeld normiert die Anwendung des Rahmenbe- 
schlusses auf Gibraltar. 

Artikel 20 RbGeld schreibt überwiegend Pflichten (Fristen, 
Berichtspflichten, Notifizierungen) der Mitgliedstaaten im 
Zuge der Umsetzung des Rahmenbeschlusses fest. Berichts- 
pflichten sollen in den RiVASt umgesetzt werden. 

Der in Absatz 3 normierte fakultative Ablehnungsgrund we- 
gen eines Verstoßes gegen den europäischen ordre public ist 
bereits in § 73 Satz 2 IRG verankert. Eine Umsetzung durch 
Aufnahme in den Kanon der enumerativen Zulässigkeitshin- 
demisse war nicht notwendig, weil sich angesichts des Euro- 
päischen-ordre-public-Grundsatzes problematische Fallge- 
staltungen an § 73 Satz 2 IRG messen lassen. Der Ordre- 
public-Vorbehalt erlaubt die Zurückweisung eines Ersuchens 
nach dem RbGeld, wenn die Vollstreckung den in Artikel 6 
des Vertrages über die Europäische Union niedergelegten 
elementaren rechtstaatlichen Grundsätzen widerspricht. Eine 
Überprüfung der fonnellen und materiellen Rechtmäßigkeit 
der zu vollstreckenden Entscheidung durch die Bewilli- 
gungsbehörde oder Gerichte des Vollstreckungsstaates ist 
damit grundsätzlich nicht verbunden. Der im RbGeld zum 
Ausdruck kommende Grundsatz der gegenseitigen Anerken- 
nung setzt das Vertrauen in die rechtstaatliche Ordnung der 
Mitgliedstaaten und die prinzipielle Vereinbarkeit von Ent- 
scheidungen mit elementaren rechtstaatlichen Grundsätzen 
voraus. Insbesondere kann daher eine zu vollstreckende Ent- 
scheidung nicht mit dem Argument angegriffen werden, sie 
sei mit dem deutschen Verfahrensrecht nicht zu vereinbaren. 
Maßgeblich ist auch hier das Recht des ersuchenden Staates, 
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gegen dessen Entscheidung der Betroffene sich nach dessen 
innerstaatlichen Recht wenden kann. Gleichwohl sind aller- 
dings Fallkonstellationen denkbar, in denen ein Verstoß ge- 
gen den europäischen ordre public in Betracht kommen 
kaim. Dies betrifft insbesondere die Fälle, in denen das 
Schuldprinzip, das als wesentlicher Grundsatz des Straf- und 
Bußgeldverfahrens erachtet wird, nicht ausreichend Berück- 
sichtigung findet. Daher enthält der Gesetzentwurf ein fakul- 
tativ ausgestaltetes Bewilligungshindemis, das die Bewilli- 
gungsbehörde zur besonderen Beachtung dieser Grundsätze 
anhält. 

Artikel 2 1 RbGeld regelt das Inkrafttreten des Rahmenbe- 
schlusses. 

V. Grundzüge des Verfahrensgangs 

Geht ein Ersuchen um Vollstreckung einer Geldsanktion auf 
der Grundlage des RbGeld bei dem gegenüber den Mitglied- 
staaten als Zentralstelle vorgesehenen Bundesamt für Justiz 
ein, prüft das Bundesamt zunächst, ob die nach dem Umset- 
zungsgesetz erforderlichen Unterlagen vorliegen. Gegebe- 
nenfalls ist die zuständige Behörde des ersuchenden Mit- 
gliedstaates zu konsultieren. Werden dem Bundesamt die er- 
forderlichen Unterlagen auch nach Konsultation der zustän- 
digen Behörde des ersuchenden Mitgliedstaates nicht 
übemiittelt, lehnt es die Vollstreckung als unzulässig ab. 

Die sich an die Feststellung der Vollständigkeit der Unterla- 
gen anschließende Prüfungsptlicht des Bundesamts für Jus- 
tiz erstreckt sich auf die Frage, ob der Vollstreckung abwei- 
chend vom Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung aus- 
nahmsweise ein Ablehnungsgrund entgegensteht. Das Ge- 
setz unterscheidet zwischen Zulässigkeitsvoraussetzungen 
und dem behördlichen Ermessen unterliegenden Bewilli- 
gungshindemissen. Verneint das Bundesamt die Zulässigkeit 
oder macht es ein Bewilligungshindernis geltend, so lehnt es 
die Vollstreckung der Geldsanktion ab. ln bestimmten Fällen 
ist allerdings die zuständige Behörde des ersuchenden Mit- 
gliedstaates vor der Entscheidung zu konsultieren. 

Wird das Verfahren fortgesetzt, prüft das Bundesamt für Jus- 
tiz, ob ein Antrag auf Umwandlung durch das zuständige 
Amtsgericht zu stellen ist. Eine solche Antragspflicht be- 
steht, wenn die übermittelte Entscheidung gegen einen be- 
stimmten, im Gesetz aufgeführten Kreis von Betroffenen ge- 
richtet ist oder wenn der andere Mitgliedstaat eine Sanktion 
verhängt hat, die das deutsche Recht nicht kennt. 

Unterbleibt ein solcher Antrag, werden die vollständigen 
Unterlagen dem Betroffenen zur Gewährung rechtlichen Ge- 
hörs zugestellt. Nach Ablauf einer Zwei-Wochen-Frist ent- 
scheidet das Bundesamt - gegebenenfalls unter Berücksich- 
tigung einer Stellungnahme des Betroffenen - über die Be- 
willigung. Zahlt der Betroffene, ist das Verfahren beendet. 
Bei Ersuchen wegen der Vollstreckung einer Entscheidung, 
der aus deutscher Sicht eine im Inland konkret verfolgbare 
Tat zugrunde liegen könnte, wird das Bundesamt für Justiz 
nach Maßgabe von in den RiVASt zu treffenden Regelungen 
verpflichtet werden, sich vor der Entscheidung über die Be- 
willigung mit der für den möglichen Inlandstatort zuständi- 
gen Staatsanwaltschaft oder Verwaltungsbehörde ins Beneh- 
men zu setzen. 

Zahlt der Betroffene nach Bewilligung nicht und setzt er sich 
gegen diese auch nicht zur Wehr, vollstreckt das Bundesamt 


für Justiz, ln dieser Konstellation ohne Tätigwerden eines 
Gerichts fließt der Erlös aus der Vollstreckung grundsätzlich 
in die Bundeskasse. Ausnahmen sind möglich, etwa bei Op- 
ferentschädigungen. 

Gegen eine Bewilligung kann der Betroffene form- und frist- 
gebunden Einspruch einlegen und eine gerichtliche Überprü- 
fung der Bewilligung durch das zuständige Amtsgericht her- 
beiführen. Gegen diese gerichtliche Entscheidung ist ebenso 
wie gegen die Entscheidung des Amtsgerichts, die in einem 
durch Antrag des Bundesamts für Justiz initiierten Verfahren 
ergangen ist, die Rechtsbeschwerde zum Oberlandesgericht 
statthaft. Die Rechtsbeschwerde bedarf der Zulassung, ln 
den Fällen, in denen es an einer vorgelagerten behördlichen 
Entscheidung fehlt, bewilligt die Behörde die Vollstreckung 
nach Maßgabe der rechtskräftigen gerichtlichen Entschei- 
dung, von der nicht abgewichen werden darf. Die Bewilli- 
gungsentscheidung ist unanfechtbar. 

Ist es zu einem gerichtlichen Verfahren gekommen, fließt der 
Erlös aus einer Vollstreckung grundsätzlich in die Kasse des 
Landes, in dem das zuständige Amtsgericht seinen Sitz hat. 
Ausnahmen sind wiederum möglich, etwa bei der Vollstre- 
ckung einer Opferentschädigung. Die Vollstreckung erfolgt 
durch die zuständige Staatsanwaltschaft als Vollstreckungs- 
behörde. 

Zur Vorbereitung eines ausgehenden Ersuchens kann die zu- 
ständige deutsche Behörde die rechtskräftige Entscheidung 
nebst einer in deutscher Sprache ausgefüllten Bescheinigung 
entsprechend dem im Anhang zum RbGeld abgedruckten 
Formblatt an das Bundesamt für Justiz übersenden. Das Bun- 
desamt entscheidet, ob die rechtskräftige Entscheidung (in 
deutscher Sprache) nebst der vom Bundesamt anzufertigen- 
den Übersetzung der Bescheinigung zwecks Vollstreckung 
in einen anderen Mitgliedstaat übermittelt wird. Im Regelfall 
wird die Bewilligung inzident durch die Übermittlung er- 
klärt. Für den anderen Mitgliedstaat ist das Bundesamt im 
weiteren Verlauf des Verfahrens Ansprechpartner. 

VI. Verhältnis des RbGeld zu anderen Übereinkommen 

Artikel 1 8 RbGeld schließt die Anwendung bilateraler oder 
multilateraler Übereinkünfte oder Vereinbarungen zwischen 
Mitgliedstaaten nicht aus, sofern sie die Möglichkeiten bie- 
ten, über die Bestimmungen dieses Rahmenbeschlusses hi- 
nauszugehen und zu einer weiteren Vereinfachung oder Er- 
leichterung der Verfahren zur Vollstreckung von Geldstrafen 
oder Geldbußen beizutragen. Regelungen in bilateralen oder 
multilateralen Übereinkommen sind demnach als Grundlage 
für den Vollstreckungshilfeverkehr ausgeschlossen, wenn sie 
keinen derartigen Beitrag leisten. Was multilaterale Überein- 
kommen anbelangt, so leistet das unter A. 11. genannte 
EG- VollstrÜbk, das aus deutscher Sicht vorläufig im Verhält- 
nis zu den Niederlanden gilt, schon deshalb keinen Beitrag 
zur Vereinfachung oder Erleichterung, weil es anders als der 
RbGeld keine Verpflichtung zur Vollstreckung von 
Geldsanktionen enthält. Das EG-VollstrÜbk wird daher nach 
der Umsetzung des RbGeld für Deutschland keinen Anwen- 
dungsbereich mehr haben. 

Bilaterale Regelungen existieren lediglich im Verhältnis zu 
Österreich (Artikel 9 des Vertrages vom 31. Mai 1988 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ös- 
terreich über Amts- und Rechtshilfe in Verwaltungssachen). 
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Im Hinblick auf die Vollstreckung von Geldbußen ist in Kon- 
sultationen mit der österreichischen Bundesregierung noch 
zu klären, inwieweit ein Anwendungsbereich für die Rege- 
lungen des Vertrages verbleibt. Sicherzustellen ist in jedem 
Fall eine einheitliche Anwendung und Umsetzung der Vor- 
schriften des RbGeld, die für Deutschland und Österreich 
gleichermaßen verbindlich sind. 

VII. Gesetzgebungskompetenz und Gesetzesfolgen- 
absehätzung 

Die internationale Zusammenarbeit in strafrechtlichen An- 
gelegenheiten ist Teil der Pflege auswärtiger Beziehungen 
nach Artikel 32 des Grundgesetzes (GG). Die durch die Um- 
setzung des RbGeld erforderlichen Änderungen fallen des- 
halb in den Bereich der ausschließlichen Gesetzgebung des 
Bundes nach Artikel 73 Nummer 1 GG. 

Die Neuregelungen enthalten erhebliche Vereinfachungen 
und Erleichterungen des Vollstreckungshilfeverkehrs zwi- 
schen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Be- 
reich der Vollstreckung von Geldstrafen und Geldbußen. 
Diese Verbesserung der Zusammenarbeit im Bereich des 
Strafrechts ist gewollter und unverzichtbarer Bestandteil der 
Entwicklung eines einheitlichen Raums der Freiheit, der Si- 
cherheit und des Rechts innerhalb der Europäischen Union. 
Die Neuregelungen werden zu einer Mehrbelastung deut- 
scher Verwaltungs- und Justizbehörden sowie deutscher Ge- 
richte führen. Denn es liegt nahe, dass aus der Mobilität und 
Freizügigkeit im EU-Raum nicht wenige Rechtsverstöße zu 
Geldsanktionen führen werden, die grundsätzlich zu vollstre- 
cken sind, falls keine freiwillige Zahlung erfolgt. Allerdings 
lassen sich die konkreten Auswirkungen auf den Aufwand 
zur Bearbeitung ein- und ausgehender Ersuchen wegen 
mehrerer Unsicherheitsfaktoren nicht abschätzen. Auch die 
Ergebnisse einer Umfrage, die im Vorfeld des Gesetzge- 
bungsverfahrens bei Länder- und Bundesbehörden im Ver- 
kehrsbereich durchgeführt wurde, reichen nicht für belastba- 
re Prognosen aus. Hinzu kommt, dass das Europäische 
Geldsanktionsgesetz sowohl für eingehende als auch für aus- 
gehende Ersuchen eine Stichtagsregelung vorsieht (§ 98 
IRG-E). Eine Geldsanktion, die auf einer gerichtlichen Ent- 
scheidung beruht (§ 87 Absatz 2 Nummer 1 und 4 IRG-E), 
kaim danach auf Grundlage des Europäischen Geldsank- 
tionsgesetzes nur vollstreckt werden, weim diese nach In- 
krafttreten des Europäischen Geldsanktionsgesetzes rechts- 
kräftig wurde. Im Falle von behördlichen Entscheidungen 
nach § 87 Absatz 2 Nummer 2 und 3 IRG-E wird dabei auf 
den Zeitpunkt des Erlasses der Entscheidung abgestellt. Von 
Relevanz für die Gesetzesfolgenabschätzung ist weiterhin, 
dass die Vollstreckung von im EU-Ausland verhängten 
Geldsanktionen zu Vermögenszuflüssen an den Fiskus füh- 
ren wird. Denn der Erlös aus der Vollstreckung verbleibt 
grundsätzlich im Vollstreckungsstaat. Da sich der Umfang 
dieser Geldsanktionen nach der Zahl eingehender Ersuchen 
und der Höhe der jeweils zu vollstreckenden Geldsanktionen 
richten wird, sind belastbare Prognosen nicht möglich. 
Schließlich stellt eine EU-weite effektive Vollstreckung von 
Geldstrafen und Geldbußen einen Beitrag zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit dar. Davon kann Deutschland als Haupt- 
transitland in Europa ebenfalls in Zukunft profitieren. Allein 
aufgrund dieses Gesetzes ist zwar noch nicht zu erwarten, 
dass mehr ausländische Kraftfahrer als bisher für ihre Ver- 


kehrszuwiderhandlungen, die sie in Deutschland begehen, 
zur Verantwortung gezogen werden können. Denn dafür be- 
dürfte es eines multilateralen Halterdatenaustausches mit 
den anderen europäischen Mitgliedstaaten einerseits sowie 
der grenzüberschreitenden Unterstützung bei der Fahrerer- 
mittlung andererseits. Beides ist aber nieht Gegenstand des 
Rahmenbeschlusses 2005/2 14/JI. Mit diesem Gesetz wird 
aber ein erster Baustein geliefert, der sich auf das Verfahrens- 
stadium der Vollstreckung bezieht und auf den bei Verkehrs- 
verstößen im Inland dann zurückgegriffen werden kann, 
wenn auch die weiteren Voraussetzungen für die Verfahrens- 
durchführung gegen ausländische Kraftfahrer auf europäi- 
scher Ebene geschaffen worden sind. Erst dann werden sich 
Verkehrssünder nicht mehr so einfach wie bislang der Sank- 
tionierung von in Deutschland begangenen Regelverstößen 
entziehen können. Umgekehrt gilt dies auch für hier ansässi- 
ge Verkehrssünder, die sich in anderen Mitgliedstaaten über 
die dort geltenden Regeln hinweggesetzt haben. Hier und bei 
Vollstreckung anderer Geldsanktionen, die letztlich darauf 
zurückzuführen sind, dass Bürgerinnen und Bürger von 
EU-Mitgliedstaaten Mobilität und Freizügigkeit in Europa 
nutzen, liegt eine konsequente Kehrseite dieser Freiheiten. 
Angesichts der zu erwartenden Erhöhung der Sicherheit auf 
Europas Straßen fallt es letztlich nicht entscheidend ins Ge- 
wicht, dass das künftig bei der Vollstreckungshilfe zu beach- 
tende Sprachenregime Kosten verursachen wird. Eingehende 
Entscheidungen sind unter Umständen zu übersetzen; ausge- 
henden Ersuchen ist nach Artikel 16 Absatz 1 Satz 1 RbGeld 
eine Übersetzung der Bescheinigung entsprechend dem im 
Anhang zum RbGeld abgedruckten Formblatt beizufügen. 
Auf der anderen Seite dürften sich absehbare Übersetzungs- 
kosten in allen Mitgliedstaaten auch als vernünftiges Korrek- 
tiv auswirken, wenn diese und sonstige Verfahrenskosten an 
den Umständen der einzelnen Entscheidung und an der Höhe 
der darin verhängten Geldsanktion gemessen werden. 

Für die sozialen Sicherungssysteme und die Wirtschaft, ins- 
besondere für kleine und mittlere Unternehmen, entstehen 
keine Kosten. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das 
allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher- 
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 

VIII. Bürokratiekosten 

Mit dem Gesetzentwurf werden in § 77a Absatz 3 Satz 2 und 
§ 87m Absatz 2 IRG-E zwei Informationspflichten für die 
Verwaltung eingeführt. Für die Wirtschaft und die Bürgerin- 
nen und Bürger werden keine Informationspflichten einge- 
führt, geändert oder abgeschafft. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderungen des Gesetzes über die inter- 
nationale Rechtshilfe in Strafsachen) 

Zur Änderung der Inhaltsübersieht (Nummer 1) 

Die Änderung der Inhaltsübersicht ist aufgrund der Ände- 
rung des Neunten Teils notwendig geworden. Die Änderung 
der Inhaltsübersicht hinsichtlich der §§ 77a und 77b IRG-E 
ergibt sich aufgrund der gestuften Inkrafttretensregelung des 
Artikels 5. 
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Zu § 55 IRG (Entscheidung über die Vollstreckbarkeit 
(Nummer 2)) 

Durch den Verweis in § 55 Absatz 3 Satz 4 IRG auf die §§ 12 
bis 16 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) wird ein redak- 
tioneller Fehler bereinigt. 

Zu § 74 IRG (Zuständigkeit des Bundes (Nummer 3)) 

ln Absatz 1 Satz 1 bis 3 findet im Zuge redaktioneller Ände- 
rungen jeweils ein einheitlicher Sprachgebrauch Verwen- 
dung, indem durchgängig an die Bundesministerien als sol- 
che angeknüpft wird. Absatz 1 Satz 4 enthält eine neue Re- 
gelung, in der die Zuständigkeit des am 1. Januar 2007 er- 
richteten Bundesamts für Justiz als Bewilligungsbehörde für 
den Bereich der EU-weiten Vollstreckung von Geldsanktio- 
nen nach Maßgabe des RbGeld festgeschrieben wird. Die Er- 
forderlichkeit dieser Regelung erklärt sich durch das Zusam- 
menspiel der Zuständigkeitsregelungen in § 74 Absatz 1 und 2 
IRG sowie in der Zuständigkeitsvereinbarung vom 28. April 
2004 (BAnz. S. 11 494). Durch die Bezugnahme auf Ersu- 
chen nach den Unterabschnitten 2 und 3 von Abschnitt 2 des 
Neunten Teils des IRG wird klargestellt, dass sich die Befug- 
nisse des Bundesamts für Justiz auf den Vollstreckungshilfe- 
verkehr nach Maßgabe des RbGeld beschränken. Im Hin- 
blick auf den sonstigen Vollstreckungshilfeverkehr verbleibt 
es bei den bisherigen Zuständigkeiten. 

Zu den §§ 77a und 77b (Elektronische Kommunikation 
und Aktenführung (Nummer 4)) 

Das IRG lässt bislang weder eine elektronische Übermittlung 
von Dokumenten noch die elektronische Aktenführung zu. 
Es ist jedoch zu erwarten, dass die elektronische Kommuni- 
kation mit ausländischen Staaten, insbesondere mit den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union, eine immer größere 
Rolle spielen wird. Daher soll in § 77a IRG-E die Möglich- 
keit geschaffen werden, künftig den Geschäftsverkehr mit 
dem Ausland aber auch die Vomahmehandlungen im Inland 
elektronisch abzuwickeln. Einzelheiten sind gemäß § 77b 
IRG-E in einer durch das Bundesministerium der Justiz zu 
erlassenden Rechtsverordnung zu regeln. Dieses Verord- 
nungsgebungsverfahren soll schnellstmöglich eingeleitet 
werden. Inhaltlich orientiert sich die Vorschrift an den Rege- 
lungen von § 1 10a ff. OWiG. 

Zu § 86 IRG-E (Vorrang (Nummer 5)) 

Die Umsetzung des RbGeld bringt Neuerungen mit sich, die 
von den herkömmlichen Regelungen zu eingehenden Ersu- 
chen im Vierten Teil des IRG und zu ausgehenden Ersuchen 
in § 71 IRG grundlegend abweichen. Anders als bei der Um- 
setzung des RbEuHb ist es nicht möglich, in großem Umfang 
auf bestehende IRG- Vorschriften zurückzugreifen. 

Absatz 1 umfasst ein- und ausgehende Ersuchen. Die Rege- 
lung eröffnet die Möglichkeit, auch dann Vollstreckungshilfe 
zu leisten, werm ein anderer Mitgliedstaat ein Ersuchen um 
Vollstreckung einer Geldsanktion nicht nach Maßgabe des 
RbGeld stellt, zum Beispiel, weil dieser Mitgliedstaat den 
RbGeld noch nicht umgesetzt hat. Dadurch steht - insbeson- 
dere für die Übergangsphase bis zur Umsetzung des RbGeld 
in allen Mitgliedstaaten - weiterhin eine Rechtsgrundlage für 
Vollstreckungshilfe im vertragslosen Bereich zur Verfügung; 
eine Verpflichtung zur Rechtshilfe ist damit nicht verbunden. 


Ferner folgt aus Absatz 1, dass auch auf die Vollstreckungs- 
hilfe im Verkehr mit den EU-Mitgliedstaaten die allgemei- 
nen Regeln des Ersten bis Siebenten Teils Anwendung fin- 
den. Dazu gehören die den Vollstreckungshilfeverkehr mit 
den EU-Mitgliedstaaten erfassenden Regelungen über den 
europäischen ordre public (§ 73 Satz 2 IRG) und die Bestim- 
mung der Zuständigkeiten (§ 74 IRG). 

Absatz 2 regelt für den Vollstreckungshilfeverkehr im Be- 
reich von Geldsanktionen das Verhältnis zu völkerrechtli- 
chen Vereinbarungen. Die Regelungstechnik berücksichtigt 
die nach Artikel 1 8 RbGeld eröffnete Möglichkeit, multilate- 
rale oder bilaterale Übereinkommen anzuwenden, wenn die- 
se den Vollstreckungshilfeverkehr im Vergleich zum RbGeld 
weiter vereinfachen oder erleichtern. Absatz 2 schreibt den 
Vorrang von abschließenden Regelungen in Abschnitt 2 des 
Neunten Teils fest. Wie unter A. VI. ausgeführt, verdrängen 
die Bestimmungen, die durch das vorliegende Umsetzungs- 
gesetz eingeführt werden und abschließend sind, Regelungen 
in völkerrechtlichen Vereinbarungen, die nicht die grenz- 
überschreitende Vollstreckung weiter vereinfachen oder er- 
leichtern. 

Zu § 87 IRG-E (Grundsatz) 

Zu Absatz I 

Gemäß § 87 Absatz 1 Satz 1 IRG-E finden die Regelungen 
des Abschnittes 2 des Neunten Teils nur auf die EU-weite 
Vollstreckungshilfe nach Maßgabe des RbGeld Anwendung. 
Dass der andere Mitgliedstaat in Deutschland auf der Grund- 
lage des RbGeld vollstrecken lassen will, wird sich im Regel- 
fall aus der Übersendung der Bescheinigung entsprechend 
dem im Anhang zum RbGeld abgedruckten Formblatt erge- 
ben, die der zu vollstreckenden Entscheidung beigefügt wird. 

Absatz 1 Satz 2 bestimmt, dass auf den traditionellen Rege- 
lungsbestand des Vierten Teils ausschließlich durch aus- 
drückliche Verweise zurückgegriffen wird. Dies ist nur an 
wenigen Stellen des Unterabschnittes 2 der Fall. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt in Umsetzung von Artikel 1 Buchstabe a 
RbGeld, auf welche Entscheidungen die Regelungen anzu- 
wenden sind. 

Die Reihenfolge der Entscheidungstypen in Absatz 2 
Nummer 1 bis 4 entspricht der Systematik in Artikel 1 Buch- 
stabe a Ziffer i bis iv RbGeld. Während die in Nummer 1, 3 
und 4 aufgeführten Gruppen von Entscheidungen den Ver- 
fahrensstrukturen der StPO und des OWiG entsprechen, ist 
die in Artikel 1 Buchstabe a Ziffer ii RbGeld geregelte Va- 
riante, dass eine nicht gerichtliche Behörde über eine straf- 
bare Handlung entscheidet, im deutschen Recht unbekarmt. 
Die gleichwohl in Nummer 2 umzusetzende Regelung geht 
auf Besonderheiten des finnischen und schwedischen Rechts 
zurück, das jeweils vorsieht, dass Staatsanwaltschaften oder 
Polizeibehörden in summarischen Verfahren wegen straf- 
barer Handlungen Geldsanktionen verhängen dürfen. 

Anders als der RbGeld, in dem der Handlungsbegriff Ver- 
wendung findet, knüpft das Europäische Geldsanktionsge- 
setz in Anlehnung an die Terminologie des IRG (etwa § 1 
Absatz 2, § 49 Absatz 1 Nummer 3 IRG) durchgängig an 
den Tatbegriff an. Dieser Begriff, der sich erstmals in 
Absatz 2 Nummer 1 findet, erfasst sowohl Straftaten als 
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auch bloßes Verwaltungsunrecht. Es dient der Rechtsklar- 
heit, bei der innerstaatlichen Umsetzung an dem Oberbegriff 
der „Tat“ festzuhalten. 

Dass Absatz 2 Nummer 3 und die folgenden einschlägigen 
Vorschriften des Europäischen Geldsanktionsgesetzes den 
Begriff der Ordnungswidrigkeit enthalten, ist ebenfalls der 
Rechtsklarheit geschuldet. Im RbGeld finden sich die Begrif- 
fe „Zuwiderhandlungen gegen Rechtsvorschriften“ und 
„Verwaltungsübertretungen (Ordnungswidrigkeiten)“, ohne 
dass damit unterschiedliche Bereiche geregelt werden sollen. 
Gemeint ist jeweils der Bereich des bloßen Verwaltungsun- 
rechts unterhalb der Schwelle strafbaren Unrechts. 

Eine enge Anbindung an die Terminologie in Artikel 1 Buch- 
stabe a RbGeld ist schon deshalb nicht erforderlich, weil der 
Praxis die maßgebliche Bescheinigung entsprechend dem im 
Anhang zum RbGeld abgedruckten Foraiblatt zur Verfügung 
stehen wird. Aus der Angabe in der begrifflich der Regelung 
in Artikel 1 Buchstabe a RbGeld nachgebildeten Rubrik g) 1 . 
dieser Bescheinigung ergibt sich, welche Art von Entschei- 
dung ein anderer Mitgliedstaat übemiittelt. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält Bestimmungen zum zentralen Begriff der 
Geldsanktion und setzt Artikel 1 Buchstabe b RbGeld um, 
der zwischen positiven und negativen Definitionen differen- 
ziert. Um welche Art von Geldsanktion es sich handelt, ist 
wiederum aus der Rubrik g) 1 . der Bescheinigung ersichtlich. 

Regelmäßig wird es um eine Verpflichtung zur Zahlung eines 
Geldbetrages gehen, die in einer Entscheidung nach Absatz 2 
in einem anderen Mitgliedstaat wegen einer nach Strafrecht 
oder Verwaltungsunrecht zu beurteilenden Handlung ausge- 
sprochen worden ist (Absatz 3 Satz 1 Nummer 1). Diese Ter- 
minologie entspricht den deutschen Sanktionen der Geldstra- 
fe und Geldbuße. Auch werden nach der Artikel 1 Buchstabe b 
Satz 1 Ziffer iii RbGeld umsetzenden Regelung in § 87 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 IRG-E Kosten des Verfahrens 
einbezogen, die neben einer Sanktion nach Nummer 1 aufer- 
legt wurden. Nicht erfasst sind selbständige Kostenentschei- 
dungen. Der Verweis auf eine Sanktion nach Nummer 1 dient 
der Klarstellung, dass der Anwendungsbereich nicht Kosten 
eines Verfahrens erfasst, in denen ausschließlich auf eine an- 
dere Sanktion als auf eine Geldsanktion erkannt wurde. Eine 
davon abweichende Auslegung liefe dem Sinn und Zweck 
des RbGeld zuwider. Denn dieser zielt nicht darauf ab, man- 
gels anderer Rechtsgrundlage im EU-Raum die Kosten eines 
Verfahrens vollstrecken zu lassen, das etwa (nur) zu einer 
Sanktion mit Freiheitsentzug einschließlich einer damit ver- 
bundenen Strafaussetzung zur Bewährung oder eines ver- 
gleichbaren Rechtsinstituts geführt hat. Sollte das Recht des 
ersuchenden Mitgliedstaates die - auch innerstaatlich ins- 
besondere nach Maßgabe von § 41 Satz 1 StGB eröffnete - 
Möglichkeit vorsehen, eine Geldsanktion neben einer ande- 
ren Sanktion zu verhängen, sind die Verfahrenskosten solche 
nach § 87 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 IRG-E. 

Eine Opferentschädigung gemäß Artikel 1 Buchstabe b 
Satz 1 Ziffer ii RbGeld, der in § 87 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 3 IRG-E umgesetzt wird, ist im deutschen Recht 
nicht vorgesehen. Eine Entscheidung, in der eine derartige 
Sanktion verhängt wurde, ist, wenn die gesetzlichen Voraus- 
setzungen erfüllt sind, auf Antrag durch das Gericht umzu- 


wandeln; der Erlös aus der Vollstreckung fließt an das Opfer, 
falls eine entsprechende Vereinbarung mit dem ersuchenden 
Mitgliedstaat abgeschlossen wurde. Einzelheiten ergeben 
sich aus den Anmerkungen zu den §§ 87i und 87n Absatz 5 
IRG-E. 

Das deutsche Recht kennt auch eine Verpflichtung zur Zah- 
lung eines Geldbetrages an eine öffentliche Kasse oder eine 
Organisation zur Unterstützung von Opfern gemäß der in 
§ 87 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 IRG-E umgesetzten Rege- 
lung in Artikel 1 Buchstabe b Satz 1 Ziffer iv RbGeld nicht. 
Die Zahlung eines Geldbetrages an eine gemeinnützige Ein- 
richtung oder an die Staatskasse nach § 1 53a Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 StPO wird nicht zusätzlich (RbGeld: „in der glei- 
chen Entscheidung“) in einer rechtskräftigen Entscheidung 
über die Zahlung einer Geldsanktion auferlegt. Wie im dar- 
gestellten Fall einer Opferentschädigung ist eine Vollstre- 
ckung nur möglich, werm das Gericht eine Umwandlungs- 
entscheidung getroffen hat. 

ln § 87 Absatz 3 Satz 2 IRG-E wird durch Übernahme des 
Wortlauts von Artikel 1 Buchstabe b Satz 2 RbGeld klarge- 
stellt, dass das Europäische Geldsanktionsgesetz bestimmte 
Sanktionen nicht erfasst. Die hier im Wege der negativen De- 
finition ausgeschlossenen Anordnungen gemäß dem ersten 
Anstrich sind nach deutscher Terminologie Anordnungen 
der Einziehung und des Verfalls, zu denen im Zuge der Um- 
setzung des am 6. Oktober 2006 angenommenen Rahmenbe- 
schlusses 2006/783/Jl über die Anwendung des Grundsatzes 
der gegenseitigen Anerkennung auf Einziehungsentschei- 
dungen innerstaatliche Regelungen im Neunten Teil zu tref- 
fen sind. 

Zu § 87a IRG-E (Vollstreckungsunterlagen) 

Normiert wird eine vom Bundesamt für Justiz vorab zu prü- 
fende förmliche Zulässigkeitsvoraussetzung für die Vollstre- 
ckung der Geldsanktion, indem diejenigen Unterlagen aufge- 
zählt werden, die vorliegen müssen. Vorzulegen sind das Ori- 
ginal der zu vollstreckenden Entscheidung oder eine Kopie, 
die keine Zweifel an der Authentizität des vorgelegten Doku- 
ments aufkommen lässt. Gegebenenfalls ist die zuständige 
Behörde des ersuchenden Mitgliedstaates zu konsultieren. 
Die zuständige Behörde des ersuchenden Staates ist weiter- 
hin verpflichtet, die Bescheinigung entsprechend dem im 
Anhang zum Rahmenbeschluss vorgesehenen Formblatt aus- 
zufertigen und im Original zu übermitteln. Zwar sieht der 
Rahmenbeschluss vor, dass die Bescheinigung auch in ande- 
rer Form als im Original (bspw. Fax) übersandt werden kann, 
sofern es dem ersuchten Staat möglich ist, die Echtheit fest- 
zustellen. Hierauf ist aber im Gesetzentwurf verzichtet wor- 
den, da auch die Entscheidung, die vollstreckt werden soll, 
im Original bzw. als beglaubigte Abschrift zu übersenden ist. 

Bislang hat Deutschland keine Erklärung nach Artikel 16 
RbGeld abgegeben, nach der die Vorlage der Bescheinigung 
in eine andere als die deutsche Sprache akzeptiert wird. 
Daher ist, sofern diese nicht bereits in deutscher Sprache aus- 
gestellt wurde, eine beglaubigte Übersetzung derselben bei- 
zufügen. Sollte im Verlauf des innerstaatlichen Verfahrens 
eine Übersetzung der Entscheidung erforderlich werden, so 
ist diese Übersetzung nach der Regelung in Artikel 16 
Absatz 2 RbGeld auf Kosten des Vollstreckungsstaates anzu- 
fertigen. Liegen dem Bundesamt die in § 87a Nummer 1 und 2 
IRG-E aufgezählten Unterlagen - gegebenenfalls auch nach 
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Konsultation der zuständigen Behörde des ersuchenden Mit- 
gliedstaates - nicht vor, ist die Vollstreckung als unzulässig 
abzulehnen. Dass ohne Entscheidung nicht vollstreckt wer- 
den darf, versteht sich von selbst. Fehlt die Bescheinigung, 
eröffnet Artikel 7 Absatz 1 erste Variante RbGeld die Mög- 
lichkeit der Ablehnung. Davon wird im Europäischen 
Geldsanktionsgesetz Gebrauch gemacht. Für den Fall, dass 
die Bescheinigung lediglich unvollständig oder inhaltlichen 
Bedenken ausgesetzt ist, greift ein spezieller Ablehnungs- 
grund ein (§ 87b Absatz 3 Nummer 1 IRG-E). 

Zu § 87b IRG-E (Zulässigkeitsvoraussetzungen) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift des § 87b Absatz 1 Satz 1 IRG-E, in der 
Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b RbGeld in Verbindung mit 
Artikel 5 Absatz 3 RbGeld umgesetzt wird, orientiert sich an 
§ 49 Absatz 1 Nummer 3 IRG und hält im Grundsatz an der 
beiderseitigen Sanktionierbarkeit als zwingend zu prüfende 
Zulässigkeitsvoraussetzung fest, ln § 87b Absatz 1 Satz 1 
IRG-E wird in Anlehnung an die Terminologie des IRG 
(etwa § 1 Absatz 3, § 49 Absatz 1 Nummer 3 IRG) wie in 
den folgenden Vorschriften des Europäischen Geldsank- 
tionsgesetzes an den Tatbegriff angeknüpft, der sowohl 
Straftaten als auch bloßes Verwaltungsunrecht erfasst. Es 
dient der Rechtsklarheit, bei der innerstaatlichen Umsetzung 
der Ablehnungsgründe und in daran anknüpfenden Regelun- 
gen an dem Oberbegriff der „Tat“ festzuhalten. Einer Diffe- 
renzierung, ob die Entscheidung des anderen Mitgliedstaates 
bei einer Parallelbewertung nach deutschem Rechtsverständ- 
nis eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit betrifft, bedarf es 
nicht. Führt die Prüfung der beiderseitigen Sanktionierbar- 
keit zu dem Ergebnis, dass die der Entscheidung zugrunde 
liegende Tat nach deutschem Recht nicht sanktionierbar wä- 
re, ist die Vollstreckung als unzulässig abzulehnen, sofern 
nicht die Voraussetzungen von § 87b Absatz 1 Satz 2 IRG-E 
erfüllt sind. 

Bei der Prüfung der Frage der beiderseitigen Sanktionierbar- 
keit ist zu beachten, dass mit der Umsetzung des Rahmenbe- 
schlusses die Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in 
viel häufigerer Weise erfolgen wird als das bisher der Fall 
war. Zwar ist nach dem Vierten Teil auch bislang die Vollstre- 
ckung ausländischer Geldstrafen und Geldbußen möglich. 
Allerdings dürfte der Hauptanwendungsbereich bei der Voll- 
streckung ausländischer Freiheitsstrafen liegen, die meist auf 
ausdrückliches Betreiben und mit Einverständnis des Betrof- 
fenen anerkannt wurden. Die Vollstreckung von Geldbußen 
und Geldstrafen nach dem RbGeld stellt aber auch in dieser 
Sicht eine völlig neue Entwicklung dar, die in den Fällen, 
in denen eine Katalogtat im Sinne von Artikel 5 Absatz 1 
RbGeld nicht vorliegt, eine sorgtaltige Prüfung der beider- 
seitigen Sanktionierbarkeit nach sich zieht. Dies gilt bei- 
spielsweise in den Fällen der Verhängung von Bußgeldern 
bei Deliktstatbeständen, die in einigen Mitgliedstaaten dann 
vorgesehen sind, wenn der Halter eines Fahrzeugs keine 
Auskunft über den Fahrer eines Fahrzeugs gibt, mit dem ein 
Straßenverkehrsverstoß begangen worden ist. In diesen Fäl- 
len ist von der Bewilligungsbehörde genau zu prüfen, ob das 
dem Betroffenen vorgeworfene Verhalten auch nach deut- 
schem Recht sanktionierbar wäre. 

§ 87b Absatz 1 Satz 2 IRG-E setzt Artikel 5 Absatz 1 
RbGeld um, indem die innerstaatliche Vorschrift durch stati- 


schen Verweis auf die im Rahmenbeschluss normierte Liste 
vorschreibt, dass die beiderseitige Sanktionierbarkeit bei den 
in Artikel 5 Absatz 1 RbGeld genannten Deliktsgruppen 
nicht zu prüfen ist. Zur Entstehungsgeschichte der Listenlö- 
sung und ihrer Berechtigung in einem sich zunehmend fort- 
entwickelnden Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts wird auf die Begründung des EuHbG (Bundestags- 
drucksache 15/1718, S. 17 f) verwiesen. 

Nach Artikel 5 Absatz 1 RbGeld ist die beiderseitige Sank- 
tionierbarkeit nicht zu prüfen, wenn eine der folgenden, nach 
dem Recht des ersuchenden Staates sanktionierten und ent- 
sprechend definierten Straftaten und Verwaltungsübertretun- 
gen (Ordnungswidrigkeiten) vorliegt: 

- Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung, 

- Terrorismus, 

- Menschenhandel, 

- sexuelle Ausbeutung von Kindern und Kinderpomogra- 
fie, 

- illegaler Handel mit Drogen und psychotropen Stoffen, 

- illegaler Handel mit Waffen, Munition und Sprengstof- 
fen, 

- Korruption, 

- Betrugsdelikte, einschließlich Betrug zum N achteil der fi- 
nanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften 
im Sinne des Übereinkommens vom 26. Juli 1995 über 
den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften, 

- Wäsche von Erträgen aus Straftaten, 

- Geldfälschung, einschließlich der Euro-Fälschung, 

- Cyber-Kriminalität, 

- Umweltkriminalität einschließlich des illegalen Handels 
mit bedrohten Tierarten oder mit bedrohten Pflanzen- und 
Baumarten, 

- Beihilfe zur illegalen Einreise und zum illegalen Aufent- 
halt, 

- vorsätzliche Tötung, schwere Körperverletzung, 

- illegaler Handel mit menschlichen Organen und mensch- 
lichem Gewebe, 

- Entführung, Freiheitsberaubung und Geiselnahme, 

- Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, 

- Diebstahl in organisierter Form oder mit Waffen, 

- illegaler Handel mit Kulturgütern, einschließlich Antiqui- 
täten und Kunstgegenständen, 

- Betrug, 

- Erpressung und Schutzgelderpressung, 

- Nachahmung und Produktpiraterie, 

- F älschung von amtlichen Dokumenten und Handel damit, 

- F älschung von Zahlungsmitteln, 

- illegaler Handel mit Hormonen und anderen Wachstums- 
torderern, 

- illegaler Handel mit nuklearen und radioaktiven Substan- 
zen, 
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- Handel mit gestohlenen Kraftfahrzeugen, 

- Vergewaltigung, 

- Brandstiftung, 

- Verbrechen, die in die Zuständigkeit des Internationalen 
Strafgerichtshofs fallen, 

- Flugzeug-ZSchiffsentführung, 

- Sabotage, 

- gegen die den Straßenverkehr regelnden Vorschriften ver- 
stoßende Verhaltensweise, einschließlich Verstößen ge- 
gen Vorschriften über Lenk- und Ruhezeiten und des 
Gefahrgutrechts, 

- Warenschmuggel, 

- Verletzung von Rechten an geistigem Eigentum, 

- Bedrohungen von Personen und Gewalttaten gegen sie, 
einschließlich Gewalttätigkeit bei Sportveranstaltungen, 

- Sachbeschädigung, 

- Diebstahl, 

- Straftatbestände, die vom Entscheidungsstaat festgelegt 
wurden und durch Verpflichtungen abgedeckt sind, die 
sich aus im Rahmen des EG-Vertrags oder des Titels VI 
des EU-Vertrags erlassenen Rechtsakten ergeben. 

Die Bezeichnungen folgen nicht den deutschen strafrechtli- 
chen Definitionen. Entscheidend für die Zuordnung zu einer 
Listentat ist die Definition durch den ersuchenden Mitglied- 
staat. Im Regelfall wird sich diese Zuordnung zweifelsfrei 
aus der Bescheinigung gemäß dem im Anhang zum RbGeld 
abgedruckten Formblatt ergeben (Rubrik g) 3.). Nur wenn 
die Bescheinigung insoweit unvollständig ist oder in diesem 
Punkt offensichtlich nicht der Entscheidung entspricht, 
kommt der Ablehnungsgrund gemäß § 87b Absatz 3 
Nummer 1 IRG-E zum Tragen. Treten bei der Prüfung Zwei- 
felsfragen hinsichtlich der Zugehörigkeit der dem Ersuchen 
zugrunde liegenden Straftat oder Verwaltungsübertretung zu 
den Listendelikten aus Artikel 5 Absatz 1 RbGeld auf, wird 
regelmäßig der ersuchende Staat zu konsultieren sein. 

Wie im EuHbG wird auch hier die Liste nicht in den Geset- 
zeswortlaut aufgenommen und stattdessen statisch auf den 
RbGeld verwiesen. Eine Abbildung der Liste soll in den 
RiVASt erfolgen. Der Rat der Europäischen Union hat nach 
Artikel 5 Absatz 2 RbGeld die Möglichkeit, diese Liste im 
Zuge fortschreitender Harmonisierungsarbeiten jederzeit zu 
erweitern oder zu ändern. Jede Änderung müsste, da im IRG 
statisch und nicht dynamisch verwiesen wird, in das deutsche 
Recht durch ein neues Gesetz eingefügt werden. 

Bei den 39 Straftaten und Verwaltungsübertretungen (Ord- 
nungswidrigkeiten) in der Liste nach Artikel 5 Absatz 1 
RbGeld handelt es sich um die bereits im RbEuHb und im 
Rahmenbeschluss zur Sicherstellung von Beweismitteln auf- 
geführten 32 Gruppen in der identischen Reihenfolge und um 
sieben zusätzliche Kategorien. Besondere Bedeutung für die 
Praxis dürfte dem 33. Anstrich der Liste zukommen („gegen 
die den Straßenverkehr regelnden Vorschriften verstoßende 
Verhaltensweise, einschließlich Verstößen gegen Vorschrif- 
ten über Lenk- und Ruhezeiten und des Gefahrgutrechts,“). 
Hierzu hat Deutschland folgende Erklärung abgegeben: 


„Als entsprechende Zuwiderhandlungen werden nur Verstö- 
ße gegen Verkehrsregeln und Regelungen zum Schutz von 
Verkehrsanlagen angesehen, nicht hingegen allgemeine 
Straftatbestände oder Verstöße gegen allgemeine Ordnungs- 
vorschriften. Als den Straßenverkehr regelnde Vorschriften 
sind insoweit nur solche zu verstehen, deren Schutzzweck 
die Sicherheit des Straßenverkehrs oder der Erhalt der Ver- 
kehrsanlagen ist.“ 

Der Wortlaut von Artikel 5 Absatz 1 33. Anstrich RbGeld 
lässt es zu, den Anwendungsbereich von dem Schutzzweck 
abhängig zu machen, wie er in der zitierten Erklärung Nie- 
derschlag findet. Nimmt die Praxis an, dass eine bestimmte 
Verhaltensweise nicht unter die in der Bescheinigung mar- 
kierte Gruppe im 33. Anstrich fallt und ist dies entschei- 
dungserheblich, wird zunächst angesichts eines möglichen 
Ablehnungsgrundes nach § 87b Absatz 3 Nummer 1 IRG-E 
ein Konsultationsverfahren ausgelöst, wie es Artikel 7 
Absatz 3 RbGeld für diesen Ablehnungsgrund vorsieht. 

Auch die in Artikel 5 Absatz 1 letzter Anstrich RbGeld gere- 
gelte Gruppe könnte in der Praxis Fragen aufwerfen. Zu- 
nächst ist festzuhalten, dass die Beschränkung auf „Straftat- 
bestände, die vom Entscheidungsstaat festgelegt wurden“ in 
der deutschen Sprachfassung des RbGeld nicht als Aus- 
schluss von Verwaltungsunrecht oder, nach deutschem 
Rechtsverständnis, von Ordnungswidrigkeiten zu verstehen 
ist. Es handelt sich lediglich um eine redaktionelle Ungenau- 
igkeit. Denn an dieser und an den anderen im Zusammen- 
hang mit der beiderseitigen Sanktionierbarkeit wesentlichen 
Stellen findet sich in der maßgeblichen englischen Sprach- 
fassung der Oberbegriff „offences“. Daher stellt es keinen 
Widerspruch dar, wenn der zu vollstreckenden Entscheidung 
nach dem Recht des ersuchenden Staates eine Verwaltungs- 
übertretung unterhalb der Schwelle strafbaren Unrechts zu- 
grunde liegt und die im letzten Anstrich von Artikel 5 
Absatz 1 RbGeld genannte Gruppe herangezogen wird. Die 
Rechtsgrundlagen ergeben sich aus der Bescheinigung (Ru- 
brik g) 2. und g) 3. am Ende). Es ist konkret anzugeben, wel- 
che Bestimmungen der im Rahmen des EG-Vertrages oder 
des EU-Vertrages erlassenen Rechtsakte durch welche inner- 
staatlichen gesetzlichen Bestimmungen umgesetzt wurden, 
auf deren Grundlage wiederum die zu vollstreckende Ent- 
scheidung ergangen ist. Denkbar erschiene beispielsweise ei- 
ne Anwendung im Bereich der Umsetzung der Richtlinie 96/ 
71 /EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 1996 (Abi. L 18 vom 21.1.1997, S. 1 - sog. 
Entsenderichtlinie). Falls der ersuchende Mitgliedstaat einer 
Verpflichtung nach Maßgabe des letzten Anstrichs in 
Artikel 5 Absatz 1 RbGeld nachgekommen sein sollte, 
Deutschland aber noch nicht, erwachsen ebenfalls keine 
rechtlichen Bedenken. Denn die Listenlösung zielt gerade 
darauf ab, dass es letztlich nicht auf die Rechtslage im er- 
suchten Mitgliedstaat ankommt. 

Zu Absatz 2 

Mit dieser Vorschrift werden Artikel 9 Absatz 2 RbGeld und 
Artikel 1 5 Absatz 3 RbGeld umgesetzt. Die Tatsache, dass 
der dem Betroffenen im ersuchenden Mitgliedstaat auferleg- 
te Geldbetrag gezahlt oder beigetrieben worden ist, führt in- 
soweit zwingend zur Ablehnung des Ersuchens als unzuläs- 
sig. Hat der Betroffene einen Teil bereits gezahlt, so ist der 
Betrag anzurechnen (§ 87f Absatz 2 Satz 1 IRG-E in Verbin- 
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düng mit § 54 Absatz 4 IRG), die Vollstreckung im Übrigen 
aber zulässig. 

Zu Absatz 3 

§ 87b Absatz 3 IRG-E enthält acht in jedem Verfahrens Sta- 
dium zu prüfende Zulässigkeitsvoraussetzungen. Darin wer- 
den im RbGeld geregelte fakultative Verweigerungsgründe 
als obligatorische Zulässigkeitshindemisse ausgestaltet. Ist 
einer der Tatbestände nach Nummer 1 bis Nummer 8 erfüllt, 
muss die Vollstreckung der Geldsanktion als unzulässig ab- 
gelehnt werden. Neben den nachstehenden besonderen Zu- 
lässigkeitsvoraussetzungen im Bereich der Vollstreckung 
von ausländischen Geldsanktionen kann gemäß Artikel 20 
Absatz 3 RbGeld die Vollstreckung auch abgelehnt werden, 
wenn dies mit den in Artikel 6 des Vertrages über die Europä- 
ische Union enthaltenen Grundsätzen in Widerspruch steht. 
Im deutschen Recht ergibt sich dies aus dem in § 73 Satz 2 
IRG zum Ausdruck kommenden Ordre-public- Vorbehalt. 

ln Nummer 1 wird die Regelung in Artikel 7 Absatz 1 zweite 
und dritte Variante RbGeld umgesetzt. Offensichtlich ent- 
spricht eine Bescheinigung der zugrunde liegenden Ent- 
scheidung dann nicht, wenn für jeden Sachkundigen ohne 
längere Prüfung erkennbar ist, dass die Bescheinigung feh- 
lerhaft ist. Das Bundesamt für Justiz ist in diesem Stadium 
nicht verpflichtet, zur Prüfling eines Widerspruches eine 
Übersetzung der Entscheidung anfertigen zu lassen. 

Nach Nummer 2 ist die Vollstreckung bei Unterschreiten der 
70-Euro-Grenze oder des Gegenwertes in einer anderen 
Währung unzulässig. Damit wird die auf die Venneidung 
von Bagatellen ausgerichtete Vorschrift in Artikel 7 Absatz 2 
Buchstabe h RbGeld umgesetzt. Gemäß § 87 Absatz 3 
IRG-E sind hierunter sowohl der Geldbetrag wegen einer 
strafbaren Handlung als auch die neben einer Sanktion aufer- 
legten Kosten des Verfahrens zu rechnen. Hinsichtlich der 
Kosten des Verfahrens sind solche zu berücksichtigen, die 
unmittelbar mit der Sanktion auferlegt werden. Die Regelung 
zur Umrechnung lehnt sich an § 54 Absatz 2 IRG an. 

Nummer 3, mit der Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe g Ziffer i 
RbGeld umgesetzt wird, sieht eine obligatorische Ablehnung 
vor, wenn im ersuchenden Mitgliedstaat ein schriftliches 
Verfahren stattgefunden hat und darin die Informations- 
pflicht im Hinblick auf ein Rechtsmittel verletzt worden ist. 

Die im Rahmenbeschluss gewählte Formulierung „schriftli- 
ches Verfahren“ setzt ein Verfahren voraus, bei dem dem Be- 
troffenen die ihm vorgeworfene Handlung durch die zustän- 
dige Behörde eines Mitgliedstaates vorher schriftlich be- 
kannt gegeben worden ist. Sofern die Bekanntgabe durch 
Übersendung eines Schreibens in einen ausländischen Auf- 
enthaltsstaat erfolgt, ist durch den Entscheidungsstaat die 
Vorschrift des Artikels 5 EU-Rechtshilfeübereinkommen 
vom 29. Mai 2000 (BGBl. 2005 11 S. 65 1 ) zu beachten. Nach 
Artikel 5 Absatz 3 EU-Rechtshilfeübereinkommen ist eine 
Verfahrensurkunde ihrem wesentlichen Inhalt nach in die 
Sprache oder in eine der Sprachen des Mitgliedstaates zu 
übersetzen, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der 
Zustellungsempfänger der Sprache, in der die Urkunde abge- 
fasst ist, unkundig ist. Soweit Mitgliedstaaten dem 
EU-Rechtshilfeübereinkommen noch nicht beigetreten sind, 
ist zu prüfen, ob der weitgehend inhaltsgleiche Artikel 52 des 
Schengener Durchführungsübereinkommens (SDÜ) zur An- 


wendung kommt. Sollte dem im Inland sich aufhaltenden 
Betroffenen die Entscheidung nicht oder unter Missachtung 
der oben genannten rechtshilferechtlichen Vorschriften be- 
kannt gegeben worden sein, erwächst hieraus ein Ableh- 
nungsgrund entsprechend § 87b Absatz 3 Nummer 3 IRG-E. 
Es fehlt in diesem Fall an einer wirksamen Bekanntgabe des 
Tatvorwurfs, so dass von einem vorhergehenden „schriftli- 
chen Verfahren“ nicht ausgegangen werden kann. 

Zugleich wird auch deutlich, dass ein Recht zur Anfechtung 
und die Notwendigkeit der Belehrung hierüber vorausgesetzt 
werden. Anzuerkennen ist lediglich, innerhalb welcher Fris- 
ten und in welcher Weise die Belehrung nach dem Recht des 
ersuchenden Staates zu erfolgen hat. 

Nummer 4 setzt Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe g Ziffer ii 
RbGeld um. Es handelt sich hierbei um ein Verfahren, in dem 
- in Abgrenzung zu Nummer 3 - eine Entscheidung in Ab- 
wesenheit des Betroffenen getroffen worden ist. Eine in 
einem solchen Verfahren getroffene Entscheidung kann je- 
doch nur dann vollstreckt werden, wenn der Betroffene nicht 
nur über das Verfahren informiert wurde, sondern er auch die 
Möglichkeit hatte, sich in einem Termin zu dem Vorwurf zu 
äußern. 

Ausgangspunkt für die Prüfung, ob ein Ablehnungsgrund 
nach Nummer 3 oder 4 vorliegt, sind die in der Bescheini- 
gung entsprechend dem Formblatt nach § 87a Nummer 2 
IRG-E gemachten Angaben. 

Die Ne-bis-in-idem-Regelung in Nummer 5 dient der Um- 
setzung von Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a RbGeld. 

Die Anknüpfung in der ersten Variante von Nummer 5 an 
eine Entscheidung, die im Inland ergangen ist, verweist auf 
den Entscheidungsbegriff des § 9 Nummer 1 IRG. Dabei 
wird der Begriff „Geltungsbereich dieses Gesetzes“ durch 
den einfacheren Begriff „Inland“ ersetzt. Die entsprechende 
Terminologie findet sich in anderen Regelungen des Ent- 
wurfs, die aus Sicht des ersuchten Mitgliedstaats Deutsch- 
land an den Inlandsbegriff anknüpfen. Die Ablehnung der 
Vollstreckung nach der ersten Variante von Nummer 5 setzt 
voraus, dass die inländische Entscheidung wegen einer Tat 
ergangen ist, die nach Maßgabe von § 3 ff. StGB, des § 5 
OWiG oder landesrechtlicher Vorschriften als Inlands- oder 
Auslandstat auch der deutschen Sanktionierungsbefugnis 
unterliegt. Nur dann konnte im Inland überhaupt eine Sach- 
entscheidung ergehen. Nicht unter Nummer 5 fallt daher eine 
inländische Entscheidung, nach der die Tat nicht sanktioniert 
wurde, weil es an der deutschen Gerichtsbarkeit fehlte. 
Nummer 5 erfasst im Sinne der in § 9 Nummer 1 IRG unzu- 
treffenden Begrifflichkeit alle qualifizierten Verfahrensbeen- 
digungen im Inland durch ein Gericht oder eine Behörde in 
den Bereichen des Strafrechts oder des Ordnungswidrigkei- 
tenrechts. Die in Deutschland ergangene Entscheidung muss 
angesichts des klaren Wortlauts von Artikel 7 Absatz 2 
Buchstabe a RbGeld bei Eingang der Entscheidung des ande- 
ren Mitgliedstaates bereits vorliegen. Andernfalls ergäben 
sich erhebliche Abgrenzungsschwierigkeiten zu anderen Ab- 
lehnungsgründen. Ist die Voraussetzung einer qualifizierten 
Verfahrensbeendigung nicht erfüllt - etwa bei einer Ent- 
scheidung nach § 170 Absatz 2 StPO, kein Verfahren zu füh- 
ren - und ist eine Ablehnung nach § 87b Absatz 3 Nummer 5 
IRG-E daher ausgeschlossen, so bedarf es bei Inlandstaten 
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immer noch der Prüfung des zwingenden Zulässigkeitshin- 
demisses nach § 87b Absatz 3 Nummer 8 IRG-E oder des 
Bewilligungshindemisses nach § 87d Nummer 1 IRG-E. Die 
Regelung in § 87b Absatz 3 Nummer 5 IRG-E zweite 
Variante betrifft Entscheidungen, die in einem anderen Staat 
- ohne Beschränkung auf die EU-Mitgliedstaaten - als dem 
ersuchenden Staat und zugleich nicht im Inland getroffen 
wurden. Hier setzt eine Ablehnung nach Maßgabe von 
Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a RbGeld zusätzlich voraus, 
dass die im Drittstaat ergangene Entscheidung bereits voll- 
streckt worden ist. Dem Wortlaut und dem Sinn und Zweck 
der Regelung in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a RbGeld nach 
muss es sich um eine rechtskräftige Entscheidung im Dritt- 
staat gegen den Betroffenen handeln. 

Die Regelung in Nummer 6, mit der Artikel 7 Absatz 2 
Buchstabe c RbGeld umgesetzt wird und die sich an § 9 
Nummer 2 IRG anlehnt, schreibt die Ablehnung der Vollstre- 
ckung vor, wenn die der Entscheidung des anderen Mitglied- 
staates zugrunde liegende Tat nach Maßgabe von § 3 ff. 
StGB, des § 5 OWiG oder landesrechtlicher Vorschriften 
auch der deutschen Sanktionierungsbefugnis unterliegt und 
außerdem nach deutschem Recht Vollstreckungsverjährung 
eingetreten ist. 

Nummer 7 transferiert den Regelungsgehalt von Artikel 7 
Absatz 2 Buchstabe f RbGeld in das innerstaatliche Recht 
und schreibt die Ablehnung der Vollstreckung vor, wenn es 
nach deutschem Recht altersbedingt an der Schuldfähigkeit 
oder Verantwortlichkeit des Betroffenen zur Zeit der Tat 
fehlt. Die erforderliche Prüfung nach irmerstaatlichem Recht 
knüpft nicht an die Frage an, ob die Tat nach deutschem 
Recht den Tatbestand einer Straftat oder einer Ordnungswid- 
rigkeit erfüllen würde. Gegen Kinder (§ 19 StGB, § 12 
Absatz 1 Satz 1 OWiG) darf nicht vollstreckt werden und ge- 
gen Jugendliche nur, wenn die Verantwortungsreife bejaht 
wird (§ 3 Satz 1 JGG in Verbindung mit § 12 Absatz 1 Satz 2 
OWiG). 

Mit Nummer 8 wird die Territorialitätsklausel des Artikels 7 
Absatz 2 Buchstabe d Ziffer i RbGeld umgesetzt: Danach ist 
die Vollstreckung unzulässig, wenn die der Entscheidung des 
anderen Mitgliedstaates zugrunde liegende Tat ganz oder 
zum Teil im Inland oder an einem der nach § 4 StGB und § 5 
OWiG gleichgestellten Orte begangen worden ist und (ku- 
mulativ) die in Frage stehende Handlung nach deutschem 
Recht nicht als Straftat oder Ordnungswidrigkeit verfolgbar 
ist. ln dieser Konstellation genügt es nicht, die im Rahmen- 
beschluss eröffnete Verweigerungsmöglichkeit als Ermes- 
sensnorm in Form eines Bewilligungshindernisses auszuge- 
stalten. Denn wenn eine Tat im Inland oder an einem gleich- 
gestellten Ort begangen wurde und zugleich für diese Tat kei- 
ne Strafe oder Geldbuße hätte verhängt werden können, 
kommen dem Vertrauen des im Inland handelnden Betroffe- 
nen in die eigene Rechtsordnung und seinem Interesse an ei- 
ner Nichtverfolgung ein so großes Gewicht zu, dass das be- 
hördliche Ennessen auf Null reduziert wird. Die Vollstre- 
ckung ist daher auch dann zwingend als unzulässig abzuleh- 
nen, wenn die ersuchende Behörde angibt, dass die dem 
Betroffenen vorgeworfene Tat nach dem Recht des ersuchen- 
den Mitgliedstaates eine der in Artikel 5 Absatz 1 RbGeld 
genannten Straftaten oder Verwaltungsübertretungen ver- 
wirklicht. 


Zu § 87c IRG-E (Vorbereitung der Entscheidung über die 

Bewilligung) 

Wenn die nach § 87a IRG-E erforderlichen Unterlagen vor- 
liegen, prüft auf dieser Grundlage das Bundesamt für Justiz 
vorab, ob die Vollstreckung abzulehnen ist. § 87c Absatz 2 
IRG-E gibt eine Prüffolge vor. 

Besteht eines der in § 87b IRG-E geregelten Zulässigkeits- 
hindernisse oder würde eine Vollstreckung gemäß § 73 
Satz 2 IRG gegen den europäischen ordre public verstoßen, 
muss das Bundesamt die Vollstreckung - gegebenenfalls 
nach Konsultation der zuständigen Behörde im ersuchenden 
Mitgliedstaat - als unzulässig ablehnen. Es genügt, die ab- 
lehnende, das Verfahren beendende Entscheidung gegenüber 
der zuständigen Behörde des ersuchenden Mitgliedstaates 
mitzuteilen (vgl. Artikel 14 RbGeld). Eine vorherige Anhö- 
rung kann in diesem Fall unterbleiben. Entsprechend ver- 
fährt das Bundesamt für Justiz, wenn es ein Bewilligungshin- 
demis nach § 87d Absatz 2 IRG-E geltend macht. Schließ- 
lich entfällt eine Vorbereitung der Bewilligungsentscheidung 
auch dann, wenn das Bundesamt nach § 87i Absatz 1 IRG-E 
gehalten ist, eine Umwandlung einer Entscheidung durch das 
Gericht zu beantragen, weil die im anderen Mitgliedstaat er- 
gangene Entscheidung gegen einen der dort genannten Be- 
troffenen gerichtet ist oder zur Vollstreckung einer dort auf- 
geführten, im deutschen Recht nicht bekannten Geldsanktion 
übermittelt wurde; im Falle des § 87c Absatz 2 Nummer 3 
IRG-E erhält der Betroffene rechtliches Gehör im gerichtli- 
chen Verfahren nach Maßgabe der § 87g Absatz 3 Satz 2, 
§ 87i IRG-E. 

Wenn die Voraussetzungen des § 87c Absatz 2 IRG-E nicht 
vorliegen, erhält der Betroffene nach Maßgabe von § 87c 
Absatz 1 IRG-E fristgebunden rechtliches Gehör und wird 
über das weitere Verfahren belehrt. Diese Belehrung umfasst 
auch die das Bundesamt für Justiz treffende Antragspflicht 
gemäß § 87i Absatz 1 IRG-E. Denn es besteht durchaus die 
Möglichkeit, dass das Bundesamt erst in einem späteren Ver- 
fahrensstadium einen Antrag nach § 87i Absatz 1 IRG-E 
stellt. So kann die Behörde das Vorliegen einer Fallgruppe 
nach dieser Vorschrift irrtümlich übersehen oder zunächst 
aufgrund einer Fehlinformation seitens des ersuchenden Mit- 
gliedstaates zu Unrecht verneint haben. Dass eine der in § 87i 
Absatz 1 IRG-E geregelten Fallgruppen vorliegt, karm sich 
auch erst aus der Stellungnahme des insoweit belehrten Be- 
troffenen ergeben. 

Zahlt der Betroffene, ist das Verfahren zu beenden. 

Zu § 87d IRG-E (Grundsätzliche Pflicht zur Bewilligung; 

Bewilligungshindemisse) 

Einleitend wird eine grundsätzliche Pflicht zur Bewilligung 
eines zulässigen Ersuchens um Vollstreckung einer 
Geldsanktion geregelt. Das Europäische Geldsanktionsge- 
setz orientiert sich damit an Vorschriften für den EU-Auslie- 
ferungs- und Durchlieferungsverkehr (§ 79 Absatz 1 Satz 1 
IRG). 

Im Folgenden werden drei Bewilligungshindemisse nor- 
miert, bei denen es in das Ermessen der Bewilligungsbehör- 
de gestellt ist, ob die Vollstreckung abgelehnt wird. Die Be- 
willigungsbehörde entscheidet im Einzelfall nach pflichtge- 
mäßem Ermessen. Bei der Ermessensentscheidung, keine 
Bewilligungshindemisse geltend zu machen, hat die Behörde 
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alle Umstände des Einzelfalles angemessen zu berücksichti- 
gen. 

§ 87d Absatz 1 Nummer 1 IRG-E setzt die Territorialitäts- 
klausel in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer i RbGeld in- 
soweit um, als die der Entscheidung des anderen Mitglied- 
staates zugrunde liegende Tat ganz oder zum Teil im Inland 
oder an einem gleichgestellten Ort begangen wurde und es 
zudem - anders als in der in § 87b Absatz 3 Nummer 8 
IRG-E geregelten Konstellation - nicht an der beiderseitigen 
Sanktionierbarkeit fehlt. Das Bundesamt für Justiz lässt 
demnach bei der Ermessensausübung die Prüfung einfließen, 
ob die konkrete Tat als Straftat oder Ordnungswidrigkeit ver- 
folgt werden kann und soll. Es geht also um Taten, die in 
Deutschland verfolgbar sind. 

Nach Maßgabe von noch in den RiVASt zu treffenden Rege- 
lungen wird das Bundesamt für Justiz verpflichtet, sich mit 
der für den Inlandstatort zuständigen Staatsanwaltschaft oder 
Verwaltungsbehörde ins Benehmen zu setzen. Diese Behör- 
de prüft, ob die konkrete Tat verfolgbar ist und gegebenen- 
falls verfolgt werden soll. 

Bei der Prüfung, ob die Tat im Inland verfolgt werden kann, 
sind neben § 3 ff. StGB und § 5 OWiG vor allem die 
Artikel 54 und 55 SDÜ zu beachten. Nach Artikel 54 SDÜ, 
dessen Anwendungsbereich vom Europäischen Gerichtshof 
weit ausgelegt wurde, darf ein durch eine andere Vertrags- 
partei Verurteilter wegen derselben Tat in Deutschland u. a. 
dann nicht mehr verfolgt werden, wenn die verhängte Sank- 
tion - wie dies bei einem vorliegenden Vollstreckungs- 
hilfeersuchen nach Maßgabe des RbGeld anzunehmen ist - 
gerade vollstreckt wird. Zwar gilt zu dem Grundsatz des 
Artikels 54 SDÜ insoweit eine Ausnahme, als Deutschland 
bei der Ratifikation des SDÜ u. a. von der nach Artikel 55 
Buchstabe a Halbsatz 1 SDÜ vorgesehenen Möglichkeit Ge- 
brauch gemacht hat, zu erklären, dass es dann nicht nach 
Artikel 54 SDÜ gebunden ist, werm die dem ausländischen 
Urteil zugrunde liegende Tat zumindest teilweise im Inland 
begangen wurde. Diese Beschränkung greift nach Artikel 55 
Buchstabe a Halbsatz 2 SDÜ jedoch dann nicht, werm die 
Tat, was der Regelfall sein wird, teilweise im Gebiet der 
aburteilenden Vertragspartei begangen wurde. 

Daraus folgt, dass eine Verfolgung in Deutschland dann, 
wenn die Tat auch in dem Mitgliedstaat begangen wurde, in 
dem die Sanktion verhängt wurde und der nunmehr um Voll- 
streckung der Strafe in Deutschland ersucht, unzulässig ist, 
solange die Bemühungen des anderen Mitgliedstaates um 
Vollstreckung seiner Sanktion als ein „gerade vollstreckt 
werden“ im Sirme des § 54 SDÜ anzusehen sind. Sieht man 
diese Vollstreckungsbemühungen des anderen Mitgliedstaa- 
tes nach einer Ablehnung des Vollstreckungshilfeersuchens 
durch das Bundesamt für Justiz als gescheitert an, wäre da- 
nach allerdings eine Strafverfolgung in Deutschland (wie- 
der) zulässig. Sie würde erst darm wieder unzulässig, wenn 
der im Ausland Verurteilte die dortige Strafe bezahlen oder 
der andere Mitgliedstaat andere konkrete Vollstreckungsbe- 
mühungen (z. B. in im Ausland belegenes Vermögen des 
Verurteilten) entfalten würde. 

Ergibt sich nach der dargelegten Prüfung, dass die Tat noch 
im Inland verfolgt werden könnte, hat die zuständige Staats- 
anwaltschaft oder Verwaltungsbehörde zu prüfen, ob die Tat 
auch verfolgt werden soll. Bei dieser Prüfung sollte die 
Staatsanwaltschaft oder Verwaltungsbehörde soweit mög- 


lich den dem RbGeld zugrunde liegenden Leitgedanken der 
gegenseitigen Anerkennung berücksichtigen und der Bewil- 
ligung der Vollstreckung durch das Bundesamt für Justiz zu- 
stimmen, was dann im Erfolgsfall eine dauerhafte Unzuläs- 
sigkeit der Verfolgung in Deutschland zur Folge hätte. Aus- 
nahmen davon können insbesondere dann gerechtfertigt sein, 
wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die im anderen 
Staat verhängte Sanktion nach hiesigem Rechtsverständnis 
völlig unangemessen ist, bei der Entscheidung wesentliche 
Umstände nicht berücksichtigt wurden oder der Sachverhalt 
nicht hinreichend aufgeklärt wurde (Letzteres wird vor allem 
darm zu berücksichtigen sein, werm im Fall der Vollstre- 
ckung der ausländischen Entscheidung ein Strafklagever- 
brauch für möglicherweise weitaus schwerwiegendere im In- 
land begangene Taten droht). Bei der Prüfung dieser Frage 
wird regelmäßig auch von Bedeutung sein, ob die wesentli- 
chen Teile der nach § 9 StGB bzw. § 7 OWiG zu bestimmen- 
den Handlungs- und Erfolgsorte auf deutschem oder auslän- 
dischem Staatsgebiet lagen. 

Falls das Bundesamt für Justiz von dem Ablehnungsgrund 
nach § 87d Absatz 1 Nummer 1 IRG-E Gebrauch macht und 
die Behörde im ersuchenden Mitgliedstaat entsprechend in- 
fomiiert, geht die Vollstreckungsberechtigung gemäß 
Artikel 1 5 Absatz 2 Buchstabe a RbGeld wieder auf diesen 
über. Der in Artikel 1 5 Absatz 2 Buchstabe a RbGeld gere- 
gelte Ausnahmefall des Artikels 7 Absatz 2 Buchstabe a 
RbGeld liegt nicht vor, denn eine etwaige Entscheidung in 
Deutschland erginge erst später und wäre auch nicht der 
Grund für die Ablehnung. Während des deutschen Verfah- 
rens oder auch im Anschluss an eine bereits vollstreckte Ent- 
scheidung in Deutschland kann dann die Situation eintreten, 
dass der andere Mitgliedstaat, der ursprünglich um Vollstre- 
ckung ersucht hat, seinerseits - etwa in dort belegenes Ver- 
mögen des Betroffenen - vollstreckt. Daran wird der andere 
Mitgliedstaat nicht gehindert sein, sofern nicht aus seiner 
Sicht Artikel 54 SDÜ oder eine im Verhältnis zu Deutsch- 
land geltende Ne-bis-in-idem-Regelung der dortigen Voll- 
streckung entgegensteht. 

Die Vorschrift des § 87d Absatz 1 Nummer 2 IRG-E, mit der 
Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe d Ziffer ii RbGeld umgesetzt 
wird, trifft eine Regelung für den folgenden Fall, bei dem 
drei Staaten involviert sind: Die Bewilligungsbehörde kann 
eine Vollstreckung in Deutschland ablehnen, werm der Be- 
troffene in einem dritten Staat gehandelt hat und wenn eine 
derartige Auslandstat nach deutschem Recht nicht straf- oder 
bußgeldbewehrt ist. Die konkrete Tat darf nach deutschem 
Recht nicht verfolgbar sein; dabei sind die §§ 4 bis 7 StGB 
und § 5 OWiG zu prüfen. Bei der Ermessensausübung wird 
zu berücksichtigen sein, ob wegen der Tat, die der Entschei- 
dung des anderen Mitgliedstaates zugrunde liegt, bereits eine 
Entscheidung im Drittstaat ergangen ist, die noch nicht voll- 
streckt wurde. Ist diese Entscheidung des Drittstaates schon 
vollstreckt, folgt aus § 87b Absatz 3 Nummer 5 IRG-E die 
Unzulässigkeit des Vollstreckungshilfeersuchens, ln der be- 
schriebenen Dreieckskonstellation wird regelmäßig eine Ab- 
lehnung nach § 87d Absatz 1 Nummer 2 IRG-E naheliegen. 

§ 87d Absatz 2 IRG-E eröffnet die Möglichkeit, Ersuchen 
zurückzuweisen, die mit dem Schuldprinzip unvereinbar 
sind. Die Vorschrift ergänzt die Möglichkeit zur Zurückwei- 
sung des Vollstreckungsersuchens wegen Nichtgewährung 
des rechtlichen Gehörs, wie es beispielsweise in § 87b Ab- 
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Satz 3 Nummer 3 IRG-E zum Ausdruck kommt. Das Schuld- 
prinzip stellt einen wesentlichen Grundsatz des Straf- und 
Bußgeldverfahrens dar; seine Missachtung steht der Voll- 
streckbarkeit ausländischer Ersuchen in Deutschland entge- 
gen (vgl. BVerfG, Urteil vom 30. Juni 2009 - 2 BvE 2/08, 
Rn. 364). Solche ausländischen Entscheidungen sollen nicht 
vollstreckt werden, in denen der Betroffene sanktioniert 
wird, obgleich er für die der Sanktion zugrunde hegende 
Rechtsgutverletzung nicht verantwortlich ist. An der Verant- 
wortlichkeit kann es fehlen, weil dem Betroffenen ein 
schuldhaftes Verhalten eines Dritten im Wege der Fiktion 
oder gesetzlichen Vermutung zugerechnet wird oder weil er 
in einer bloßen rechtlichen Nähebeziehung zu einer Sache 
steht, von der eine Gefährdung ausgeht, ohne dass ihn in die- 
sen Fällen zugleich ein eigenes Verschulden für die eingetre- 
tene Rechtsgutverletzung trifft. Dies gilt insbesondere in den 
Fällen der sogenannten Halterhaftung im Straßenverkehr, in 
denen der Betroffene allein deswegen für Verkehrsverstöße 
haftet, weil er Halter des Fahrzeugs ist, mit dem der Verstoß 
begangen wurde. Die Vorschrift hat aber darüber hinaus auch 
einen Anwendungsbereich außerhalb des Straßenverkehrs- 
rechts und ist daher notwendigerweise entsprechend allge- 
mein und offen gefasst. 

Überprüfbar durch die Bewilligungsbehörde ist in diesen 
Fällen, ob die Entscheidung ungeachtet des Einwands des 
Betroffenen ergeht, er sei für die der Entscheidung zugrunde 
liegende Handlung nicht verantwortlich gewesen. Dagegen 
überprüft sie nicht den der ausländischen Entscheidung zu- 
grunde liegenden Sachverhalt, insbesondere also nicht, ob 
der Einwand des Betroffenen, er sei nicht Fahrer gewesen, 
zutreffend ist. Dies ist mit dem dem Rahmenbeschluss zu- 
grunde liegenden Prinzip der gegenseitigen Anerkennung 
justizieller Entscheidungen nicht vereinbar und würde zu- 
dem dem Grundsatz widersprechen, nach dem im Vollstre- 
ckungsverfahren eine erneute Tatverdachtsprüfung nicht 
stattfmdet. Um eine ausreichende Flexibilität in der Handha- 
bung zu ermöglichen, ist dieser Ablehnungsgrund als fakul- 
tatives Bewilligungshindemis ausgestaltet worden. Trägt der 
Betroffene vor, sein im Rahmen des Erkenntnisverfahrens 
geäußerter Einwand, für das vorgeworfene Verhalten nicht 
verantwortlich zu sein, habe keine Berücksichtigung gefun- 
den, und beabsichtigt die Bewilligungsbehörde, das Er- 
suchen nicht zu bewilligen, leitet sie vor einer Entscheidung 
das nach Artikel 7 Absatz 3 RbGeld vorgesehene Verfahren 
ein. 

Zu § 87e IRG-E (Beistand) 

Die auf das klassische (vorgelagerte) gerichtliche Exequatur- 
verfahren ausgerichtete Regelung des § 53 IRG ist sinnge- 
mäß im gesamten Verfahren auf der Grundlage des Europäi- 
schen Geldsanktionsgesetzes anzuwenden, also auch im Be- 
willigungsverfahren. Allein der Umstand, dass es sich um die 
grenzüberschreitende Vollstreckung von Geldstrafen oder 
-büßen handelt, dürfte jedoch in der Regel noch kein Anlass 
für eine Beiordnung eines Beistandes im Sirme von § 53 
Absatz 2 Nummer 1 IRG sein. 

Zu § 87f IRG-E (Bewilligung der Vollstreckung) 

Nach Ablauf der zwei Wochen, in denen der Betroffene Ge- 
legenheit zur Äußerung hatte (§ 87c Absatz 1 Satz 2), ent- 
scheidet das Bundesamt für Justiz - gegebenenfalls unter Be- 


rücksichtigung einer Stellungnahme seitens des Betroffenen 
und nach Beteiligung einer deutschen Behörde — über die 
Vollstreckung (§ 87f Absatz 1 IRG-E). Es bestehen mehrere 
Entscheidungsvarianten. Falls das Bundesamt die Unzuläs- 
sigkeit der Vollstreckung bejaht oder ein Bewilligungshin- 
demis geltend macht, ist die Vollstreckung abzulehnen, was 
keiner näheren gesetzlichen Regelung bedurfte. Eine Erstat- 
tung von Kosten des Betroffenen (bspw. Kosten eines 
Rechtsanwaltes) erfolgt nicht. Nimmt das Bundesamt an, 
dass eine der Fallgmppen nach § 87i Absatz 1 IRG-E ein- 
schlägig ist, muss es eine gerichtliche Entscheidung beantra- 
gen. 

§ 87f Absatz 2 Satz 1 IRG-E erklärt § 54 Absatz 2 und 4 IRG 
für entsprechend anwendbar. Dies gilt zunächst für die in 
Artikel 8 Absatz 2 RbGeld vorgesehene Umwandlung in die 
Euro-Wähmng (§ 54 Absatz 2 IRG). Die - ggf. auch nach- 
trägliche - Anrechnung eines bereits vollstreckten Teils der 
Sanktion hat gemäß § 54 Absatz 4 IRG zu erfolgen. Eine be- 
reits vollständige Zahlung bzw. Beitreibung der Sanktion 
führt hingegen gemäß § 87b Absatz 2 IRG-E zur Unzulässig- 
keit des Ersuchens. Soweit eine Zahlung oder Beitreibung 
erst nach der Bewilligungsentscheidung bekannt wurde oder 
soweit der Betroffene zwischenzeitlich im Hinblick auf die 
gegen ihn verhängte Geldsanktion an den ersuchenden Mit- 
gliedstaat geleistet hat oder in irgendeiner Form leisten ließ, 
besteht für den Betroffenen die Möglichkeit, Einspmch ge- 
gen die Bewilligungsentscheidung einzulegen (§ 87h 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 IRG-E in Verbindung mit § 87f 
Absatz 2 Satz I IRG-E und § 54 Absatz 4 Satz 2 IRG). 

§ 87f Absatz 2 Satz 2 IRG-E sieht in Umsetzung von 
Artikel 8 Absatz 1 RbGeld eine Begrenzung auf das nach 
deutschem Recht für Handlungen derselben Art vorgesehene 
Höchstmaß vor, wenn es sich aus Sicht des ersuchenden Mit- 
gliedstaates um eine im Ausland begangene Tat handelte, für 
die zudem die deutsche Gerichtsbarkeit begründet sein muss. 
Die Verpflichtung zur Herabsetzung besteht auch, wenn sich 
die konkrete Tat aus der Perspektive des Bundesamts für Jus- 
tiz als eine reine Inlandstat darstellt, aber kein Bewilligungs- 
hindernis nach § 87d Absatz 1 Nummer 1 IRG-E geltend ge- 
macht wurde. 

Darüber hinaus sind keine Begrenzungen der im anderen 
Mitgliedstaat festgesetzten Höhe nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts vorgesehen. Dies entspricht der Regelung 
in Artikel 8 Absatz 1 RbGeld, der Ausdmck des Gmndsatzes 
der gegenseitigen Anerkennung justizieller Entscheidungen 
ist. Derjenige, der in einer anderen Rechtsordnung eines 
EU-Mitgliedstaates handelt, muss damit rechnen, auch dort 
zur Verantwortung gezogen zu werden. Begeht etwa ein in 
Deutschland lebender Betroffener in einem anderen Mit- 
gliedstaat eine Verkehrsordnungswidrigkeit, so muss er sich 
von diesem Mitgliedstaat behandeln lassen wie jeder andere 
einheimische Verkehrsteilnehmer auch. Hier liegt eine not- 
wendige Kehrseite der Mobilität und Freizügigkeit, wie sie 
im EU-Raum in Anspruch genommen werden. Wenn es auf 
der Hand liegt, dass eine Geldsanktion schlechterdings uner- 
träglich hoch ist, steht der Praxis mit § 73 Satz 2 IRG ein ge- 
eignetes Korrektiv zur Verfügung. 

§ 87f Absatz 3 IRG-E enthält Begründungs- und Hinweis- 
pflichten, die im Falle einer Bewilligung der Vollstreckung 
zu beachten sind. Durch die Begründungspflicht wird eine 
gerichtliche Überprüfung ermöglicht. Die Regelungen zu 
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Hinweispflichten und zur Zahlungsaufforderung orientieren 
sich an § 66 Absatz 2 OWiG. 

§ 87f Absatz 4 IRG-E trifft in Anlehnung an § 67 Absatz 1 
OWiG förmliche Regelungen zum Einspruch, den der Be- 
troffene gegen eine Bewilligung einlegen kann. Die entspre- 
chende Geltung der §§42 bis 47 StPO über Fristen und Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand wird ergänzend zur Re- 
gelung in § 77 IRG, wonach diese Vorschriften sinngemäß 
gelten, zur Klarstellung aufgenommen. Damit wird auch 
dem Ausschluss der Anfechtungsmöglichkeit nach Maßgabe 
des § 87h Absatz 2 Satz 2 IRG-E Rechnung getragen. 

Zu § 87g IRG-E (Gerichtliches Verfahren) 

Zu Absatz 1 

ln Satz 1 wird der Zugang zu den nachgelagerten Rechts- 
schutz gewährenden ordentlichen Gerichten gewährleistet. 
Nach Satz 2 obliegt dem nach Absatz 2 zuständigen Amtsge- 
richt die Entscheidung über einen vom Betroffenen eingeleg- 
ten Einspruch, wenn die Bewilligungsbehörde dem Ein- 
spruch nicht abgeholfen hat. Die dem Bundesamt für Justiz 
zugesprochene Abhilfebefugnis dient der Verfahrensökono- 
mie und ist dem in vergleichbaren Fallgestaltungen gelten- 
den Verfahrensrecht (z. B. § 172 StPO in Verbindung mit 
Nummer 105 Absatz 1 Satz 1 der Richtlinien für das Straf- 
verfahren und das Bußgeldverfahren; § 306 Absatz 2, § 311 
Absatz 3 Satz 2 StPO) nicht fremd. Das Amtsgericht ent- 
scheidet ferner gemäß Satz 3 über einen Antrag der Bewilli- 
gungsbehörde auf Umwandlung, wenn eine der in § 87i 
Absatz 1 IRG-E bestimmten Fallgruppen vorliegt. Satz 4 
dient der Verdeutlichung: Die Entscheidung über einen An- 
trag nach § 87i Absatz 1 Nummer 1 IRG-E obliegt dem Ju- 
gendrichter. Das Gleiche gilt, wenn eine Geldsanktion im 
Sinne des § 87 Absatz 2 Nummer 3 und 4 IRG-E - Geldbuße 
oder Verwaltungsstrafe - gegen einen Jugendlichen oder He- 
ranwachsenden vollstreckt werden soll und hiergegen Ein- 
spruch eingelegt wurde. 

ln Satz 5 wird von der Regelung in § 50 Satz 2 IRG abgewi- 
chen, wonach die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht 
die Entscheidung vorbereitet. Es ist sachgerecht, im Bereich 
des Europäischen Geldsanktionsgesetzes diese Aufgabe dem 
Bundesamt für Justiz zu überantworten, das mit dem Vor- 
gang bereits befasst war. 

Für die Zuständigkeit der Amtsgerichte spricht die Sachkom- 
petenz im Bereich von Massenverfahren mit Geldsanktio- 
nen. Zwar sind im Übrigen die Landgerichte für Entschei- 
dungen über die Vollstreckbarkeit eines ausländischen Er- 
kenntnisses zuständig (§ 50 Satz 1 IRG). Diese Verfahren 
konzentrieren sich aber in der Praxis auf die Vollstreckung 
von freiheitsentziehenden Maßnahmen. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung der örtlichen Zuständigkeit orientiert sich an 
§ 5 1 Absatz 1 und 2 IRG und greift zugleich Zuständigkeits- 
kriterien in Artikel 4 Absatz 1 RbGeld auf. Vorgegeben wird 
eine Prüfabfolge, die zunächst zwischen natürlichen und ju- 
ristischen Personen differenziert. Bei einer natürlichen Per- 
son richtet sich die Zuständigkeit nach dem Wohnsitz, hilfs- 
weise nach dem gewöhnlichen Aufenthalt und wiederum 
hilfsweise nach dem letzten Wohnsitz. Bei einer juristischen 
Person ist deren Sitz maßgeblich. Maßgeblich ist der Zeit- 


punkt des Eingangs des Einspruchs im Falle des § 87h IRG-E 
oder der Befassung des Gerichts in den Fällen einer Um- 
wandlungsentscheidung nach § 87i IRG-E. Absatz 2 Satz 5 
und 6 legt die für natürliche und juristische Personen gelten- 
de Prüfreihenfolge von Auffangzuständigkeiten fest, werui 
keine Zuständigkeit nach Absatz 2 Satz 1 bis 4 festgestellt 
werden kann. Eine Nachbildung der Regelung in § 51 
Absatz 3 IRG ist nicht erforderlich, weil diese eine vorläufi- 
ge Zuständigkeit bestimmt, die den Besonderheiten der Voll- 
streckung freiheitsentziehender Maßnahmen Rechnung 
trägt. 

In Absatz 2 Satz 7 wird klargestellt, dass es den Landesregie- 
rungen unbenommen bleibt, nach Maßgabe von § 58 
Absatz 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes konzentrierte 
amtsgerichtliche Zuständigkeiten vorzusehen. 

Zu Absatz 3 

Satz 1 schreibt für alle Varianten eines gerichtlichen Verfah- 
rens vor, dass der Betroffene eine Abschrift einer Überset- 
zung der Entscheidung dann erhalten soll, wenn dies zur 
Ausübung seiner Rechte erforderlich ist. Dies kann insbe- 
sondere dann nicht der Fall sein, wenn die Entscheidung in 
einer Sprache abgefasst ist, derer der Betroffene kundig ist 
oder es hierauf wegen geltend gemachter Fehler im Bewilli- 
gungsverfahren nicht ankommt. 

Eine solche Übersetzung ist durch das Gericht zu veranlas- 
sen. Ist bereits seitens des Bundesamts im vorangegangenen 
Verfahren eine Übersetzung zu den Akten genommen wor- 
den, ist dem Betroffenen eine Abschrift dieser Übersetzung 
zuzustellen. Die mit der Fertigung der Übersetzung verbun- 
denen Auslagen sind Teil der Kosten des gerichtlichen Ver- 
fahrens und können nach Maßgabe der gerichtlichen Kosten- 
entscheidung gemäß den Vorschriften des Gerichtskostenge- 
setzes (GKG) gegen den Betroffenen geltend gemacht wer- 
den. Die in Satz 2 geregelte Zustellung der Unterlagen, die 
nach § 87a IRG-E zwingend vorliegen müssen, damit über- 
haupt ein innerstaatliches Verfahren in Gang gesetzt werden 
darf, wird im Regelfall in einem Antragsverfahren nach § 87i 
Absatz 1 IRG-E erforderlich sein, es sei denn, es ist bereits 
eine Zustellung durch das Bundesamt nach § 87c Absatz 1 
IRG-E erfolgt, weil nicht sogleich eine Überleitung in das 
gerichtliche Verfahren stattgefunden hat. Im Fall eines An- 
trages nach § 87i Absatz 1 IRG-E ist dem Betroffenen zudem 
eine Abschrift der gemäß § 87i Absatz 2 IRG-E getroffenen 
Entscheidung des Bundesamts zuzustellen, keine Bewilli- 
gungshindemisse geltend zu machen. 

Mit der Zustellung der in Absatz 3 Satz 2 genannten Unterla- 
gen soll der Betroffene durch eine Fristsetzung zugleich da- 
rauf aufmerksam gemacht werden, dass nach Ablauf dieser 
Frist eine Entscheidung des Gerichts ergehen kann. 

Zu Absatz 4 

In Satz I werden die verfahrensrechtlichen Regelungen des 
Exequaturverfahrens in § 52 Absatz 1 IRG über die Beibrin- 
gung ergänzender Unterlagen für entsprechend anwendbar 
erklärt. Durch die in Satz 1 normierte Maßgabe findet Be- 
rücksichtigung, dass das Gericht in den durch das Europäi- 
sche Geldsanktionsgesetz eingeführten Verfahrensvarianten 
nicht nur die Zulässigkeit überprüft, sondern auch die be- 
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hördliche Entscheidung, kein Bewilligungshindemis geltend 
zu machen. 

Satz 2 entspricht § 30 Absatz 1 Satz 2 IRG und sieht die 
Möglichkeit einer Fristsetzung gegenüber dem ersuchenden 
Staat für die Beibringung weiterer Unterlagen vor. 

Satz 3 legt fest, dass die vom Gericht getroffenen Entschei- 
dungen durch das Bundesamt für Justiz ausgeführt werden. 
Dies folgt bereits aus Artikel 4 Absatz 3 Satz 3 RbGeld, nach 
dem der Geschäftsverkehr zwischen ersuchendem und Voll- 
streckungsstaat unmittelbar durch die für zuständig erklärten 
nationalen Behörden erfolgen soll. 

Nach Satz 4, der sich an § 30 Absatz 2 Satz 2 IRG anlehnt, 
erstreckt sich die Beweiserhebung auf die drei in § 87h 
Absatz 3 Satz 1 IRG-E genannten Tatbestände. Über die Prü- 
fung der Zulässigkeit hinaus, die für den vertragslosen Be- 
reich in § 52 Absatz 2 Satz 1 IRG mit Verweis auf § 30 
Absatz 2 Satz 2 IRG geregelt ist, kann das Gericht auch Be- 
weise über die Ermessensausübung seitens der Behörde und 
über die Umwandlung einer nach § 87f Absatz 2 IRG-E an- 
zupassenden Geldsanktion erheben. 

Satz 5 erklärt in Anlehnung an die Regelungstechnik in § 52 
Absatz 2 IRG diejenigen Verfahrensregelungen im Ausliefe- 
rungsbereich für entsprechend anwendbar, die sich ohne 
Weiteres auf den Vollstreckungshilfeverkehr übertragen las- 
sen. Danach bestimmt das Gericht Art und Umfang der Be- 
weisaufnahme, ohne durch Anträge, Verzichte oder frühere 
Beschlüsse gebunden zu sein. Das Gericht kann eine mündli- 
che Verhandlung anberaumen, ln der mündlichen Verhand- 
lung, über die ein Protokoll aufzunehmen ist, sind die anwe- 
senden Beteiligten zu hören. 

Satz 6 orientiert sich an § 52 Absatz 2 Satz 2 IRG, der auf die 
Vorschriften von § 30 ff. IRG verweist. Getroffen werden 
Regelungen über die Vernehmung und Vorführung für den 
Fall, dass sich der Betroffene in Haft befindet. Ein Verweis 
auf § 3 1 Absatz 3 IRG, nach dem das Gericht das persönliche 
Erscheinen anordnen kann, ist nicht erforderlich, da hier über 
einen Rechtsbehelf des Betroffenen zu entscheiden ist. 

Satz 7 (Benachrichtigungspflicht) trägt dem Umstand Rech- 
nung, dass nicht wie im Exequaturverfahren nach § 48 ff. 
IRG die Staatsanwaltschaft, sondern die Bewilligungsbehör- 
de und damit das Bundesamt für Justiz mit dem Vorgang be- 
fasst war und die gerichtliche Entscheidung nach § 87g 
Absatz 1 Satz 5 IRG-E vorbereitet hat. 

ln Satz 8 wird im Unterschied zu § 3 1 Absatz 1 Satz 1 IRG, 
der in § 52 Absatz 2 Satz 1 IRG für entsprechend anwendbar 
erklärt wird, keine Anwesenheitspflicht der Bewilligungsbe- 
hörde normiert. Gegen eine solche Pflicht sprechen bereits 
die denkbaren räumlichen Distanzen zu dem Dienstsitz des 
Bundesamts für Justiz. Statt einer Anwesenheitspflicht sieht 
die Regelung in Anlehnung an § 75 Absatz 1 OWiG ledig- 
lich vor, dass das Gericht die Bewilligungsbehörde darauf 
hinweist, wenn es deren Anwesenheit im konkreten Einzel- 
fall für angemessen hält. 

Zu § 87h IRG-E (Gerichtliche Entscheidung nach Ein- 
spruch) 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Absatz 1 bestimmt für das vom Betroffenen angestrengte, 
nachgeordnete gerichtliche Verfahren die Entscheidungs- 


fonn (Beschluss). Absatz 2 Satz 1 orientiert sich an § 70 
Absatz 1 OWiG. Der Ausschluss einer Anfechtungsmöglich- 
keit in Satz 2 dient der Vereinfachung und Beschleunigung 
eines Verfahrens, das von einer grundsätzlichen Anerken- 
nung und Vollstreckung einer in einem anderen Mitgliedstaat 
ergangenen Entscheidung ausgeht. 

Zu Absatz 3 

Das Gericht prüft nach Satz 1 neben den Zulässigkeitsvo- 
raussetzungen auch, ob die Bewilligungsbehörde ihr Ermes- 
sen nach § 87d IRG-E fehlerfrei ausgeübt hat. Der gerichtli- 
chen Prüfung unterliegt zudem die Frage, ob eine Geldsank- 
tion nach § 87f Absatz 2 IRG-E fehlerfrei angepasst worden 
ist. Durch die Verwendung des Wortes „soweit“ wird klarge- 
stellt, dass der Einspruch teilweise unbegründet sein kann. 
Das Gericht überprüft hier im Unterschied zum Exequatur- 
verfahren nach § 48 ff. IRG eine bereits ergangene behörd- 
liche Entscheidung und weist den Einspruch - gegebenen- 
falls teilweise - als unbegründet zurück. 

Wie die Entscheidungsformel bei einer - auch teilweisen - 
Begründetheit des Einspruchs wegen Unzulässigkeit oder 
Ermessensfehlem lautet, folgt aus Satz 2. 

Eine eigenständige Umwandlungsentscheidung ist nach 
Satz 3 nur bei einem Fehler im Zusammenhang mit einer An- 
passung nach § 87f Absatz 2 IRG-E zu treffen. 

Satz 4 bestimmt für alle Entscheidungsvarianten, dass sich 
die konkrete Höhe der zu vollstreckenden Geldsanktion aus 
dem Tenor ergeben muss, soweit von der Bewilligungsent- 
scheidung abgewichen wird. Ohne eine solche Abweichung 
folgen die für die Vollstreckung maßgeblichen Angaben aus 
der Bewilligungsentscheidung gemäß § 87f Absatz 3 Satz 1 
IRG-E. 

Wie im Exequaturverfahren nach § 48 ff. IRG bedarf es kei- 
ner Bestimmung, wonach der Beschluss zu begründen und 
dem Betroffenen - wegen der Anfechtungsmöglichkeit nach 
§ 87j IRG-E mit einer Rechtsmittelbelehmng versehen - zu- 
zustellen ist. Dies folgt aus § 86 IRG-E, § 77 Absatz 1 IRG, 
wonach die entsprechenden Verfahrensregelungen der StPO 
und des OWiG sinngemäß gelten. 

Auch die Kostenentscheidung folgt gemäß § 86 IRG-E, § 77 
IRG den allgemeinen Gmndsätzen. Da es sich bei dem Ver- 
fahren nach § 87h IRG-E um ein Rechtsbehelfsverfahren 
handelt, das im Wesentlichen dem Einspmchsverfahren nach 
dem OWiG nachgebildet ist, ist hinsichtlich der Kostenent- 
scheidung auch auf die dortigen Regelungen zurückzugrei- 
fen. Im gerichtlichen Bußgeldverfahren finden grundsätzlich 
über § 46 Absatz 1 OWiG die Kostenvorschriften der StPO 
(§ 464 ff.) und des JGG (§ 74) entsprechende Anwendung, ln 
den Fällen, in denen der Antrag unzulässig ist, weil der Be- 
troffene die Voraussetzungen des § 87f Absatz 4 IRG-E nicht 
beachtet hat oder er ohne genügende Entschuldigung zur 
Hauptverhandlung (§ 86 Absatz 1, § 77 IRG in Verbindung 
mit § 73 OWiG) nicht erschienen ist, kommt eine Auferle- 
gung der Kosten gemäß § 1 09 Absatz 2 OWiG in Betracht, ln 
sonstigen Fällen des „Unterliegens“ des Betroffenen im Ein- 
spruchsverfahren richtet sich die Kostentragung nach den 
entsprechend anzuwendenden Normen der StPO (§46 
Absatz 1 OWiG in Verbindung mit § 465 Absatz 1 StPO). 
Entsprechend ist für einen erfolgreichen Einspruch auf § 467 
StPO Bezug zu nehmen. 
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Zu Absatz 4 

Aufgrund des Verweises auf § 77b OWiG kann das Gericht 
von einer Begründung in den dort genannten Fällen absehen. 

Zu § 87i IRG-E (Gerichtliche Entscheidung auf Antrag der 
Bewilligungsbehörde; Bewilligung) 

Zu Absatz 1 

Geregelt wird eine Antragspflicht der Bewilligungsbehörde 
(also des Bundesamts für Justiz), wenn sich die Entschei- 
dung gegen einen bestimmten Kreis von Betroffenen richtet 
oder in der Entscheidung eine Geldsanktion verhängt wurde, 
die das deutsche Recht nicht kennt. Klargestellt wird, dass 
die Behörde vorab das Vorliegen von Zulässigkeitshindemis- 
sen zu prüfen hat; auf die Ausführungen zu § 87c IRG-E wird 
Bezug genommen. 

Was unter einem Jugendlichen oder Heranwachsenden 
(Nummer 1) zu verstehen ist, folgt aus § 1 JGG. Eine Um- 
wandlung ausländischer Sanktionen gegen Jugendliche oder 
Heranwachsende kommt jedoch nur in Betracht, wenn es 
sich um die Vollstreckung von Geldstrafen im Sinne des § 87 
Absatz 2 Nummer 1 und 2 IRG-E handelt. Soweit um Voll- 
streckung einer Sanktion ersucht wird, die nach dem Recht 
des Mitgliedstaates als Ordnungswidrigkeit oder Verwal- 
tungsunrecht geahndet wird (§ 87 Absatz 2 Nummer 3 und 4 
IRG-E), ist ein von den allgemeinen Grundsätzen abwei- 
chendes Sonderrecht für Jugendliche und Heranwachsende 
nicht notwendig. In diesen Fällen wird daher keine Umwand- 
lungsentscheidung getroffen. Vielmehr wird die Geldsank- 
tion ebenso wie bei Erwachsenen durch das Bundesamt für 
Justiz vollstreckt. Über einen Einspruch entscheidet gemäß 
§ 68 Absatz 2 OWiG der Jugendrichter (vgl. § 87g Absatz 1 
Satz 4 IRG-E). Um deren jugendgemäße Vollstreckung zu 
ermöglichen, kann der Jugendrichter diese im Rahmen des 
Vollstreckungsverfahrens auf Antrag des Bundesamts für 
Justiz gemäß § 86 IRG-E, § 77 IRG in Verbindung mit § 98 
OWiG in eine erzieherische Maßnahme umwandeln. Danach 
kann an Stelle einer Geldbuße beispielsweise eine Arbeits- 
auflage oder eine Auflage zur Schadenswiedergutmachung 
erteilt werden. 

Nach Artikel 9 Absatz 3 RbGeld können Geldsanktionen 
auch dann gegen juristische Personen vollstreckt werden, 
wenn der Grundsatz der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
juristischer Personen im Vollstreckungsstaat nicht anerkannt 
ist. Gegen welche nicht natürlichen Personen letztlich in 
Deutschland vollstreckt werden darf, wird im Umsetzungs- 
gesetz nicht in Anlehnung an die gesetzliche Regelung in 
§ 30 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 3 OWiG bestimmt. Diese 
Vorschrift benennt neben juristischen Personen diejenigen 
nach der gesetzlichen Wertung gleichgestellten Personenver- 
einigungen, gegen die ebenfalls eine Geldbuße festgesetzt 
werden kann. Bezug nehmend auf das gemeinschaftsrechtli- 
che Verständnis des Begriffs der juristischen Person, kann 
gegen alle juristischen Personen vollstreckt werden, die nach 
dem Recht eines Mitgliedstaates gegründet wurden und ihren 
satzungsmäßigen Sitz, die Hauptverwaltung oder Hauptnie- 
derlassung innerhalb der Gemeinschaft haben. Eine Rechts- 
fähigkeit der juristischen Person ausschließlich nach deut- 
schem Recht ist darüber hinaus nicht erforderlich. 


Zu Absatz 2 

Die Einleitung eines Antragsverfahrens setzt voraus, dass die 
Bewilligungsbehörde gemäß § 87d IRG-E ein Bewilligungs- 
hindernis verneint. Eine entsprechende Erklärung ist in den 
Antrag aufzunehmen. Die Begründungspflicht gemäß 
Satz 2, der § 79 Absatz 2 Satz 2 IRG nachgebildet ist, wird 
der Behörde auferlegt, weil nur so eine gerichtliche Überprü- 
fung möglich ist. 

Zu Absatz 3 

Bei der Entscheidung auf Antrag der Bewilligungsbehörde 
orientiert sich der Entwurf in Absatz 3 grundsätzlich an der 
Struktur des § 54 Absatz 1 IRG. Der gerichtlichen Prüfung 
unterliegen die Zulässigkeit und die Fehlerfreiheit der Er- 
messenausübung im Hinblick auf Bewilligungshindemisse; 
ferner beschränkt sich das Gericht nicht auf die Erklärung der 
Vollstreckbarkeit, sondern trifft zugleich eine Umwand- 
lungsentscheidung. 

Absatz 3 Satz 2 regelt den Grundsatz, dass die im anderen 
Mitgliedstaat verhängte Geldsanktion in die ihr im deutschen 
Recht am meisten entsprechende Sanktion umzuwandeln ist. 
Insoweit wird auf die Regelung in § 54 Absatz 1 Satz 2 IRG 
zurückgegriffen. In bestimmten häufiger auftretenden Fall- 
konstellationen wird sich im Laufe der Zeit eine Praxis he- 
rausbilden. Es liegt beispielsweise nahe, dass eine gegen eine 
juristische Person verhängte Geldstrafe nach dem in § 30 
OWiG verankerten Rechtsgedanken in eine Geldbuße umge- 
wandelt wird. Bei einer Opferentschädigung oder einer Ver- 
pflichtung zur Zahlung eines Geldbetrages an eine öffentli- 
che Kasse oder eine Organisation zur Unterstützung von Op- 
fern (§ 87 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 und 4 IRG-E) ist es 
denkbar, auf die der Entscheidung zugrunde liegende Tat ab- 
zustellen und dann abhängig von einer Parallelbewertung 
nach deutschem Recht eine Umwandlung in eine Geldstrafe 
oder Geldbuße vorzunehmen. Absatz 3 Satz 3 schreibt vor, 
dass die Regelungen über die Umwandlung der Höhe der 
Geldsanktion in § 87f Absatz 2 IRG-E entsprechend an- 
wendbar sind. 

Zu Absatz 4 

Bei der Umwandlung einer Entscheidung, die gegen einen 
Jugendlichen oder einen Heranwachsenden ergangen ist, 
macht der Entwurf in Absatz 4 Vorgaben, die durch die 
besondere Schutzwürdigkeit dieser Betroffenen begründet 
sind. Zuständig ist der Jugendrichter (§ 87g Absatz 1 Satz 4 
IRG-E, § 34 Absatz 1, § 107 JGG). Im Hinblick auf Jugend- 
liche und gemäß § 105 Absatz 1 JGG nach Jugendstrafrecht 
zu behandelnde Heranwachsende sieht Satz 1 die Umwand- 
lung einer strafrechtlichen Sanktion im Sinne des § 87 
Absatz 2 Nummer 1 und 2 IRG-E in eine Sanktion nach den 
Vorgaben des Jugendgerichtsgesetzes vor. In der Regel wird 
in dieser Fallkonstellation eine Umwandlung in eine Auflage 
nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, Absatz 2 JGG in Be- 
tracht kommen (Zahlung eines Geldbetrages an eine gemein- 
nützige Einrichtung), weil das Jugendgerichtsgesetz eine 
Geldstrafe nicht kennt. Satz 2 schreibt für den Fall, dass bei 
einem Heranwachsenden das Jugendgerichtsgesetz nicht zur 
Anwendung kommt, da im Sirme von § 105 JGG reifebe- 
dingte Verzögerungen nicht erkennbar sind oder es sich bei 
der Tat nicht um eine typische Jugendverfehlung handelt, die 
Umwandlung der Sanktion in eine Geldstrafe vor. Im Ergeh- 
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nis ist hier der Heranwachsende wie ein Erwachsener zu be- 
handeln, dem Jugendrichter obliegt jedoch zuvor die Prüfung 
der Anwendbarkeit von Jugendstrafrecht. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 regelt in Anlehnung an § 54 Absatz 1 IRG Form 
und Tenor der Vollstreckbarkeitsentscheidung. Die Pflicht 
des Gerichts zur Entscheidung über die Kosten des Verfah- 
rens ergibt sich aus § 86 IRG-E, § 77 IRG in Verbindung mit 
§ 464 Absatz 1 und 2 StPO. 

Zu Absatz 6 

Die rechtskräftige gerichtliche Entscheidung bestimmt zwin- 
gend den Umfang der Bewilligung der Vollstreckung. Im Un- 
terschied zu dem System des Vierten Teils besteht für die Be- 
willigungsbehörde kein Spielraum für eine Abweichung von 
einer positiven Entscheidung des Gerichts für eine Vollstre- 
ckung. Diese ist zu bewilligen; eine Anfechtungsmöglichkeit 
besteht nicht. Der Inhalt der Bewilligung wird in den Sätzen 3 
und 4 geregelt. 

Zu § 87j IRG-E (Rechtsbeschwerde) 

Zu Absatz 1 

Als Rechtsmittel gegen die Entscheidung des Amtsgerichts 
ist die Rechtsbeschwerde statthaft, die der Zulassung bedarf. 
Die Regelungen orientieren sich im Wesentlichen an den 
§§ 79, 80 und 80a OWiG. Allerdings sieht das Umsetzungs- 
gesetz im Unterschied zu den OWiG-Regelungen zunächst 
keine Wertgrenze vor. Diese Entscheidung ist dem Umstand 
geschuldet, dass es angesichts des juristischen Neulands, das 
mit der gegenseitigen Anerkennung von Sanktionsentschei- 
dungen betreten wird, auch im Bereich von in anderen Mit- 
gliedstaaten verhängten Geldsanktionen zwischen 70 Euro 
und den im OWiG normierten Wertgrenzen geboten er- 
scheint, die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung zu fördern. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Die Regelungen lehnen sich an § 79 Absatz 3 und 4 OWiG 
an. Dies betrifft die Anforderungen an die Begründung, 
Form und Frist des Beschwerdeantrags (§§ 337, 338, 341, 
344, 345 Absatz 1 StPO), die Vertretung durch einen Vertei- 
diger (§ 345 Absatz 2 StPO), die Entscheidung über die Zu- 
lässigkeit der Rechtsbeschwerde durch das Amtsgericht 
(§ 346 StPO) sowie das Verfahren (§ 347 ff. StPO). 

§ 87j Absatz 1 Satz 3 IRG-E regelt die Rolle der General- 
staatsanwaltschaft beim Oberlandesgericht im Rechtsbe- 
schwerdeverfahren. Diese hat die Akten dem Oberlandesge- 
richt als Beschwerdegericht vorlegen und zu dem Antrag der 
Rechtsbeschwerde Stellung zu beziehen. Es steht ihr frei, der 
Rechtsbeschwerde beizutreten oder im Falle der Einlegung 
durch die Bewilligungsbehörde deren Verwerfung zu bean- 
tragen. Die Vorlage- und Vorbereitungspflicht bezieht sich 
nicht nur auf das Rechtsbeschwerde-, sondern auch auf das 
Zulassungsverfahren. Dies ergibt sich aus dem Verweis in 
§ 87k Absatz 2 Satz 1 IRG-E. Diese Regelung ist angezeigt, 
da das Rechtsmittelverfahren abweichend vom Verfahren 
nach dem OWiG gestaltet ist. Dort wird die Akte nach Ein- 
gang der Rechtsbeschwerde über die bereits im Einspruchs- 
verfahren beteiligte Staatsanwaltschaft durch die General- 


staatsanwaltschaft dem Oberlandesgericht zugeleitet. Das 
Verfahren nach dem Europäischen Geldsanktionsgesetz sieht 
jedoch eine Beteiligung der Staatsanwaltschaft im amtsge- 
richtlichen Verfahren nicht vor. Eine Beteiligung der Gene- 
ralstaatsanwaltschaft an dem Rechtsbeschwerdeverfahren ist 
jedoch zweckmäßig. Bei den in diesem Verfahrensstadium 
zu erörternden, meist schwierigen Rechtsfragen ist eine Be- 
ratung und Unterstützung des Beschwerdegerichts durch ei- 
ne auch sonst mit Rechtshilfefragen betraute Instanz ange- 
bracht. Im Übrigen gewährleistet die Vorbereitung des Ver- 
fahrens durch die Generalstaatsanwaltschaft die effiziente 
und zügige Erledigung der Rechtsbeschwerdeanträge und 
führt zu einer Entlastung der zuständigen Senate des Ober- 
landesgerichts. 

Zu Absatz 4 

Die Entscheidung erfolgt in Beschlussform. Hinsichtlich der 
Kosten der Rechtsbeschwerde ist über die Verweisung auf 
§ 86 IRG-E, § 77 IRG eine Entscheidung nach den kosten- 
rechtlichen Vorschriften der StPO (§ 464 ff. StPO) zu treffen. 

Zu den Absätzen 5 und 6 

Absatz 5 ist § 79 Absatz 6 OWiG nachgebildet. Absatz 6 
entspricht § 55 Absatz 2 Satz 2 IRG. Durch die Verweisung 
auf § 42 IRG wird gewährleistet, dass zur Vereinheitlichung 
der Rechtsprechung oder zur Klärung einer Rechtsfrage von 
grundsätzlicher Bedeutung im Bereich der EU-weiten grenz- 
überschreitenden Vollstreckung von Geldsanktionen eine 
höchstrichterliche Entscheidung eingeholt werden kann. Der 
Bundesgerichtshof entscheidet auf Antrag des Oberlandes- 
gerichts, der Generalstaatsanwaltschaft oder der Staatsan- 
waltschaft bei dem Oberlandesgericht. 

Zu § 87k IRG-E (Zulassung der Rechtsbeschwerde) 

Absatz 1 ist § 80 Absatz 1 OWiG nachgebildet. Die Bestim- 
mungen in den Absätzen 2, 3 und 4 orientieren sich an § 80 
Absatz 3, 4 und 5 OWiG. 

Zu § 871 IRG-E (Besetzung der Senate der Oberlandesge- 
richte) 

Zuständig zur Entscheidung über die Rechtsbeschwerde ist 
ein Senat beim Oberlandesgericht. Der Senat ist regelmäßig 
mit einem Richter besetzt. Nur in den in Absatz 3 genannten 
Fällen entscheidet der Senat in einer Besetzung mit drei 
Richtern. 

Zu § 87m IRG-E (Verbot der Doppelverfolgung; Mittei- 
lung an das Bundeszentralregister) 

ln Absatz 1 wird der Grundsatz ne bis in idem für iimerstaat- 
liche Verfahren verankert. Die Vorschrift entspricht der Re- 
gelung in § 56 Absatz 3 IRG. Veranlassung, § 56 Absatz 3 
IRG und § 87m Absatz 1 IRG-E an die innerstaatliche 
Rechtslage anzupassen, wonach unter den Voraussetzungen 
von § 84 Absatz 1 OWiG eine Ordnungswidrigkeit als Straf- 
tat nachträglich verfolgt werden kann, besteht nicht. Die Re- 
gelung in § 87m Absatz 1 IRG-E trägt dem Grundsatz der ge- 
genseitigen Anerkennung Rechnung. Auch wird durch die 
das Bundesamt für Justiz im Vorfeld der Bewilligungsent- 
scheidung treffende Beteiligungspflicht bei einem mög- 
lichen Inlandsbezug der Tat - auf die Begründung zu § 87d 
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Nummer 1 IRG-E wird verwiesen - gewährleistet, dass 
rechtzeitig eine innerstaatliche Verfolgung geprüft wird. 

Absatz 2 Satz 1 verpflichtet zu Mitteilungen an das Bundes- 
zentralregister, sofern die Vollstreckung von strafrechtlichen 
Sanktionen im Sinne von § 87 Absatz 2 Nummer 1 und 2 
IRG-E bewilligt oder abgelehnt worden ist. Die Mitteilung 
soll dem Bundeszentralregister die Prüfung einer Eintragung 
ermöglichen. Eine Mitteilungspflicht besteht nicht, wenn ei- 
ne Entscheidung für vollstreckbar erklärt wurde, in der nach 
dem Recht des ersuchenden Mitgliedstaates lediglich Ver- 
waltungsunrecht und kein strafbares Verhalten sanktioniert 
worden ist. Auf eine Bewertung nach deutschem Recht 
kommt es nicht an. Die Mitteilungspflicht besteht auch dann, 
wenn der ersuchende Mitgliedstaat im Rahmen des Straf- 
nachrichtenaustauschs innerhalb der Europäischen Union 
etwa gemäß Artikel 22 des Europäischen Übereinkommens 
vom 20. April 1959 über die Rechtshilfe in Strafsachen 
(BGBl. 1964 11 S. 1386) oder zukünftig nach der Umsetzung 
des Rahmenbeschlusses 2009/3 15/Jl des Rates vom 
26. April 2009 über die Durchführung und den Inhalt des 
Austauschs von Informationen aus dem Strafregister zwi- 
schen den Mitgliedstaaten (ABI. L 93 vom 7.4.2009, S. 23) 
sowie des Beschlusses 2009/3 16/Jl des Rates vom 6. April 
2009 zur Einrichtung des Europäischen Strafregisterinfor- 
mationssystems (ECRIS) gemäß Artikel 11 des Rahmen- 
beschlusses 2009/3 1 5/Jl (ABI. L 93 vom 7.4.2009, S. 33) das 
Bundeszentralregister tatsächlich regelmäßig über straf- 
rechtliche Verurteilungen Deutscher benachrichtigt. Da 
strafrechtliche Verurteilungen durch einen anderen Mitglied- 
staat von Personen, die nicht die deutsche Staatsangehörig- 
keit besitzen, dem Bundeszentralregister regelmäßig nicht 
mitgeteilt, aber in das Bundeszentralregister eingetragen 
werden, wenn der Verurteilte in der Bundesrepublik 
Deutschland geboren oder wohnhaft ist, ist die Mitteilung 
über die Bewilligung an das Bundeszentralregister in der 
Regel erforderlich. Die Regelung in § 55 Absatz 3 Satz 3 
IRG, in der die Frage der Eintragung der Entscheidung über 
die Vollsteckbarkeit geregelt ist wird nicht für entsprechend 
anwendbar erklärt, da die Vollstreckung der Geldstrafen in 
einem deutschen Strafurteil nicht in das Bundeszentralregis- 
ter eingetragen wird. Einer § 55 Absatz 3 Satz 4 IRG ent- 
sprechenden Regelung bedurfte es nicht, weil es in den §§12 
bis 16 BZRG, auf die in § 55 Absatz 3 Satz 4 IRG im Zuge 
der Bereinigung eines redaktionellen Fehlers durch das 
Europäische Geldsanktionsgesetz (Artikel 1 Nummer 2 des 
Gesetzentwurfs) nunmehr richtigerweise verwiesen wird, 
um Eintragungstatbestände geht, die für die Umsetzung des 
RbGeld ohne Relevanz sind. 

Zu § 87n IRG-E (Vollstreckung) 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt, dass die Bewilligungsbehörde, also das Bun- 
desamt für Justiz, zugleich als Vollstreckungsbehörde fun- 
giert, wenn kein Gericht tätig geworden ist. Kam es hingegen 
im Verlauf des Verfahrens zu einer gerichtlichen Entschei- 
dung nach Einspruch des Betroffenen oder auf Antrag der 
Bewilligungsbehörde, so obliegt die Vollstreckung der 
Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht, in dessen Bezirk 
das zuständige Amtsgericht liegt. Richtet sich die Vollstre- 
ckung gegen einen Betroffenen, der ganz oder teilweise mit 
seinem Einspruch unterlegen ist, wäre es mit einem unver- 


hältnismäßig großen Aufwand verbunden, die Vollstreckung 
wieder dem Bundesamt für Justiz zu überantworten. Im Üb- 
rigen korreliert die dezentrale Vollstreckung in diesen Fällen 
mit dem Geldzufluss an das jeweilige Land nach Maßgabe 
von Absatz 5 Satz 3. Dass im Anschluss an eine gerichtliche 
Entscheidung auf Antrag des Bundesamts in einem Zwi- 
schenschritt eine Bewilligungsentscheidung nach § 87i 
Absatz 6 IRG-E ergehen muss, bevor dann durch die jeweili- 
ge Staatsanwaltschaft vollstreckt werden kann, fallt nicht ins 
Gewicht, weil dieser Verfahrensablauf nur ausnahmsweise 
eintreten wird. Im Übrigen gilt auch hier, dass es sachgerecht 
ist, wenn in dem jeweiligen Land vollstreckt wird, in das 
nach Absatz 5 Satz 3 der Erlös aus der Vollstreckung fließt. 
Soweit in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 nach Umwand- 
lung gemäß Absatz 3 eine jugendstrafrechtliche Sanktion zu 
vollstrecken ist, ist der Jugendrichter als Vollstreckungsleiter 
zuständig. 

Zu Absatz 2 

ln Absatz 2 wird das bei der Vollstreckung anzuwendende 
Recht bestimmt. § 87n Absatz 2 IRG-E nimmt Bezug auf 
Vorschriften des Ordnungswidrigkeitenrechts und der Justiz- 
beitreibungsordnung (JBeitrO). Es wird dabei nicht nach der 
Art der zu vollstreckenden Sanktion unterschieden, wie es 
bei der Vollstreckung inländischer Geldsanktionen der Fall 
wäre. 

Satz 1 ermöglicht auch, zur Durchsetzung der Vollstreckung 
gemäß § 96 OWiG Erzwingungshaft zu verhängen. Die Er- 
zwingungshaft im Sinne von § 96 OWiG ist ein Beugemittel 
und hat deshalb keinen Strafcharakter wie die Ersatzfrei- 
heitsstrafe (vgl. BVerfG, NJW 1977, S. 293). Der Vollzug 
der Erzwingungshaft befreit daher auch nicht von der Zah- 
lungspflicht (vgl. Göhler, Kommentar zum OWiG, § 96, 
Rn. 1). Daher handelt es sich hierbei auch nicht um eine in 
Artikel 1 0 RbGeld genannte Ersatzfreiheitsstrafe, deren An- 
ordnung von dem ersuchenden Staat gesondert zugelassen 
werden muss, sondern um eine entsprechend Artikel 9 
Absatz 1 RbGeld vorgesehene Maßnahme zur Vollstreckung 
von Geldsanktionen. 

Bei der Festlegung der örtlichen und sachlichen Zuständig- 
keit des über die Einwendungen entscheidenden Gerichts 
kann nicht auf die Regelung des § 104 Absatz 1 OWiG zu- 
rückgegriffen werden, da weder Nummer 1 (Amtsgericht am 
Sitz der Bußgeldstelle) noch Nummer 2 (Gericht des ersten 
Rechtszugs bei gerichtlichen Bußgeldentscheidungen) sinn- 
gemäß für anwendbar erklärt werden kann. Das Bundesamt 
für Justiz ist nicht die die Geldsanktion erlassende Bußgeld- 
stelle. Sofern ein Gericht die Geldsanktion erlassen hat, hat 
dieses seinen Sitz im Ausland. Es ist daher in Satz 2 eine ei- 
gene Zuständigkeitsregelung vorgesehen. Diese soll sich je- 
doch an das System des OWiG anlehnen, nach dem zwischen 
den auf Grundlage von § 103 Absatz 1 OWiG vorgebrachten 
Einwendungen und Rechtsbehelfen nach der ZPO differen- 
ziert wird. Entscheidungen über Einwendungen gemäß § 87n 
Absatz 2 Satz 1 IRG-E in Verbindung mit § 103 Absatz 1 
Nummer 2 OWiG werden gemäß Satz 2 bei dem Amtsge- 
richt am Sitz der Vollstreckungsbehörde erlassen. Die Zu- 
ständigkeitsregelung nach Satz 2 gilt dann nicht, wenn sich 
darüber hinausgehende Rechtsbehelfe aufgrund der nach der 
JBeitrO (§ 6 JBeitrO) für anwendbar erklärten Vorschriften 
der ZPO ergeben. Die örtliche und sachliche Zuständigkeit 
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richtet sich in diesen Fällen nach den einschlägigen Vor- 
schriften der ZPO. 

Hinsichtlich der Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen im Rah- 
men der Zwangsvollstreckung ist zu differenzieren. Einwen- 
dungen gegen die Zulässigkeit der Vollstreckung müssen 
nach dem im Gesetzentwurf vorgesehenen Verfahren bereits 
im Einspruchsverfahren gemäß der § 87f Absatz 4 und § 87g 
IRG-E geltend gemacht werden. Einwendungen gegen die 
Art und Weise der Vollstreckung betreffen die sich aus der 
Zivilprozessordnung (ZPO) ergebende Rechtsbehelfe, auf 
die nach § 6 Absatz 1 Justizbeitreibungsordnung verwiesen 
wird. Eine gesonderte Erwähnung ist daher nicht notwendig. 
Es bleiben die auf Grundlage von § 1 03 Absatz 1 Nummer 2 
OWiG genannten Einwendungen, die - mit Ausnahme von 
§ 99 Absatz 2 OWiG (Vollstreckung von Verfallsanordnun- 
gen) - auch im Rahmen des Vollstreckungsverfahrens vorge- 
bracht werden können. 

Nicht erfasst werden von der Zuständigkeitsregelung außer- 
dem Einwendungen gegen Entscheidungen nach § 87n 
Absatz 2 Satz 1 IRG-E in Verbindung mit den §§ 96,97 
Absatz 3 Satz 2 OWiG. Hierbei handelt es sich nicht um 
Maßnahmen als Vollstreckungsbehörde, sondern um gericht- 
liche Entscheidungen, die gemäß § 87n Absatz 2 Satz 1 
IRG-E in Verbindung mit § 104 Absatz 3 OWiG, § 3 1 1 StPO 
mit der sofortigen Beschwerde anzufechten sind. 

Soweit Geldsanktionen, denen eine ausländische Geldbuße 
zugrunde liegt gegen Jugendliche vollstreckt werden, erfolgt 
die Vollstreckung ebenfalls durch die Bewilligungsbehörde. 
Nach der Verweisung in Satz 3 ist der Jugendrichter als Voll- 
streckungsleiter zuständig, wenn nach dem Gesetz (§ 98 
OWiG) eine gerichtliche Anordnung zu treffen ist. Bei Ein- 
wendungen gegen dessen Anordnungen ist aufgrund des Ver- 
weises auf § 83 Absatz 2 JGG die Jugendkammer zuständig. 

Nach Satz 5 findet § 87n Absatz 2 jedoch dann keine An- 
wendung, soweit es sich um die Vollstreckung von strafrecht- 
lichen Entscheidungen gemäß § 87 Absatz 2 Nummer 1 und 
2 IRG-E gegen Jugendliche und Heranwachsende handelt, 
die nach § 87i Absatz 4 Satz 1 und 2 IRG-E in eine - nicht 
freiheitsentziehende - Sanktion nach dem Jugendgerichtsge- 
setz umgewandelt werden. Hier richtet sich die Vollstre- 
ckung nach den §§ 86, 77 IRG nach den entsprechenden Vor- 
schriften des Jugendgerichtsgesetzes. 

Zu Absatz 3 

§ 87i Absatz 4 IRG-E verweist bei der Vollstreckung von 
Geldstrafen im Sinne von § 87 Absatz 2 Nummer 1 und 2 
IRG-E gegen Jugendliche und Heranwachsende auf die Vor- 
schriften des Jugendgerichtsgesetzes. Dieses sieht in § 13 
Absatz 2 Nummer 3 (als Zuchtmittel) bzw. § 11 Absatz 3, 
§15 Absatz 3 Satz 2 (als Beugemaßnahme) die Möglichkeit 
vor, Arrest zu verhängen. Das Gleiche gilt gemäß § 98 
Absatz 2 OWiG, wenn anstelle einer Geldbuße eine Auflage 
verhängt worden ist. Nach § 96 OWiG kann schließlich das 
Gericht im Rahmen der Vollstreckung Erzwingungshaft ver- 
hängen. Wegen der besonderen Schutzbedürftigkeit von Ju- 
gendlichen und Heranwachsenden soll jedoch im Rahmen 
der Vollstreckung ausländischer Geldsanktionen auf die 
Möglichkeit der Verhängung von freiheitsentziehenden Beu- 
gemaßnahmen verzichtet werden. Um bei Umwandlung in 
eine nach dem JGG zulässige Sanktion nach § 87i Absatz 4 
IRG-E den Ausschluss einer freiheitsentziehenden Maßnah- 


me sicherzustellen, schreibt § 87n Absatz 3 IRG-E vor, dass 
freiheitsentziehende Maßnahmen gegen Jugendliche und 
Heranwachsende nicht angeordnet werden können. Das 
Gleiche gilt im Rahmen der Vollstreckung von Geldbußen. 

Zu Absatz 4 

Durch den Verweis auf § 57 Absatz 6 IRG regelt Absatz 4 
abstrakt, dass von der Vollstreckung abzusehen ist, wenn 
nach Mitteilung des ersuchenden Mitgliedstaates ein Beendi- 
gungstatbestand vorliegt. Damit wird zugleich die Gewäh- 
rung von Amnestie oder Begnadigung durch den ersuchen- 
den Mitgliedstaat nach Artikel 1 1 Absatz 2 RbGeld erfasst. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 trifft Regelungen zum Erlös aus der Vollstreckung. 
Wohin der Erlös fließt, hängt grundsätzlich davon ab, ob es 
zu einem gerichtlichen Verfahren kommt, sei es nach Ein- 
spruch des Betroffenen oder auf Antrag der Bewilligungsbe- 
hörde. Ist das nicht der Fall, fließt der Erlös der Vollstreckung 
nach Satz 1 in die Bundeskasse. Diese Regelung trägt dem 
Umstand Rechnung, dass das Bundesamt für Justiz als zen- 
trale Bewilligungs- und Vollstreckungsbehörde bei einge- 
henden Ersuchen tätig wird. Anders ist die Sachlage zu beur- 
teilen, wenn ein Gericht durch Einspruch des Betroffenen 
oder in einem der in § 87i IRG-E vorgesehenen Fälle auf An- 
trag des Bundesamts für Justiz mit einem nach Maßgabe des 
RbGeld übersandten Vollstreckungshilfefall befasst wird 
(Satz 2). Hier ist es sachgerecht, den Erlös der Vollstreckung 
der Kasse des Landes zukommen zu lassen, in dem das zu- 
ständige Amtsgericht seinen Sitz hat (Satz 3). Für den Geld- 
zufluss in das jeweilige Land ist es irrelevant, ob ein Rechts- 
beschwerdeverfahren durchgeführt wird. Dass das Bundes- 
amt für Justiz nach Abschluss des gerichtlichen Verfahrens 
gegebenenfalls als Vollstreckungsbehörde und in Fällen des 
§ 87i Absatz 6 IRG-E als Bewilligungsbehörde tätig wird, 
ändert hieran nichts. Einzelheiten sollen in den RiVASt gere- 
gelt werden. 

Von diesen Grundsätzen kann nach Satz 4, mit dem 
Artikel 13 zweiter Halbsatz RbGeld umgesetzt wird, für Fäl- 
le abgewichen werden, in denen eine Opferentschädigung in 
eine ihr nach deutschem Recht am meisten entsprechende 
Sanktion umgewandelt worden ist. Es besteht die Möglich- 
keit, mit dem ersuchenden Mitgliedstaat zu vereinbaren, den 
Erlös aus der Vollstreckung der umgewandelten Sanktion 
dem Opfer zukommen zu lassen. Schließlich enthält Satz 5 
eine Besonderheit im Hinblick auf die Umwandlung einer 
Sanktion nach § 87i Absatz 4 Satz 1 und 2 IRG-E. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 regelt die Kostentragungspflicht im Vollstre- 
ckungsverfahren und tritt damit an die Stelle der Kostengrund- 
entscheidung bei einem inländischen Verfahren. Der Betrof- 
fene wird so gestellt, als wenn gegen ihn eine inländische 
Entscheidung vollstreckt werden müsste. 

Zu § 87o IRG-E (Grundsatz) 

Zu Absatz 1 

Satz 1 bestimmt spiegelbildlich zu § 87 Absatz 1 Satz 1 
IRG-E, dass im Folgenden ausschließlich Bestimmungen zu 
Ersuchen nach Maßgabe des RbGeld getroffen werden, was 
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unter anderem die Verwendung der Bescheinigung entspre- 
chend dem im Anhang zum RbGeld abgedruckten Formblatt 
voraussetzt. 

Absatz 1 Satz 2 bestimmt, dass § 71 IRG keine Anwendung 
findet. 

Durch den Verweis in Absatz 1 Satz 3 auf § 87 Absatz 2 
Nummer 1, 3 und 4 IRG-E erlangen die Bestimmungen zum 
Begriff des Betroffenen und zu den nach deutschem Recht 
möglichen Entscheidungstypen Geltung für ausgehende Er- 
suchen. Indem in Satz 3 auf § 87 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
und 2 IRG-E verwiesen wird, werden die Formen einer 
Geldsanktion festgeschrieben, die Gegenstand eines deut- 
schen Vollstreckungshilfeersuchens sein können. Nach deut- 
scher Terminologie sind dies Geldstrafen, Geldbußen und die 
Kosten des Verfahrens, in dem eine Geldstrafe oder Geldbu- 
ße verhängt worden ist. Zu beachten ist, dass für den ersuch- 
ten Mitgliedstaat die jeweiligen Angaben in der zu übersen- 
denden Bescheinigung maßgeblich sind, ln der Bescheini- 
gung entsprechend dem im Anhang zum RbGeld abgedruck- 
ten Formblatt, die von der zuständigen deutschen Behörde 
auszufüllen ist, wird ausgeschlossen, dass der ersuchte Mit- 
gliedstaat eine Ersatzstrafe, insbesondere eine Ersatzfrei- 
heitsstrafe, verhängt (Rubrik i) 1 .). Hierzu soll eine Regelung 
in den RiVASt getroffen werden. Wegen der weiteren Einzel- 
heiten wird auf die Ausführungen zu Artikel 1 0 RbGeld un- 
ter A. IV Bezug genommen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt in Umsetzung von Artikel 4 Absatz 1 
RbGeld, wann eine Zuständigkeit eines anderen Mitglied- 
staates für die Vollstreckung einer in Deutschland verhäng- 
ten Geldsanktion begründet ist. 

Zu § 87p IRG-E (Inländisches Vollstreckungsverfahren) 

Die Vorschrift regelt, unter welchen Voraussetzungen die 
Vollstreckungsberechtigung von der zuständigen Behörde im 
ersuchten Mitgliedstaat wieder auf die zuständige deutsche 
Behörde übergeht. Umgesetzt wird Artikel 15 Absatz 1 und 
2 RbGeld. 

Eine Möglichkeit besteht in einer Rücknahme des Ersuchens 
gemäß Satz 1 Nummer 1. Anstelle der Terminologie des 
RbGeld (Entziehung der Vollstreckung nach Artikel 12 
Absatz 1 RbGeld) wird auf den traditionellen Sprachge- 
brauch der Rechtshilfe zurückgegriffen. Satz 1 Nummer 1 
erfasst auch den praxisrelevanten, im RbGeld nicht aus- 
drücklich geregelten Fall, dass eine Vollstreckung im ersuch- 
ten Mitgliedstaat mangels Einbringlichkeit endgültig nicht 
möglich ist. Wenn die zuständige deutsche Behörde etwa in 
einem dritten Staat eine Vollstreckungsmöglichkeit sieht, 
sich eine solche in Deutschland ergeben hat oder wenn ein- 
fach für den Fall, dass in Zukunft vollstreckt werden kann, 
die Möglichkeit zur Vollstreckung wieder bei der deutschen 
Behörde liegen soll, wird das Ersuchen zurückzunehmen 
sein, wodurch die deutsche Behörde wieder vollstreckungs- 
berechtigt wird. Gegenüber der zuständigen Behörde des er- 
suchten Mitgliedstaates erklärt das Bundesamt für Justiz die 
Rücknahme. 

Satz 1 Nummer 2 sieht vor, dass die Vollstreckung im Inland 
auch dann wieder zulässig ist, wenn der ersuchte Mitglied- 
staat die Vollstreckung versagt hat. Für eine Ablehnung we- 


gen des ne bis in idem-Grundsatzes wird in Satz 2 eine Aus- 
nahmeregelung getroffen, wie sie Artikel 1 5 Absatz 2 Buch- 
stabe a RbGeld zwingend vorschreibt. Lehnt der ersuchte 
Mitgliedstaat aus dem in Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a 
RbGeld genannten und in Satz 2 übernommenen Grund die 
Vollstreckung ab, ist der deutschen Behörde (Staatsanwalt- 
schaft oder Verwaltungsbehörde) eine Vollstreckung ver- 
wehrt. Auch eine etwaige Rücknahme des Ersuchens führt in 
dieser Konstellation nicht zu einer Vollstreckungsberechti- 
gung, weshalb Satz 2 eine Ausnahme zum gesamten Rege- 
lungsinhalt des Satzes 1 darstellt. 

Zu § 98 IRG-E (Anwendungsvorbehalt; Stichtagsrege- 
lung) 

Die Vorschrift enthält eine Stichtagsregelung, die die Voll- 
streckbarkeit von Entscheidungen vom Zeitpunkt des Erlas- 
ses der Entscheidung bzw. des Eintritts der Rechtskraft nach 
Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Oktober 2010 abhängig 
macht. Die Stichtagsregelung gilt sowohl für eingehende als 
auch ausgehende Ersuchen. Im Hinblick auf die Vollstre- 
ckung ausländischer Ersuchen soll dem Umstand Rechnung 
getragen werden, dass inländische Betroffene bislang davon 
ausgehen konnten, ausländische Entscheidungen, zumindest 
sofern diese den praktisch bedeutsamen Bereich des Ord- 
nungswidrigkeitenrechts betreffen, würden nicht durch in- 
ländische Behörden vollstreckt werden. Inländischen Betrof- 
fenen soll daher kein Nachteil dadurch entstehen, dass sie in 
Erwartung der Nichtvollstreckung einer ausländischen Ent- 
scheidung es versäumten, rechtzeitig Rechtsmittel einzule- 
gen. 

§ 98 IRG-E differenziert zwischen gerichtlichen (§ 87 
Absatz 2 Nummer 1 und 4 IRG-E) und behördlichen Ent- 
scheidungen (§ 87 Absatz 2 Nummer 2 und 3 IRG-E). Mit 
dem Abstellen auf den Zeitpunkt, an dem die Entscheidung 
ergangen ist, liegt grundsätzlich ein eindeutig bestimmbares 
Datum als geeignetes Abgrenzungskriterium vor. Allerdings 
ist bei gerichtlichen Entscheidungen zu beachten, dass ein 
gerichtliches Verfahren durch mehrere Instanzen verläuft 
und die Sanktion erst danach ihre eigentliche Gestalt erhalten 
kann. Um Unklarheiten dahingehend zu vermeiden, auf die 
Entscheidung welcher Instanz abzustellen ist, soll bei ge- 
richtlichen Entscheidungen nicht der Zeitpunkt des Urteils- 
erlasses maßgeblich sein, sondern der Eintritt der Rechts- 
kraft. Dagegen ist bei nicht gerichtlichen Entscheidungen 
(§ 87 Absatz 2 Nummer 2 und 3 IRG-E) auf den das Verfah- 
ren abschließenden Bescheid als letzten Schritt innerhalb ei- 
nes behördlichen Verfahrens abzustellen. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Justizverwaltungs- 
kostenordnung) 

Zu § 5 Absatz 4 JVKostO (Nummer 1) 

Artikel 17 RbGeld sieht vor, dass die Mitgliedstaaten auf ge- 
genseitige Kostenerstattung verzichten. 

Ein weitgehender Verzicht auf Kostenerstattung ist im 
Rechtshilfeverkehr üblich, beispielsweise in Artikel 20 des 
Rechtshilfeübereinkommens des Europarates von 1959 oder 
in Artikel 18 des Vertrages vom 13. Mai 2002 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Kanada über die Rechts- 
hilfe in Strafsachen (BGBl. 2004 II S. 962). Auch in 
Artikel 30 des RbEuHb ist ein Verzicht auf Kostenerstattung 
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vorgesehen. Dabei geht man davon aus, dass sich die auf bei- 
den Seiten anfallenden Kosten für die Erledigung der Rechts- 
hilfeersuchen langfristig ausgleichen und der mit dem Kos- 
tenausgleich verbundene Verwaltungsaufwand unverhältnis- 
mäßig wäre. 

§ 5 Absatz 2 JVKostO sieht vor, dass auch im Rechtshilfe- 
verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenhei- 
ten bestimmte Auslagen erhoben werden. Hiervon macht § 5 
Absatz 4 JVKostO-E eine Ausnahme: Wurde nach § 75 IRG 
oder nach § 7 1 IStGH-Gesetz auf Kostenerstattung verzich- 
tet, werden Auslagen nicht erhoben. Das Gleiche gilt für 
Auslagen in Verfahren nach dem Abschnitt 2 und 3 des Ach- 
ten Teils des IRG, also die Auslieferung oder Durchlieferung 
auf der Grundlage eines Europäischen Haftbefehls. 

Da bereits jetzt mehrere Rahmenbeschlüsse einen Verzicht 
auf Kostenerstattung vorsehen, ist es geboten, eine allgemei- 
ne Fomiulierung zu finden, mit der der Verzicht auf Kosten- 
erstattung sowohl für das Verfahren nach dem Europäischen 
Geldsanktionsgesetz als auch für Umsetzungsgesetze von 
künftigen Rahmenbeschlüssen, die einen gegenseitigen Kos- 
tenverzicht vorsehen, gesetzlich verankert wird. Dies soll 
zum Anlass genommen werden, zur Vervollständigung auch 
die völkerrechtlichen Vereinbarungen mit einzubeziehen. 

§ 5 Absatz 4 Satz 2 JVKostO-E dient der Klarstellung. Ge- 
genstand der Regelungen in der JVKostO ist grundsätzlich 
das Justizverwaltungsverfahren, hier somit das Bewilli- 
gungsverfahren. Bei dem Verfahren der Strafvollstreckung 
und der Vollstreckung von Geldbußen handelt es sich dage- 
gen um Verfahren nach der StPO bzw. nach dem OWiG. 

Zu § 6 Absatz 3 JVKostO (Nummer 2) 

Es wird auf die Begründung zu Nummer 1 verwiesen. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Gerichtskostengesetzes) 
Zu§lGKG (Nummer 1) 

Die Regelung bestimmt, dass für gerichtliche Verfahren nach 
dem Neunten Teil, Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 des IRG das 
Gerichtskostengesetz anwendbar ist. 

Der Änderungsbefehl berücksichtigt die Änderungen des § 1 
GKG zum 1 . September 2009 durch das Gesetz zur Reform 
des Verfahrens in Familiensachen und in den Angelegenhei- 
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 
(BGBl. 1 S. 2586). 

Zur Änderung des Kostenverzeiehnisses (Nummer 2) 

Zur Gliederung und Übersehrift Teil 3 

(Buchstaben a und b) 

Durch die Einfügung neuer Gebührentatbestände für Verfah- 
ren nach dem Neunten Teil, Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 des 
IRG sind die Gliederung sowie die Überschrift von Teil 3 des 
Kostenverzeichnisses entsprechend anzupassen. 

Zu Teil 3 Hauptabschnitt 9 (Buchstabe c) 

ln Hauptabschnitt 9 sollen neben der Gebühr für das Verfah- 
ren über die Rüge wegen Verletzung des Anspruchs auf 
rechtliches Gehör (bisher Nummer 3900) auch Gebühren für 
gerichtliche Verfahren nach dem Neunten Teil, Abschnitt 2 
Unterabschnitt 2 des IRG geregelt werden. Die Überschrift 


des Hauptabschnitts soll entsprechend geändert und zwei 
Abschnitte eingefügt werden. 

Im neuen Abschnitt 1 sollen die Gebühren für Verfahren nach 
dem Neunten Teil Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 des IRG ge- 
regelt werden. Für Verfahren bei Einspruch gegen die Ent- 
scheidung der Bewilligungsbehörde (§ 87h IRG-E) soll, 
wenn der Einspruch verworfen oder zurückgewiesen wird, 
eine Festgebühr in Höhe von 50 Euro anfallen (Num- 
mer 3910). Dagegen werden Gebühren für das Verfahren auf 
gerichtliche Entscheidung auf Antrag der Bewilligungsbe- 
hörde (§ 87i IRG-E) nicht vorgeschlagen. Insoweit handelt 
es sich um ein Amtsverfahren. Die Einführung von Gebüh- 
ren würde der bestehenden Systematik widersprechen, dass 
Amtsverfahren nach dem IRG gerichtsgebührenfrei sind. 

Die Erhebung von Festgebühren in Verfahren bei Einspruch 
gegen die Entscheidung der Bewilligungsbehörde entspricht 
der Systematik bei Entscheidungen über die Anerkennung 
ausländischer Titel in zivilrechtlichen Verfahren (Teil 1, 
Hauptabschnitt des Kostenverzeichnisses zum Gerichtskos- 
tengesetz). Streitigkeiten bei der Festsetzung der Gerichts- 
kosten werden durch eine Festgebühr weitgehend vermie- 
den. Da der gerichtliche Aufwand auch in unterschiedlichen 
Einspruchsverfahren in aller Regel ähnlich sein wird, führt 
eine Festgebühr zu sachgerechten Lösungen. Die Festgebühr 
soll 50 Euro betragen. So kann gewährleistet werden, dass 
auch bei Einspruch gegen die Bewilligung der Vollstreckung 
einer geringen Geldstrafe bzw. Geldbuße keine unverhältnis- 
mäßig hohen Kosten entstehen. 

Beschränkt sich die Entscheidung des Gerichts darauf, die 
fehlerhafte oder unterlassene Umwandlung nach § 87f 
Absatz 2 IRG-E nachzuholen, kaim das Gericht nach billi- 
gem Ermessen die Gebühr auf die Hälfte ermäßigen oder be- 
stimmen, dass die Gebühr nicht zu erheben ist. Es kann in 
solchen Fällen, in denen der Behörde ein Fehler unterlaufen 
ist, unbillig sein, den Betroffenen mit der vollen Gebühr zu 
belasten. 

Die Möglichkeit, die Gebühr zu eraiäßigen oder nicht zu er- 
heben, soll das Gericht auch in den Fällen haben, in denen die 
Höhe der zu vollstreckenden Geldsanktion zu Gunsten des 
Betroffenen gegenüber der Bewilligungsentscheidung abge- 
ändert wird. In solchen Fällen hat der Einspruch zumindest 
teilweise Erfolg, so dass eine Gebührenennäßigung oder der 
Erlass der Gebühr gerechtfertigt sein kann. 

Für das Verfahren über den Antrag auf Zulassung der Rechts- 
beschwerde (§ 87k Absatz 1 IRG-E) soll keine Gebühr vor- 
gesehen werden. Das Zulas sungs verfahren ist weitgehend 
§ 80 OWiG nachgebildet. Für ein Verfahren nach § 80 OWiG 
ist bislang im GKG keine besondere Gebühr vorgesehen. Die 
Verwerfung des Antrags auf Zulassung hat im Übrigen die 
Wirkung der Rücknahme der Rechtsbeschwerde (§ 87k 
Absatz 3 Satz 4 IRG-E, § 80 Absatz 4 Satz 4 OWiG). Die 
Rücknahme der Rechtsbeschwerde löst vor Ablauf der 
Begründungsfrist auch in Verfahren nach dem Ordnungs- 
widrigkeitengesetz keine Gebühr aus (Anmerkung zu 
Nummer 4121 KV GKG). 

Für das Rechtsbeschwerdeverfahren soll, wenn die Rechts- 
beschwerde verworfen oder zurückgewiesen wird, entspre- 
chend der allgemeinen Systematik des GKG, dass für das 
Verfahren in der zweiten Instanz in der Regel eine 1 */ 2 -fache 
Gebühr anfällt, eine Festgebühr in Höhe von 75 Euro erho- 
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ben werden (Nummer 3911). Wird die Rechtsbeschwerde 
vor Ablauf der Begründungsfrist zurückgenommen, soll, 
entsprechend der Anmerkung zu Nummer 4121 KV GKG, 
die Gebühr nicht erhoben werden. 

Die bisherige Nummer 3900 wird Nummer 3920 im neuen 
Abschnitt 2. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Rechtsanwalts- 
vergütungsgesetzes) 

Zur Gliederung des Vergütungsverzeichnisses zum RVG 

(Nummer 1) 

Durch die Einfügung von zwei neuen Unterabschnitten in 
Teil 6 Abschnitt 1 des Vergütungsverzeichnisses ist die Glie- 
derung entsprechend anzupassen. 

Zu Teil 6 Abschnitt 1 VV RVG (Nummer 2) 

ln Abschnitt 1 soll zusätzlich zu den Gebühren für gerichtli- 
che Verfahren nach dem IRG und dem IStGH-Gesetz (bisher 
Nummern 6100 und 6101) auch eine Gebühr für die Tätig- 
keit im Verwaltungsverfahren vor der Bewilligungsbehörde 
nach dem Neunten Teil, Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 des 
IRG geregelt werden. Dementsprechend soll der Abschnitt in 
zwei Unterabschnitte gegliedert werden. Der neue 
Unterabschnitt 1 soll die Verfahrensgebühr für eine anwaltli- 
che Tätigkeit gegenüber der Bewilligungsbehörde in Verfah- 
ren nach dem Neunten Teil, Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 des 
IRG aufnehmen. Diese Regelung ist notwendig, da nach 
Vorbemerkung 2 Absatz 3 der Verwaltungsvorschrift zum 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz die Vorschriften des Teils 2 


über die außergerichtliche Tätigkeit nicht anzuwenden sind. 
Im Hinblick auf das stark formalisierte Prüfungsverfahren 
der Bewilligungsbehörde erscheint eine Vergütung der an- 
waltlichen Tätigkeit in Höhe der Hälfte des für das gerichtli- 
che Verfahren vorgesehenen Betragsrahmens (bisher Num- 
mer 6100) als angemessen. Eine Terminsgebühr des Rechts- 
anwalts soll nicht vorgeschlagen werden, da eine Verneh- 
mung des Betroffenen im Verwaltungsverfahren nicht 
vorgesehen ist. 

Die bisherigen Nummern 6100 und 6101 werden Nummern 
6101 und 61 02 im neuen Unterabschnitt 2. Die Gebühren fal- 
len in jedem Rechtszug gesondert an, § 15 Absatz 2 Satz 2 
RVG, so dass die Tätigkeit des Anwalts im Einspruchs- wie 
im Rechtsbeschwerdeverfahren gesondert entgolten wird. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Artikel 5 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes am I . Oktober 2010 mit Aus- 
nahme der §§ 77a und 77b IRG-E ist vorgesehen, um einen 
ausreichenden organisatorischen Vorlauf zu ermöglichen. 
Die Vorlaufzeit bis zum Inkrafttreten des Europäischen 
Geldsanktionsgesetzes erklärt sich durch die noch zwingend 
erforderlichen komplexen Vorbereitungsarbeiten, ohne die 
eine effektive grenzüberschreitende Vollstreckung im Be- 
reich von Geldsanktionen nicht möglich ist. Auch müssen 
noch zahlreiche technische Fragen in den für die Praxis be- 
sonders wichtigen RiVASt in Abstimmung mit den betroffe- 
nen Ressorts der Bundesregierung sowie den Ländern gere- 
gelt werden. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nomienkontrollrat hat den Gesetzentwurf auf 
Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten begrün- 
det werden, geprüft. 

Mit dem Gesetz werden keine Informationspflichten für die 
Wirtschaft sowie Bürgerinnen und Bürger eingeführt, geän- 
dert oder aufgehoben, so dass für diese keinen neuen Büro- 
kratiekosten entstehen. Für die Verwaltung werden zwei In- 
formationspflichten neu geschaffen. Die damit verbundenen 
Bürokratiekosten können derzeit nicht quantifiziert werden. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge- 
setzlichen Prüfauftrages daher keine Bedenken gegen das 
Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 867. Sitzung am 5. März 2010 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 77b IRG) 

Artikel 1 Nummer 4 § 77b ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Satz 1 ist der Satzteil vor Nummer 1 wie folgt zu 
fassen: 

„Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
bestimmen für ihren Bereich durch Rechtsverord- 
nung“. 

b) Nach Satz 1 sind folgende Sätze einzufügen: 

„Die Landesregierungen können die Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf die Landesjustizverwal- 
tungen übertragen. Die Zulassung der elektronischen 
Übennittlung nach § 77a Absatz 1 kann auf einzelne 
Gerichte und Behörden sowie auf einzelne Verfahren 
beschränkt werden.“ 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Konzentration der 
Verordnungsemiächtigung auf das Bundesministerium 
der Justiz ermöglicht dem Bund, den elektronischen 
Rechtsverkehr und die elektronische Aktenführung auch 
insoweit einzuführen, als Landesjustizbehörden betroffen 
sind. Das ist abzulehnen. 

Wie im Bereich der Prozessordnungen (z. B. § 130a Ab- 
satz 2, § 298a Absatz 1 ZPO; § 110a Absatz 2, § 110b Ab- 
satz 1 OWiG) ist es den Ländern vorzubehalten, ob und 
warm sie den elektronischen Rechtsverkehr und die elek- 
tronische Aktenführung zulassen. Dies gilt schon des- 
halb, weil die dazu nötigen EDV-technischen Vorkehrun- 
gen ebenfalls auf Landesebene geschaffen werden müs- 
sen. Der im Entwurf vorgesehene Zustimmungs vorbehalt 
des Bundesrates kann nicht verhindern, dass der elektro- 
nische Rechtsverkehr und die elektronische Aktenfüh- 
rung zugelassen werden könnten, bevor in einzelnen Län- 
dern die Voraussetzungen hierfür geschaffen werden 
konnten. 

Zudem ist es, ebenfalls wie im Bereich der Prozessord- 
nungen (z. B. § 130a Absatz 2 Satz 3 ZPO; § 110a Ab- 
satz 2 Satz 3 OWiG), den Ländern vorzubehalten, bei wel- 


chen Gerichten und Behörden und für welche Verfahren 
sie den elektronischen Rechtsverkehr zulassen wollen. 
Dies gilt schon deshalb, weil die dazu nötigen EDV-tech- 
nischen Vorkehrungen ebenfalls auf Landesebene ge- 
schaffen werden müssen und insoweit nicht zwingend 
von einer landesweit gleichmäßigen und gleichzeitigen 
technischen Ausstattung ausgegangen werden kann. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 87n Absatz 5 Satz 1 IRG) 

Artikel 1 Nummer 5 § 87n Absatz 5 Satz 1 ist wie folgt zu 
fassen: 

„Am Erlös aus der Vollstreckung sind je zur Hälfte der 
Bund und die Länder nach Einwohnern beteiligt.“ 

Begründung 

Nach dem Gesetzentwurf sind die Länder im Regelfall 
nicht am Erlös der Vollstreckung beteiligt, tragen aber ei- 
nen erheblichen Teil des Verwaltungsaufwands. Die Be- 
hörden der Länder werden in zweierlei Hinsicht tätig: Sie 
setzen Geldsanktionen gegen Betroffene aus anderen Mit- 
gliedstaaten fest und sie treiben in anderen Mitgliedstaa- 
ten festgesetzte Geldsanktionen gegen Betroffene aus 
Deutschland ein. 

Die Festsetzung von Geldsanktionen gegen Betroffene 
aus anderen Mitgliedstaaten führt anders als bei Inlands- 
sachverhalten zu keinem Mittelzufluss bei den Ländern, 
weil Geldsanktionen und gegebenenfalls anfallende Voll- 
streckungsgebühren dem ausländischen Vollstreckungs- 
staat zustehen. Im umgekehrten Fall erhalten die Länder 
auch kein Geld, weil nach dem Gesetzentwurf der Erlös 
der Vollstreckung allein dem Bund zusteht. Zwar erfolgt 
die Beitreibung durch Gerichtsvollzieher und Vollzie- 
hungsbeamte im Wege der Amtshilfe für das Bundesamt 
für Justiz. Diese ist zwar grundsätzlich kostenfrei für die 
ersuchende Behörde. Bei der hier zu erwartenden auf 
Dauer angelegten Amtshilfe handelt es sich aber um einen 
atypischen Fall, für den der Grundsatz der Kostenfreiheit 
nicht gelten kann. Im Ergebnis belastet die Umsetzung 
des Rahmenbeschlusses über die gegenseitige Anerken- 
nung von Geldstrafen und Geldbußen einseitig die Län- 
der. Dies ist nicht hinnehmbar. Deshalb muss das Auf- 
kommen hälftig den Ländern zustehen. Die Verteilung 
unter den Ländern sollte nach Einwohnern erfolgen. 
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Anlage 4 

Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nummer 4 - § 77b IRG) 

Die Bundesregierung hat keine grundsätzlichen Bedenken 
gegen den Vorschlag. Allerdings sollte für die Bundesebene 
das Bundesministerium der Justiz ermächtigt werden. Der 
Ländervorschlag müsste insoweit leicht abgeändert werden. 
Die Bundesregierung wird in Abstimmung mit den Ländern 
einen Formulierungsvorschlag erarbeiten und in das weitere 
Gesetzgebungsverfahren einbringen. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Numiuer 5 - § 87n Absatz 5 Satz 1 
IRG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu, weil er 
der tatsächlichen Lastenverteilung bei der Bearbeitung aus- 
ländischer Ersuchen um Vollstreckung von Geldsanktionen 
nicht gerecht wird. Eine hälftige Teilung aller Vollstre- 
ckungserlöse zwischen Bund und Ländern würde den Bun- 
deshaushalt einseitig belasten. 

Der Bund bzw. das Bundesamt für Justiz trägt die Hauptlast 
des Verfahrens, während die Länder in einem Großteil der 
Fälle nicht beansprucht werden. Es erscheint deshalb sachge- 
recht, dass der Bund in der Regel den Vollstreckungserlös er- 
hält. Sofern Belastungen für die Länder anfallen, sollen diese 
nach dem Regierungsentwurf auch ausgeglichen werden: 
Wird ein Gerichtsverfahren angestrengt, erhalten ausschließ- 
lich die Länder die Vollstreckungserlöse, ohne dass eine Kos- 
tenteilung mit dem Bund wegen der auch in diesen Fällen für 
das Bundesamt anfallenden Kosten vorzunehmen wäre. 

Lediglich in den Fähen von eingehenden Ersuchen um Voll- 
streckung von Geldsanktionen, in denen das Bundesamt für 
Justiz bei der Eintreibung auf Gerichtsvollzieher oder Voll- 
ziehungsbeamte der Länder angewiesen ist, sieht der Regie- 
rungsentwurf keine gesonderte Kostenverteilung zugunsten 


der Länder vor. Auch das ist aus Sicht der Bundesregierung 
sachgerecht. Die Inanspruchnahme von Gerichtsvollziehern 
und Vollziehungsbeamten durch den Bund wird nur in einer 
geringeren Zahl der Fähe erforderlich sein. Eine grundsätz- 
lich hälftige Teilung der Vollstreckungserlöse würde sich so- 
mit einseitig zugunsten der Länder auswirken. Hinzu kommt, 
dass in der Vollstreckungspraxis der Vollziehungsbeamte die 
Kosten bei einer erfolgreichen Vollstreckung einbehält. Eine 
Kostenbelastung der Länder entsteht damit nur in den Fällen 
einer erfolglosen Vollstreckung, die erwartungsgemäß nicht 
der Regelfall ist. 

Die Bundesregierung teilt auch nicht die Einschätzung der 
Länder, dass die Kosten für die Festsetzung von Geldsanktio- 
nen bei ausgehenden Ersuchen ausschließlich die Länder be- 
lasten, so dass hierfür ein Ausgleich zu finden sei. Dies lässt 
zum einen unberücksichtigt, dass der Bund auch hier erhebli- 
che Kosten trägt, indem er die Übersetzung der Ersuchen in 
die jeweilige Landessprache des zu ersuchenden Staates ver- 
anlasst. Zum anderen gilt, dass sich die innerstaatliche Zah- 
lungsruoral durch eine konsequente europaweite Vollstre- 
ckung von Geldsanktionen erwartungsgemäß verbessern 
wird. Hierfür sprechen die im Ausland gewonnenen Erfah- 
rungen. Von dieser verbesserten Zahlungsmoral profitieren 
vor allem die Länder. Es steht zu erwarten, dass Zahlungsauf- 
forderungen der Bußgeldbehörden künftig in einem höheren 
Maße als bisher befolgt werden. Auch dies muss bei der Fra- 
ge der Kostenverteilung im Auge behalten werden. 

Insgesamt liefe der Ländervorschlag darauf hinaus, dass der 
Bund weniger als die Hälfte der Vollstreckungseinnahmen 
erhielte. Lfru diesen Nachteil auszugleichen, müssten konse- 
quenterweise auch die Vollstreckungserlöse, die den Ländern 
im Falle von gerichtlichen Verfahren zustehen, jeweils hälf- 
tig mit dem Bund geteilt werden. Dies würde jedoch zu ei- 
nem erheblichen verwaltungstechnischen Aufwand führen, 
der in keinem Verhältnis zu den zu erwartenden Einnahmen 
steht. 
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